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Einleitung. 

Grundlagen der Agrarpolitik. 

I. Wesen und Ziel der Agrarpolitik. 

Agrarpolitik ist die verantwortliche politische Gestaltung aller 
mit dom Bauerntum zusammenhängenden Lobonshcrcieho. 

I. Agrarpolitik ist hiernach in erster Linie Bauorntumspolitik und 
daher nicht etwa nur ein Teil der Volkswirtsohaftspolitik 
(liberale Auffassung), sondern darüber hinaus einer der wich- 
tigsten Zweige der Gesamtpolitik (nationalsozialistische Auf- 
fassung). 

1. Der Führer hat die Bedeutung der Bauerntumspolitik in 
, seinem Buch „Mein Kampf“ besonders horvorgohohon. 

Der Grundfehler der. deutschen Politik vor 1914 war, wie 
der Führer nachweist, die oinsoitigo Kolonial- und Handels- 
politik, die den Bauernstand schwächte und deshalb unheilvoll wirkte. 
Demgegenüber betont der Führer dio Notwendigkeit, einen dem 
zahlenmäßigen Wachstum des deutschen Volkes entsprechenden Lo- 
bonsraum in Europa zu gewinnon, und bezeichnet dio bäuerliche 
Besiedlung dieses Raumes als eino Hauptaufgabe kommender deutscher 
Politik (S. 255, 72öff.). 

2. Das Agrarprogramm der NSDAP, (vom Führer unterzeichnet 

am 6. in. 1930; vgl. unten S. 92) bezeichnet das Bauerntum 
als „eine Hauptstütze eines waliren deutschen Y olksstaates“ 
und die Bauorntumspolitik als „einen Grundpfeiler der ' 
nationalsozialistischen Politik, gerade deshalb, weil diese 
auf das Wohl des Gesamtvolkes auch in den kommenden 
Generationen gerichtet ist.“ , 

In der Mißnohtung dos Bauornstandös und in der Vernach- 
lässigung der Landwirtschaft sieht das Agrarprogramm ein Kornüb ol 
deß liberalen Systems. 

3. R. Walther Darrö hat in seinen Werken die gedanklichen 
Grundlagen dor Bauorntumspolitik entwickelt. 

a) In dem Werk „Das .Bauerntum als Lobonsquell der 
Nordisohen Rasse“ (1928) hat er die bäuerlichen Lebens- 

' grundlagen dor nordisohen Rasse nachgowiesen und die 
Wesensmerkmalo des nordisohen Bauerntums — bäuerliche Wesens- 
art, bäuerliche Zucht und Sitte, bäuerliche SiedJungsverfassung — 
aufgezeigt. 

b) In dom Werk „Neuadcl aus Blut und Boden“ (1930) hat 
er die WesonBzüge eines echten Adels bäuerlicher Prägung 
dargelogt und daraus die Folgerungen für eine Siedlungs- und Ge- 
meinsohaftsverfassung gezogen. . 
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_ i TT~Tii„f nnH Bodon“ ( 1939 ) sind seine wioh- ' 

01 i 

. nationalsozialistischem Bauorntumspolitik liefern. 

H. Dio Hauptziele der nationalsozialistisch 

sich aus dem Agrarprogramm der NSDAP., das loigende ; 

Grundsätze aufgestellt hat: . 

1 „Erhaltung eines leistungsfähigen, im Verhältms zur ‘wach- 
senden Gesamtvolkszähl auch zahlenmäßig ontsprochondon 
Bauernstandes“. 

Das ARrarprogramm erkennt duroh diese Forderung nicht nur dia 
überragende volkswirtschaftliche Bedeutung des Nuhratandes an, son- 
dern sicht „im Landvolk auch den Hauptträger Vo ld cher Erbgesund- 
heit, den Jungbrunnen des Volkes und das Buokgrat der Wehrmacht . 

2. Wirtschaftliche und kulturollo Höhung dos Bauernstandes 
entsprechend seiner Bedeutung für das ganze Volle. Da- 
durch soll zugleich eine Hauptursache der Landflucht be- 
seitigt werden. 

a) Die landwirtschaftliche Kentabilitüt soll, damit dio bäuerliche Arbeit 
sich wieder löhnt, wieder hergestellt werden. Als besonders wiohtig 
bezeichnet das Agrarprogramm den Schutz vor ausländischem 
Wettbewerb, dio Senkung der überhöhten Zwischenhan- 
delsproiso bei landwirtschaftlichen Erzeugnissen und der über- 
höhten Proiso für landwirtschaftliche Bedarfsgüter (z. B. 
Kunstdünger, elektrisohe Kraft). Die Preisgestaltung der land- 
wirtschaftlichen Produktion soll der Spekulation entzogen und 
die Erzeugung selbst gesteigert werden. 

b) Die soziale Lago des Landarbeiters soll durchgreifend verbessert 
werden. 

3. „Deutsches Bodenrecht und deutsche Bodenpolitik.“ 


a) Land soll nur erwerben können, wer es selbst bewirtschaften wilL 

b) „Eine große Zahl lebensfähiger kleiner und mittlerer Bauembetriebe 
ist vom bevölkerungspolitischen Standpunkt aus vor allem wichtig.“ 
Eine schematische Regelung der Größe der landwirtschaftlichen 
Betriebe lehnt das Agrarprogramm aber ab. 

o) Das Erbrecht an Grund und Boden „soll durch ein Anorbcnrccht 
so geregelt werden, daß eine Zersplitterung des Landbesitzes und 
eine Verschuldung des Betriebes vermieden wird“, 
d) Verfügbar gewordenes Land soll planmäßig besiedelt werden, vor 
allem in Gestalt der Grenzlandsiedlung im Osten. Aufgabe der 
deutschen Außenpolitik ist es, „Ernälirungs- und Siedlungsraum 
im Großen für das wachsende deutsche Volk zu schaffen“. 


EL Leitung und Durchführung der Agrarpolitik. 

A. Leitung der Agrarpolitik. 

Die Leitung der Agrarpolitik liegt bei Partei und Staat, an 
oberster Stelle bei dem Führer und Reichskanzler. 
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1. Geschichtliche Entwicklung. 

I. Eigene staatliche Landwirtschaftsvorwaltungen bildeten sich- 
da früher die landesherrliche Polizei auch für die landwirt, 
schaftlichen Fragen zuständig war, erst im 19. Jahrhundert. 

In Preußen wurdo 1848 das Ministerium für Landwirtschaft, 
Domänon und Forsten errichtet. In der Mittel- und Unterstufo wurden 
die landwirtschaftlichen Angelegenheiten vorwiegend duroh dio Behörden 
der allgemeinen Verwaltung (Regierungspräsident, Landrat) erledigt. Dooh 
wurden für einzelne Zwocko, z. B. für dio Landeskultur, Sondorbohörden 
■ geschaffen. 

II. Die Reichsverwaltung hatte bis zum Weltkrieg nur einen mehr 
mittelbaren Einfluß auf die Agrarpolitik, und zwar vorwiegend 
unter polizeilichen Gesichtspunkten (z. B. Nahrungsmittel- 
und Viehseuchengesetzgebung) und unter dom Gesichtspunkt 
dos Zollschutzes. 

Hier standen sieb Freihandels- und Sehutzzollpolltlk echarf gegenüber. 
Die Linksparteion (Sozialdemokratie, Forts ehrittspartei) und dio liberale 
Nationalökonomie, dio kein Verständnis für Bauerntum und Landwirt- 
schaft hatten, waren schärfste Verfechter der Froihandelspolitik. Unter 
Caprivi, dom Nachfolger Bismarcks, wurde dio Schutzzollpolitik weitgehend 
lallen gelassen, um dio Ausfuhr industrieller Erzeugnisse zu fördern. Dio 
Folge davon waren Krisenjahro für dio Landwirtschaft. 

II. .Nach dom Weltkrieg ging aus dem Kriegsernährungsamt, daa 
1 im Jahre 1916 zur einheitlichen Leitung der KriegBernährungs- 
wirtschaft geschaffen worden war, das Roichsministorium für 
Ernährung und Landwirtschaft hervor. 

Während dos Weltkrieges konnto sioh dos Kriogsornährunga- 
amt gegenüber den verschiedenen Wünschen der Bundesstaaten,- der Par- 
; teien und der Interessontengruppon kaum durchsetzen. Auch war es 
zu sohwaoh, um den Schwarz- und Schleichhandel wirksam zu bekämpfen 
und dio unzuvorlässigon Elemente in der Wirtschaftsverwaltung und im 
Wirtschaftsablauf auszusohalton. In der Nachkriegszeit. trat das 
Roichsministorium für Ernährung und Landwirtschaft vorwiegond bei 
der Durchlührung landwirtschaftlicher Notprogramme, bei der OsthiUe- 
gesotzgebung und boi Stützungsmaßnahmcn auf einzelnen landwirtschaft- 
lichen Märkton hervor. 

2. Dio Leitung der Agrarpolitik seit der Machtübernahme. 

I. Für die Fragen der Agrarpolitik ist zuständig: 

1. Innerhalb der Roicbsleitung der NSDAP, ist für die Fragen 
der Agrarpolitik der Leiter des Roicbsamtes für das Land- 
volk. 

2. Innerhalb der Staatsführung der.Rßichsministcr für Er- 
nährung und Landwirtschaft. 

3. Innerhalb der beruflichen und wirtschaftlichen Selbstver- 
waltung dos Landvolks der Reicbsbaucrnfübrer. 
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' Diese drei 

fekletl^ Horbort mit der Mbrurrg der Geschäfte 

II. Dem Retasnmiislcriirai für Mlrruiig ruiJ londwirlsdialt oli- 

l ,C| niTt'rmetsctzgcbuilg, und zwar entweder in eigener Zu- 
'■ SÄSffi ta Verantwortlicher Mitwirkung. - 
o t>i 0 Gestaltung der Boden- und Sicdlungsvcrfassung, nisbe- 
- sondere die Lenkung der Dorfaufrüstung, der Umlegung und 
der Neubildung deutschen Bauerntums, die Bergbauem- 
fragen und die Reichsdomänenverwaltung. , 

3 Die Förderung der landwirtschaftlichen Erzeugung und der 
Landeskultur; der. ländlichen Arbeit und des landwirt- 
schaftlichen Kreditwesens. 

4. Bio Lenkung der Kriegsernälirungswirtscliaft. 

5. Die Pflege der Handelspolitik mit anderen Ländern, soweit 
es sich um Fragen der Ernährungs- und Landwirtschaft 
handelt. 

Zur Durchführung dieser Aufgaben unterstehen, 
ihm die Dienststellen der staatlichen Verwaltung, 
der Reichsnährstand und die sonstigen auf dem Gebiet 
der Ernährungs- und Landwirtschaft bestehenden Einrich- 
tungen und Stellen. 


B. Durclifülirimg der Agrarpolitik. 

Die Durchführung der Agrarpolitik liegt vorwiegend bei dem 
- Reichsnährstand als der öffentlich-rechtlichen Gemeinschaft8ord-'• 
nung der deutschen Landwirtschaft. 


1. Geschichtliche Entwicklung des landwirtschaftlichen 
Organisationswesens. 

I. Vor der Machtübernahme bestanden zahlreiche Vereinigungen 
zur Vertretung der landwirtschaftlichen Berufsinteressen, 
und zwar: 

1 . Zahlreiche landwirtschaftliche, Gesellschaften und Vereine, 
deren Ziel die Hebung der Landwirtschaft und des land- 
wirtschaftlichen Bildungswesens war. Sie waren . in den 
einzelnen Ländern zu Zentralvereinen zusammen- 
geschlossen, z. B. in Preußen zu dem „Landesükonomie- 
Kollegium“. Spitzenorganisation im Reich war der 1872 
gegründete „Deutsche Landwirtschaftsrat“. 


9 


( Daneben bestanden noch zahlreiche Vereine auf örtlicher 
Grundlage und Verbände zur Vertretung besonderer BorufB- 
intcressen, z. B. dor Deutsche milchwirtsohaftlicho Reichs- 
verband, der Beichsverband der doutschcn land- und forstwirtschaft- 
lichen Arbeitgoborvereinigungen und die 1885' auf Anregung 
Max Eyths gegründete Deutsche LandwirtBchaftsgosellsohaft, 
die durch Veranstaltung von Wanderausstellungen die landwirtschaft- 
, liehe Technik förderte. • 

2. Die Landwirtschaftskammefn als amtlich anerkannte Be- 
rufsvertretungen der gesamten Landwirtschaft. 

Die Landwirtschaftskannnern. waren durch die Landesregierungen 
gebildet worden, und zwar zuerst 1804 in Preußen. Der „Deuts cho 
LnmlwirtBclmftsrnt“ entwickelte sieh allmählich zur Spitzen Organisation 
auch der Landwirtschaftskannnern. 

3. Landwirtschaftliche Organisationen mit politischem Ein- 
schlag. Hervorzulieben sind : 

a) Der „Bund der Landwirte“, der 1803 unter dem Druck der Caprivi- 
Bchcn Freihandelspolitik .durch Froihcrrn von Wnngenhoim ge- 
gründet worden wnr und die gesamte doutsoho Landwirtschaft 

• zusammenfassen sollte. 

b) DIo Bauernvereine katholischer Prägung. Der erste Bauernverein 
dieser Art war 1802 durch Freiherrn von Sohorlomer in Westfalen 
gegründet worden. 

II. Nach der Machtübernahme wurde das landwirtschaftliche Or- 
ganisationswescii glcicligcsehaltct. Damit war die Grundlage 
_ . geschaffen für den Neuaufbau. 

2. Der Reichsnährstand. 

Heute ist der Reichsnährstand die alleinige Organisation der 
deutschen Landwirtschaft. Seine wichtigste Rechtsgrundlage ist 
das Reichsnährstandsgesetz vom 13. IX. 1933 mit seinen Durch- 
führungsverordnungen. Vgl. auch Heft 32 1 2 S. 97 ff. 

Andero gleichartige Organisationen bestehen nicht mehr, sondern 
sind aufgelöst oder dem -Reichsnährstand ungegliedert worden. 

I. Der Reichsnährstand ist die öffentlich-rechtliche Gemein- 
schaftsordnung dor doutschcn Land- und Ernährungswirtschaft. 
Ihm gehören ohne weiteres an: 

1. Allo in der Landwirtschaft (einschließlich Fischerei, Garten- 
und Weinbau, Imkerei und Jagd) tätigen Menschen, ins- 
besondere die Bauern und Landwirte samt ihren Familien- 
angehörigen, die Verpächter und Pächter, die Nutznießer 
und Altenteiler, das landwirtschaftliche Gesinde und die 
Landarbeiter. 

Dem Reichsnährstand gehören ferner an nllo au! dem Gebiete der 
Landwirtschaft bestehenden Vereinigungen, insbesondere die ungeglie- 
derten landwirtschaftlichen Vereine, Verbände und Einrichtungen (z. B. ■ 
Züchtervereinigungen, Vereinigung der Landlieferungsverbände), ferner ' 
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die landwirtschaftlichen Genossenschaften nebst ihren Zusammen- 
schlüsson und Einrichtungen. 

2. Allo Berufsgruppen und Betriebener 

insbesondere die Mitglieder des Landhandels (z. Vieh-, 
Kartoffel-, Milch- und Obsthandel) und die Be- Ver- 
arbeiter landwirtschaftlicher Erzeugnisse (z. B. Mühlen, 
Molkereien, Brennereien, Zuckerfabriken). 

Ferner gehören dem Reichsnährstand an die zum Zwecke der 
Marktordnung geschaffenen Marktvorbande. Vgl. unten S. 70. . 

n. Der Reichsnährstand ist eine Selbstvorwaltungskörperscliaft des 
öffentlichen Hechts. 

1. Er steht unter einer politisch verantwortlichen bäuerlichen 


Führung. 

a) Führer des Reichsnährstandes ist der vom Führer er- 
nannte Rcichshüucrnführcr. Mit der Wahrnehmung 
seiner Geschäfte ist der Staatssekretär im Reichsmini- 
sterium für Ernährung imd Landwirtschaft Herbert Backe 
beauftragt. Er wird vertreten durch den Reichsobmann 
des Reichsnährstandes, den Bauer Gustav Behrens. 


Dem Reichsbauernführer untersteht die ge- 
samte ehrenamtliche Führerschaft des Reichs- 
nährstandes, insbesondere in den Landesbauern- 
schaften die Landcsbaucrnfiilircr, in den Kreisbauern- 
schaften die Krcisbauernfülircr und in den Ortsbauern- 


schaften die Orlsbaucrnfülircr. 


b) Eine besondere Bedeutung für das Bauerntum hatten die 
RoiclisbaucrntagOj die bis zum Krieg alljährlich in Goslar 
durchgeführt wurden. Hier wurde die gesamte Führer- 
schaft des Reichsnährstandes auf die einheitlichen Ziele 
der Agrarpolitik ausgerichtet. 

In entsprechender Weise gab es Landcsbauerntago im 
Bereich der Landesbauernschaften. 


2. Er besitzt zur Durchführung der ihm obliegenden Selbst- 
verwaltungsaufgaben einen umfassendonYorwaltungskörpor, 
der sich von oben nach unten in das Verwaltungsamt 
des Reichsbauernführers, die Verwaltungsämter 
der Landesbauernschaften und die Dienststellen 
der Kreisbauernschaften gliedert. Sachlich gliedern 
sich die Verwaltungsstellen in drei Hauptabteilungen, 
die je nach ihrer Stufe die Bezeichnung Reichs-, Landes- 
und Kreishauptabteilungen tragen. 

a) Der Hauptabteilung I obliegt vor allem die allgenielno Verwaltung. 

b) Der Hauptabteilung II obliegt hauptsächlich die berufliche Selbstver- 
waltung des Bauerntums, hauptsächlich die Fragen der Besitz-, Ar- 
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beits- und Sozialverfassung, die Fragen des landwirtschaftlichen Be- 
triebes und die Förderung der landwirtschaftlichen Erzeugung, 
c) Der Hauptabteilung HI obliegt die wirtschaftliche Selbstverwaltung 
der Ernulirungawlrtschalt und die einheitliche Zusammenfassung der 
Marktordnung. 

m. Aufgaben des Reichsnährstandes sind namentlich: 

1. Die berufliche und wirtschaftliche Förderung soiner Mit- 
glieder, z. B. durch Berufsausbildung und Wirtschafts- 
beratung. 

2. Der Ausgleich ontgegonstohonder beruflicher und sozialer 

Intorossen seiner Mitglieder, z. B. durch Ordnung des Paoht- 
wesens. , 

3. Die verantwortliche Vertretung der Lebensfragen von 
Bauerntum, Landwirtschaft und Ernährungswirtschaft. Da- 
bei obliegt dem Reichsnährstand die Ausrichtung der ge- 
samten von ihm erfaßten Lebensbereiche auf die Lebens- 
notwendigkeiten des Gesamtvolkes. > 

4. Die Durchführung der Marktordnung. ' Vgl. unten S. 64. 

5. Die Erfüllung sonstiger, ihm vom ReichsminiBter für Er- 
nährung und Landwirtschaft übertragener Aufgaben, z. B. 
hei der Neubildung deutschen Bauerntums und der Durch- 
führung des Reichserbhofgesetzes. 

r 




Erster Teil. 

Die Agrarverfassung. 

Erster Abschnitt. 


Die Besitzverfassung. 

I. Grundlagen der Besitzverfassung. 

Eajs&SÄi stbäs « 

von ihm bewirtschafteten Land zusteht. 


A. Geschichtliche Entwicklung der bäuerliclien 
Bcsitzvorliältnisso. 

Die ländliche Besitzverfassung ist bedingt durch die Axt der 
Ausgestaltung des Bodenreehts und ein getreues Spiegelbild der 
Agrargeschichte (vgl. Näheres in Heft 32 1 ). 

I. Das germanische Bodonrccht war das Recht freier Bauern. 

1. Der bäuerliche Besitz (Odal) setzte sich zusammen aus der Hofstätto, 
die im Sondereigentum des Bauern stand, ans dem Anteil an der Feld- 
mark, deren Bestellung durch den Flurzwang einheitlich geordnet war, 
und aus dem Nutzungsrecht an der Allmende (Weide und Wald), die 
im Gemeineigentum Btand. 

2. Das Odal war sippengebunden. Es wurde an einen Sohn vererbt und 
konnte weder veräußert noch belastet oder geteilt werden. 

n. In der merovingisch-karolingischon Zeit verschlechterte sich 
das bäuerliche Besitzrecht unter fränkischem und kirchlichem 
Einfluß. Durch die freie Teilbarkeit des Bodens, duroh ZinB- 
. und Steuerlasten und durch die Bildung yon Großgrundbesitz 
wurde der Odalsgedanke verdrängt. Die freien Bauern wurden 
vielfach zu abhängigen Hintersassen eines Grundherrn. 

Vom Frankenreich ausgehend griffen diese Einflüsse auch auf 
das schwäbische und thüringischoStammesgebiot über, wührond 
sie sich in Bayern und namentlich in Niedersachsen nur wenig durch- 
setzen konnten. 


% 
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IH. Im späteren Mittelalter besserte sich die Lago des Bauernstandes 
wieder, namentlich infolge der Ostkolonisation. 

Im Verlaufe der Ostkolonisation wurdon dio bisher slawisohon 
Länder östlich dorElbo mit freien deutschen Bauern besiedelt. 
Daduroh wurde dio im alton deutschen Raum eingotroteno Üborbovölke- 
• rang beseitigt und so dio wirtschaftliche und rechtliche Lago dor dort 
verbliobenon Bauern wesentlich gehoben. 

XV . Vom Beginn der Neuzeit an entwickelte sich die bäuerliche 
Besitzverfassung in den einzelnen Gebieten Deutschlands ver- 
schieden. 

1. Im Gebiet der Bnucrn kriege, besonders in Südwestdoutschland, ent- • 
wickelte sich dio Grandherrschaft dahin, daß der Grundherr zum Voll- 
elgontdmcr des Bodens wurde. Den Bauern, dio das ihnen von dem 
Grundherrn überlassono Land bewirtschafteten, stand kein gesichertes 
Bcsitzrcoht mehr zu. Freie Bancrn, dio ihnen gehörendes Land be- 
wirtschafteten, gab cs kaum mehr. Später entwickelte sioh in Bayern 
ein persononreohtliohes Unterwerfungsverhältnis der Bauern zum Grund- 
herrn, das sioh namentlich in der Verpflichtung zu persönlichen Dienst- 

. loistungen äußerto (sog. Süddoutsoho Loiboigonschaft). 

2. In Nordwcstdoutscliland wurdo gleichfalls dio Grundhcrrschalt vor- 
herrschend, doch hatten die Bauern ein ■verhältnismäßig günstiges 
Bcsitzrocht. Dio typische Besitzform war das. Meiergut, an dom dor 
Bauer ein vererbliches dingliches Besitzreeht hatto. 

3. In Ostdeutschland (östlich der Elbo) entwickelte sioh dio Wirtschafts- 
form des Rittergutes, dio für dio Bauern eine wesentliche Verschlechte- 
rung bedeutete. Ais Entgelt für dio Überlassung ihres Hofes hatten 

v dio Bauern zur Bewirtschaftung des Rittorgutes Frondienste zu leisten. 
Persönlich gerieten sie in Erbuntertänigkeit (sog. Ostdeutsche Lelbefgon- 
schaft), d. h. sie waren an dio Schollo gebunden und mit ihror Familie 
dienstpflichtig. 

V. Seit der 2. Hälfte dos 18. Jahrhunderts bossorto sich die Lago 
dos Bauernstandes wieder. Zuerst begannen Preußen und 
Österreich unter dem Einfluß der Aufklärung mit Maßnahmen 
zur Hebung des Bauernstandes. 

,1. In Preußen wurdo duroh dos auf Vorschlag des Ereiherm vom Stein 
erlassene Edikt vom 9. X. 1807 dio Erbuntertänigkeit aufgehoben 
(Bauernbefreiung). Auoh in den andoren Ländern verschwanden bald 
darauf die persönlichen Abhängigkoits Verhältnisse der Bauern. 

2. Im Anschluß an dio Bauernbefreiung sollton dio auf den Bauerngütern 
ruhenden dinglichen Lasten (Erbzinson, Frondienste usw.) abgelöst 
werden, um den Bauern das volle Eigontum an seinem Besitz zu ver- 
schaffen. Da aber dio Ablösung vielfach mit Landabtrotungen verbun- 
den wurde, so sanken — namentlich in Ostdeutschland — viele Bauern 
in die Stellung von Tagelöhnern herab. 

VI. Die Bauernbefreiung besserte zwar die soziale Stellung des 
■ Bauernstandes, schützte aber die bäuerlichen Betriobo nicht 
gegen die Gefahren der liberalen Rechts- und Wirtschafts- 
ordnung. 

1. Bio Rechtsordnung sicherte nicht den Bestand der Hilfe. Die landes- 
reohtliohon Vorschriften über ein Anorbenrecht, die die Vererbung des 
• Hofes an einen Sohn vorsahen, ' waren unzureichend, da sie die freie 
Verfügung des Bauern über den Hof nicht aussohlossen. 
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Markt. , . 

VH. Erst 4c J ® a j“*^BTmMeÄribo^™S> ^besondere 
SS’ ST SÄfcfgesot, vom 29. IX. 1933. Vgl. 
unten S. 16ff. , 

B. Die heutigen Besitzvcrliältnisso. 

T Bei der Betrachtung der heutigen Besitzycrhültnisso sind nach 
der Gründer landwirtschaftlichen Betriebe zu unterscheiden: 
1 Die Großgüter (in Ostdeutschland auch von alters her 
„Bittergüter“ genannt), bei denen der Landwirt sich auf 
d£ L eiteng des Betriebes beschränken und Aufsichtsperso- 
nal hinzuziehen muß. 

Dio Großgüter werden zu Latifundien, wenn ihr Umfang -so zu- 
nimmt, daß sie den mittleren und kleineren Besitz verdrängen. 

2. Dio Bauerngüter, und zwar: 

a) Großo Bauerngüter, bei denen der Bauer sich im wesentlichen auf 
dio Leitung und Beaufsichtigung des Betriebes beschrankt. 

b) Mittlero Bauerngüter, bei denen der Bauer sieb nicht auf die Leitung 
und Beaufsichtigung beschränkt, sondern auch im Betrieb mit- 
arbeitet. 

c) Kleinere Bauerngüter, bei denen der Bauer mit seiner Familie die 
nötigen Arbeiten durchweg allein leistet. 

3. Der Klcinhesitz (Parzellenbesitz), der so klein ist, daß er 
den Besitzer und seine Familie nicht voll beschäftigen und 
ernähren kann. 

Bei welcher Fläohe ein Betrieb voll lebensfähig ist, läßt sich nicht 
allgemein sagen, sondern bängt sehr stark von der Güte des Bodens, 
von dem Klima und der Betriebsart ab. Während in fruchtbaren 
Gegenden mit guten Absatz- und Verkebrsverbältnisson schon ein Be- 
sitz von 2 — 5 ha eine selbständige bäuerliche Existenz sichern kann, gibt 
in anderen Gegenden vielfach ein Besitz von 7 — 10 ha noch keine 
bäuerliche Lebensgrundlage. 

H. Im Altreich ist die Besitzverfassung gekennzeichnet durch das 
Vorherrschen: 

1. Groß- und mittclbäuerlichcr Betriebe in den alten Bauero- 
ländem Bayern, Niedersachsen, Oberdonau und Nieder- 
donau. 

2. Des Elcinbcsitzes im Siedlungsgebiet des fränkischen Stam- 
mes im Ithcinland, in Dessen, in Südwcstdoutscbland und in 
Westthüringen. 

3. Des Großgrundbesitzes in den Gebieten östlich der Elbo und 
in der Provinz Sachsen. 
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III. Mit der Frage der Besitzverfassung wird vielfach die Bctriebs- 
großenfrngc verbunden. 

P'®, landwirtschaftliche Statistik gellt von den landwirt- 
schaftlichen Betrieben aus.- Da Großbetriebe und Latifun- 
™ mehrere Betriebe zerfallen, ist der Überblick über 
c? e t Zusammenballung des Großgrundbesitzes er- 

1. Die Zahl der Betriebe und ihr Anteil ander landwirt- 
schaftlich genutzten Flache ergibt sich aus folgender 
Zusammenstellung (1930): 



2. Besonders wichtig ist das Bctricbsgefiigo der Landschaft, 
das Mischungsverhältnis der einzelnen Betriebsgrößen. 

Wird der Anteil der einzelnen Betriebsgrößenldoasen an der land- 
. wirtschaftlich genutzten Fiüclie einander gegenübergestellt, so ergibt 
sieh für drei typische Gebiete folgendes Bild (in %): 




Mecklenburg 

Bayern 

Baden 

0,5—2 

ha 

1,5 

2,0 

10,8 

2—5 

n 

2,8 

10,5 

20,8 

5—20 

j» 

13,8 

40,0 

41,0 

20—100 

»i 

27,9 

35,8 

14,8 

über 100 


54 

• 4,2 

5,7 


C. Bcsitzvorfassung und Agrarpolitik. 

I. Dio Besitzverfassung ist für dio Agrarpolitik von großer Be- 
deutung. Insbesondere bestehen enge Zusammenhänge: 

1. Zwischen Bcsitzvcrlnssung und Arbeitsverfassimg. In den bäuerlichen 
Gebieten Deutschlands herrscht dio bäuerliche Familionwirt- 
Schaft und dio Gesindeverfassung vor. In den Gebieten des Groß- 
grundbesitzes spielt dagegen der Landarbeiter die ausschlag- 
gebende Rolle. 

2. Zwischen Bcsitzvcrrassung und Erzeugungsrlcbtung. In den mittel- 
und kleinbäuerlichen Gebioton des Reiches überwiegt dio Vor- 
odolungswirtsobaft (Viobzucht, Milchwirtschaft). In den' Gebieten 
des Großgrundbesitzes überwiegt der Ackerbau, der eine stärkere 
Mechanisierung zuläßt. 
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„ Milch 


31.1 % 

34.7 % 
10,5 % 

54.1 % 

01.7 % 
55 % 
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24 % 

19.4 % 

17.5 % 
20,4 % 
22,0 % 
20,0 % 
20,8 % 


10,7 % 
9,1 % 
13 % 
7,3 %_ 
0,2 % 
0 , 0 % 
8,7 % 


34,2j% 

30.8 % 

50 % 

12,2 % 

9,5 % 

11.8 % 
14,5 % 


TTT - Dio agrarpolitisclion Forderungen, die die Besitzverfassung be- 
treffen, sind im Agrarprogramm der NSDAP . unter Ablehnung 
einer schematischen Regelung der Betriebsgröße folgender- 
maßen umschrieben: 


1. Eino große Zahl lebensfähiger kloinor und mittlerer Bauern- 
stcllori ist vom bevölkerungspolitischen Standpunkt vor 
allem wichtig. Der Verwirklichung dieser Forderung 
dient: 


u) Das Reichs erbhofgesetz, das den bestehenden bäuerlichen Besitz 
zugunsten der bäuerlichen Sippe gebunden und gegen Verschuldung 
und Zersplitterung im Erbgang geschützt hat. Vgl. unten S. 10. 

b) Dio Neubildung deutschen Bauerntums im . Wege der Siedlung. 

2. Daneben ist der Großgrundbesitz in oinom gesunden Ver- 
hältnis zum Mittel- und Kleinbetrieb berechtigt. 


IV. Dio Betricbsgrößcnfrago hat angesichts der im Osten sich er- 
gebenden Aufgaben eine neue Bedeutung erlangt. 

1. Im Osten des Reiches sollen in erster Linie loistungs- und 
lebensfähige bäuerliche Familienbetriebe auf auskömmlicher 
Besitzgrundlage geschaffen werden. 

Der Reichsfükrer hat in seiner Eigenschaft als Roiohskom- 
miBBar für die Festigung deutschen Volkstums die Betriebs- 
größenfrage und die Betriebsgrößenmischung für dio Ostgebiete durch 
Erlaß vom 20. XI. 1040 (vgl. „Neues Bauerntum“ 1041 S. 30) ge- 
regelt. 
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2. Im übrigen Reichsgebiet sind, soweit eine Neuordnung 
der ländlichen Besitzverhältnisse notwendig wird, 
kleinere Besitzgrößon insbesondere gerechtfertigt:' ’ 

n) In West- unil Südwcstdculsclilond angesichts der engen Verflechtung 
von Landwirtschaft und Gewerbe. 

b) In den klimatisch begünstigten Gebieten des Reiches im Hinblick 

nuf die dort vorlioiTBeliende gürtneriach-landwirtHclmftlicbo Nutzung 
des Bodens. , 

c) In den Alpcngeblctcn. Hier muß die EntBiedlung der höheren Go- 
birgslagen vermieden werden. 


D. Besitzverfassung und Familienrecht. 

I. Die Besitzverfassung hängt aufs engste zusammen mit den Erb- 

gcwolmheiton. 

1. Dio geschlossene Vererbung, d. h. der Übergang des gesamten 
Besitzes auf einen Erben war in den mittel- und großbäuer- 
lichen Gebieten des Reiches seit Jahrhunderten üblich. 

' Der Rechtsübergang vollzieht sich meist in Form des Guts- 
übergabevertrages. 

a) Der Hof ging nicht im Erbgang, sondern durch Vertrag unter 
Lebonden auf den Übernehmer, meist den ältesten Sohn, über. 

b) Der Übernehmer erwarb das Gut zu einem billigen Wertansoblag. 
Maßgebend war nach der Übung meist der’Ertragswert, nicht der 
Verkehrswert des Gutes. 

c) Dio Übergeber behielten sioh'cinen Altenteil auB, eine Versorgung 

aus dem Hof bis ans Lebensende. • 

d) Im Übergnbevertrng wurden für die übrigen Kinder Abfindungs- 
summen nach den Kräften des Hofes festgesetzt. 

2. Dio Realteilung, d. h. die Aufteilung des Besitzes unter alle 

Erben nach gleichen Teilen herrschte in den kleinbäuer- 
lichen Gebieten, insbesondere in West- und Südwestdeutsch- 
land, vor. \ _ 

IT. Dio Besitzverfassung hängt ferner eng zusammen mit dem 

Giitorstand. 

1. Di vielen Gegenden Deutschlands war die allgomeino Güter- 
gemeinschaft üblich. 

a) Beim Eingehen der Ehe winde ein Ehe- und Erbvertrag ge- 
schlossen. ■ . , _ . , , 

b) Die Mitgift der Bäüerin wurde oft zur Abfindung dor Ein- 
sprüche der weichenden Erben verwendet. . ' 

1 o) Der Bäuerin als der wichtigsten Mitarbeiterin und der unentbehr- 
lichen Stützo des Bauernhofes wurdo das Miteigentum am Hof • 
eingorüumt. 

2. Amloro Gütorstündo hatten in bäuerlichen Kreisen weniger 
Bedeutung. 

o 

Sclmo ffor , Neugestaltung. Heft 32'. 
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II. Die neue deutsche Bodenordnung. 

A. Das Rciclisorbliofgcsotz. . ' . 

Das Eeicliserbhofgesetz vom 20. IX, 1033 ist da» Oronagosotz 
der neuen deutschen Bodenordnung. 

1. Ziel und Hauptinhalt des Gesetzes. 

I. Das Endziel des Reichserbhofgesetzes ist, das Bauerntum als 
Blutsquell des deutschen Volkes zu erhalten (vgl. den Vor- 
spruch des Gesetzes). Zur Erreichung dieses Zieles sind fol- 
gende Maßnahmen erforderlich: 

1. Die Bauernhöfe müssen Tor Verschuldung und Zersplitterung im Erb- 

iranff geschützt werden. Denn nur so kann^ die dauernde Verbindung 
von Blut und Boden gesickert werden, dio allein gesunde Bauern- 
geschlechter zu erhalten vermag. • 

2. Auf eine gesunde Verteilung der landwirtschaftlichen Bcsltzgrüßon muß 
hingewirkt werden. Denn, eine große Anzahl lebensfähiger kleiner und 
mittlerer Bauernhöfe, möglichst gleichmäßig über das ganze Land ver- 
teilt, bildet dio beste Gewähr für dio Gesunderhaltung von Volk und 

• Staat. 

II. Zur Erreichung dieser Ziele bestimmt das Reichserbhofgesetz, 
daß alle bäuerlichen Besitzungen „Erbhüfo“ werden. 

1. Voraussetzungen der Erbhofoigonsckaft sind: 

a) Der Hol muß zur Erhaltung eines^.Bauemgeschlechts 
geeignet sein. Das ist der Eall: 

a) Wenn der Hol einerseits eine Äckemnhnuig darstellt, d. h. zur 
Ernährung einer bäuerlichen Eamilic ausreicht, und andererseits 
die den bäuerlichen Verhältnissen entsprechende Größe nicht 
übersteigt, d. h. nicht über 125 ha' groß ist. 

Der Begriff der Aokornahrung läßt sioh niolit scharf 
umreißen. Er ist im Bergbauerngebiet ein anderer als im 
Weinbauerngebiet oder im Marschland, in Württemberg ein 
anderer als in Ostpreußen. Er muß aus den Umständen des 
EinzclfaOes geschöpft werden, wobei der Leitgedanke des Ge- 
setzes, Stärkung und Festigung des Bauerntums, maßgebend 
sein muß. 

ß) Und wenn der Hof im Eigentum „einer“ natürlichen Person (oder 
eines Ehepaares) steht. 

k) ® e . r Eigentümer des Hofes muß bauornfähig, d. h. als 
Erhalter eines Bauerngeschlechts würdig und geeignet 
sem. Dies setzt voraus: deutschblütige Abstammung, 
deutsche Staatsangehörigkeit, Ehrbarkeit und Fähigkeit 
. zur ordnungsgemäßen Bewirtschaftung des Hofes. 

2 ' r T i ra f USS ! JtZ i UI1Sei1 gegeben, so ist der Hof kraft 

. dtogSgSn Z ' ,eUnBton ^ es Bauenigeschleohts 
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, a) Der Hofeigentümer (Bauer) knnn grundsätzlich über den Erbhof 

weder unter Lebenden noch von Todes wegen verfügen. DioZwanga- 

vollstrookung wegen Geldforderungen in den Erbhof ist aus- 
geschlossen. 

b) Beim Todo des Bauern geht der Erbhof ungeteilt auf „einen" Erben, 
den Anerben, über. Dio Rechte der anderen Erben beschränken 
sich auf das übrige Vormögen des Bauern und auf gewisse Ver- 
sorgungsansprüoho gegen den Anerben. Vgl. unten 2 IV 2. 

2. Das Roichsorbhofgcsotz als Ausdruck dos neuen Rcchtsdonkons. 

Der Gedanke des sippen- und pilichtgobundenon Eigent um s ist 
einer der stärksten Einbrüche in das bisherige Rechtsdenken. Des- 
halb ist das Reicbserbhofgesetz auch von grundlegender Bedeutung 
für das gesamte neue deutsche Volkere cht. ' " 

I. Das Doichsorhhofgosotz hat entsprechend der alten deutschen 
Rechtsanschauung den unbeweglichen Boden wiodor wirklich 
unbeweglich gemacht, indem es die Möglichkeit, ihn nach Be- 
lieben zu teilen, zu veräußern und zu belasten, beseitigt hat. 

1. Dor Boden ist nach dem Reiohserbhofgesetz — im Gegensatz zum BGB. — 
keine frei veräußerlicho Ware, sondern dio unantastbare und unveräußer- 
liche Lehensgrundingo des Volkes und der bäuerlichen Sippe. Er steht 
zwar im vollen Eigentum des Bauern als des gegenwärtigen Vertreters 
der Sippe, ist aber zugunsten der Sippe, dio vor dom Bauern war und 
nach ihm sein wird, dinglich gebunden. 

2. Der Boden ist naoh dem Reiohserbkofgesotz die Arbeitsgrundlago der 
bäuerlichen Familie und dio Emährungsgrundlago des Volkes und wird 
dieser Zweckbestimmung für immer erhalten. 

II. Das Roichsorbhofgcsotz faßt — im Gegensatz zum BGB. — 
den Erbhof nicht als eine Vielzahl von Grundstücken und be- 
weglichen Sachen, sondern als oino Lobonsoinheit und deshalb 
auch als eine Rechts- und Wirtschaftseinheit auf. 

1. Nur ein lehens- und leistungsfähiger Betrieb kann, weil der Erbhof eino 
. Lebens- und Wirtschaftseinheit darstellen soll, Erbkor sein. Deshalb 

verlangt das Gesetz als Mindestgrößo eine Aekemahrung, 

2. Der Erbhof kann, weil er eino Lebens- und Wirtschaftseinheit darsteßt, 

’ nur als Ganzes ungeteilt auf einen Anerben übergehen. 

ITT, Das Roichsorbhofgcsotz stellt das bäuerliche Berufsrecht unter 
den Gedanken der Leistung und Pflichterfüllung. Der Bauer, 
der seiner Arbeit nachgekt, schafft nicht nur den Lebensunter- 
halt für sich selbst, sondern er erfüllt gleichzeitig auch die ihm 
obliegende Berufspflicht gegenüber seinem V olk. Deshalb kann 
nur Bauer sein, wer ehrbar und zur Bewirtschaftung des Hofes 
imstande ist. : 

Fehlt einer dieser Voraussetzungen, so kann das Anerbengcrloht den Bauern 
„nbmeiera", d. h. entweder dio Verwaltung und Nutzung des Hofes dom 
Ehegatten oder dem Anerben übertragen oder, falls Sipponangchörigo nicht 
vorhanden sind, das Eigentum am Erbhof einer anderen bauemfäbigen 
Person übertragen. Vgl. Näheres Heft 32 2 , S. 3ö. 
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ÄSÄSSsÄi .oll«. «»=1* ä» ™“ " ^ Bt0dcr d ™ 

Bauern den Töcütcm vorgdicn _ Bauer vielfach schon 

' ‘ (vgl. oben S. 17) Dieser 

ÄSgbed^ 

Kräfte S bela™tet U odcr ein sonstwie gegen dio Grundsätze des Erbhofrechts 
verstoßender Vertragsinhalt vereinbart wird. 

2 Dio neben dem Anerben vorhandenen Hlntcrhliebencn des Bauern (Bog. 
weichendo Erben“) haben hinsichtlich des Erhhofes kein Erb- oder 
Pfllchtteilsrecht, sondern nur gewisse ycreorgungsonspriicho gegen den 
Anerben. Dio Vorsorgungsansprücko Bichern den Kindern des. Bauern 
die Berufsausbildung, eine angemessene Ausstattung und boi imver- 
schuldeter Notlage den Unterhalt auf dem Erbhof (Heimatzuflucht), 
sowie der Witwe den Altenteil. 

3. Die von der bäuerlichen Rechtsanschauung geforderte stärkere Reclits- 
Stellung der Ehefrau und der Tochter hat der Gesetzgeber folgender- 
maßen berücksichtigt: 

a) Für dio Übergangszeit wurde der Ehegattonorbhof anerkannt 
(§ 17 der Erbhofrechtsverordnung). 

b) Von der gesetzlichen Anerbonfolgo kann der Bauer bei 
wichtigem Grund mit Genehmigung des Anerbengerichtes 
abweichen, also auch zugunsten einer Tochter eine Verfügung 
treffen (§ 25 REG.). 

Y. Das Roiclisorbkofgcsctz hat zur Durchführung der sich aus 
ihm ergehenden Aufgaben besondere Behörden, die An - 
erbenbehörden eingesetzt, die in einem der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit nachgebildeten Verfahren unter Zuziehung bäuer- 
licher Beisitzer entscheiden. 

Dio erste Instanz bilden dio Ancrbcngcrichtc, die zweite Instanz die 
Erbliorgcrichte, dio oberste Instanz das Reickserbkofgerlclit in Berlin. An 
dem Verfahren vor den Anerbenbehörden Bind auch die Baucmf ühr er be- 
teiligt, und zwar mit der Aufgabe, dio Interessen des Bauerntums und des 
Volksganzen zur Geltung zu bringen. 

3. Dio praktische Auswirkung des Roickserbkofgosotzes. 

in , n Auf ?™. d d< ; 8 Reicbserbhofgesetzes sind bis zum Jahre 
1940 im Altreich der größte Teil der landwirtschaftlichen Be- 

Mftnnft V Trf 10 r"i?-* ha Bod ™ flaclie > 11110 zwar insgesamt über 
700000 Hofe Erbhofe geworden. fa 

Das entsprich? 37 S v b H D der A l tr ? icb betra S fc 15.602 Millionen ha. 

etwa 50 v.H. der kndwirtschafüicheS Betriebsflüche und 

1 ®hicden! reltUDS ÜCr Er,)IlÜf0 innerhalb des Reiches ist ver- 
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1. Inden Gebieten der ollen Ancrbcnsltto und der geschlossenenHofübergabe, 
besonders Jn Südbayern und Niodersaohsen, ist der Anteil derErb- 
hüfo nm Luchsten. Da hier das erbhofgebundeno Land sowohl in der Flur- 
vorfassung des Dorfes wie auch in dor Bodenverfassung der Landschaft 
üborwiegt, so tritt hier die nouo’Bodonordnung besonders stark in die 
' Erscheinung. So zind z.B. in der Grafschaft Diopkolz (Hannover) 83,2 v. H. 
der Gesamtfläche Erbhofland, im Kreis Vilsbiburc (Niederbavorn) 
82,0 v.H. 

. Li den Gebieten des Großgrundbesitzes östlioh dor Elbo ist dor Anteil 
der Erbhöfo weit geringer. Von einer landsohaftsmäßigon Bindung des 
Bodens kann nur in einzelnen Teilgebieten gesprochen werden, in denen 
das bäuerliche Element überwiegt. So boträgt der Anteil des Erbhof-' 
landes in Mecklenburg 22,2 v. H. der Gesamtfläche, in dem Landkreis 
Schwerin dagegen 02,9 v. H. 

3. Am geringsten ist dor erbhofgebundeno Anteil in den Gebieten der Real- 
teilung und des Kleinbcsitzcs im WoBton und Südwoston des Reiches. 
Hier gibt es Gebiete, in denen dio Erbhöfe wie Inseln aus der gesamten 
Bodenverfassung horausragen, so daß von einer Wandlung oder Bindung 
der Bodenverfassung “liier keine Redo sein kann. In der. Rhoinprovinz 
ist der Anteil des Erbhoflandes nur 15,0 v. H. der Gesamtfläche. 

/ 

II. Der Anteil der Erbhöfo ist auch innerhalb dor einzelnen Bo- 
triebsgrößcnklasson vorschieden. 

1. Der zahlenmäßige Hauptnntcll der Erbhöfo trifft auf die Betriobo von 
10 — 50 ha Größo (75,1 v. H.). 

2. Der Hauptnntcll der Flücho liegt bei den Betrieben von 10 — 75 ha Grüße 
(82,0 v.H.). 

3. Die Zahl der Erbhöfo. unter 7,5 ha und über 125 lm (letztoro auf Grund 
besonderer Zulassung) fällt nicht Ins Gewicht. 

4. Einwündo gegen das Reichsorbhofgesotz. 

Gegen das Reichserbliofgesetz sind — namentlich in den ersten 
Jahren seiner Geltung — eine Reihe von Einwänden.erlioben wor- 
den. Man warf dem Gesetz namentlich yor: 

I. Es füliro infolge der Vererbung des Hofes auf ein Kind zu 
einer Beschränkung dor Kindorzahl. In Wahrheit ist aber die 
Frage der Kindorzahl in erster Linie abhängig vom Willen zum 
Kind. In vielen Gebieten, in denen Anerbenrecht galt, war 
die Kinderzahl in früheren Jahren erfreulich hoch. 

Bemerkenswert ist, daß in Frankreich umgekehrt behauptet wird, dio 
Bealtoiluug der Höfe schwäche den Willen zum Kind. 

II. Es bovorzugo zu Unrecht „ein" Kind (den Anerben) gegenüber 
den anderen Kindern, die nichts erhielten. Auch dieser Ein- 
wand ist unbegründet: 

1. Der Hol ist kein totes Vermögen, das körperlich geteilt werden kann, 
sondern lebendige Arbeitagrundlago für eine bäuerliche Familie. Auch 
der Betrieb eines Handwerkers oder die Praxis eines Arztes kann nicht 
geteilt werden. 

2. Dio weichenden Erben wurden in früheren Zeiten aus den Erträgen des 
Hofes ausgestattet. Der Hofübernehmer mußte bei der Übernahme Schul- 
den eingelien. um dio Ausstattungsansprüche seiner Geschwister zu be- 
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<***»■ & 
daß di» weichenden Erben nu den Erträgen te 
S£ “Ino ffibUdiniff lind Versorgung erhalten. Die Last wird aber nicht 
dem Anerben aufgebürdet, sondern der Bauor soll zu Lebzeiten Erspar- 
te machen und aus ihnen später die Ausstattungs- und Versorgungs- 
ansprüehe seiner Kinder befriedigen. Dann bleibt der Hof leistungsfähig, 
und der Bauer braucht keine Zinsen abzuarbeiten, sondern erhalt um- 
gekehrt Zinsen von seinen Ersparnissen. 

Eine ganz andere Frage ist, ob der Bauer in der Lago ist, Ersparnisse 
zu machen. Das ist keine Frage der Bodenverfassung, sondern der ge- 
rechten Einkommensbildung. Das landwirtschaftliche Einkommen, muß 
eo beschaffen sein, daß der hart arbeitende Bauer ebenso Ersparnisse 
machen kann wie andere Volksgenossen in vergleichbarer Vermögens- 
lage. ' - 

3. Dlo Versorgung der Kinder ist im übrigen in allen Berufszweigon haupt- 
sächlich eino Frage der sozialen Aufstiegsmöglichkeiten. Ist genügend 
Siedlungsraum vorhanden, so werden auch die weichenden Erben des 
Bauern die Form^des sozialen Aufstiegs finden, die für sie geeignet ist. 

III. Es unterbindo den bäuerlichen Kredit. Tatsächlich ist abor 
der notwendige Kreditbedarf des Bauern in den letzten Jahren 
meist in Form des Personalkredits gedeckt worden. Vgl. unten 
S. 54f. 

Abgesehen davon ist es für den Bauern besser, feste Preise in einer 
Höbe zu haben, die ihm gewisse Rücklagen gestattet, als umgekehrt bei 
niedrigen oder schwankenden Preisen sich stark zu verschulden. 

IV . Es treibe, weil es das bäuerliche Land unveräußerlich mache, 
die Bodcnprciso in die Höhe. Diese Frage ist allerdings in 
Zeiten der Eaumknappheit von Bedeutung. Sie spielt aber 
keine entscheidende Bolle, wenn goniigend Siedlungsraum vor- 
handen ist. Im übrigen ist es Aufgabe der nationalsozialisti- 
schen Bodenpolitik, die liberalen Gesetze der Bodenpreis- 
bddung zu überwinden. 

B. Sonstiger gebundener Besitz. 

I. Familienfideikommisse. 

;nu 4 i amiIi l ni ' id T i!v ' 0 ? linisse sind dinglich gebundene Vermögen, 

lieber VorN^“^ ™ d ^ ldgüter ’ die kraft rcchtsgoschäft- 
Wln Y f lhrcs Stifters zugunsten einer Familie ge- 
5?^ SlC Ver , erb ? n Sich in der Geschlechterfolge auf 

entwickelt und sich Tm^de^^Horre 0 ^ fi“ 3 ,' 1 ' 511 spanischen Majoraten 
Dreißigjährigen Krieg über Q-Ä* ’ haft ^er Habsburger seit dem 
In ihnen waren auch^eutsreehtliehe m >f ,i lla0 ^ Deutschland verbreitet, 
gründung von Familionf^^ enthalten. Die Be- 

gesetze in'fast allen dffÄSjKS S , ** 



1. Dor Anteil der fidcikommissarisch gohundonen Fläche war 
ziemlich bedeutend. Im Jahre 1939 wären im Beich rund 
2300 Familienfideikommisse mit einer Gesamtfläche von 
3,2 Milhonen ha (davon 1,4 Millionen ha Wald) vorhanden. 

, In Preußen war der Anteil dor fidcikommissarisch gebundenen 
Fläche in den Jahren 1870 — 1018 von 4,5 v. H. auf 7,3 v. H. dor Gesamt- 
fläche gestiegen. Besonders hoch war der Anteil der fideikommis- 
sarisoli gebundenen Fläoho in Schlesien (17,2 v. H. der Gesamtfläche) 
und im Regierungsbezirk Stralsund (21,7 v. H. der Gesamt- 
fläche). 

2. Die nationalsozialistische Agrarpolitik lehnt die Familien- 
fideikommisse ah. Sie kennt nur eine Ar t der Bindung 
des Bodens an die Sippe, den Erbhof, der der Erhaltung 
bäuerlicher Geschlechter und dem Schutz der bäuerlichen 
Arbeit dient. Dagegen läßt es sich nicht rechtfertigen, daß 

' große Landflächen ohne eigene Arbeitsleistung des Besitzers 
lediglich zur Erhaltung des Glanzes einer Eamilie dauernd 
gebunden und so der bäuerlichen Nutzung entzogen werden. 

Hinzu kommt, daß dio Bindung großer Landkomploxo durch 
Familienfideikommisse sich lidohst ungünstig auf dio ländliche 
Besitz Verteilung auswirkt und daß die Art der Nachfolge in dio 
Familienfideikommisse den Übergang des Bodens in dio Hnnd des wirt- 
schaftlich Tüchtigsten verhindert. 

3. Die Familienfideikommisse sind deshalb auf Grund des 
Beicbsgesetzes vom C. VII. 1938 mit Wirkung yom 1. 1. 
1939 aufgelöst und in das freie Eigentum ihres damaligen 
Besitzers überführt worden. Zugleich sind alle Anwärter- 
und Anfallrechte ohne Entschädigung erloschen. 

Um ngrarpolltiscli unerwünschte Folgen der Auflösung der Familien- 
fideikommisse zu vermelden, sind folgende Maßnahmen vorgesehen, vor 
deren Anordnung dor zuständigo Landesbauernführor zu hören ist: 

a) Zur Erbnlhmg umlangrciclicr Waldungen werden Schutzforsfo go- 
büdet. Dies bat zur Folgo, daß dio Waldung gegen ordnungswidrige 
Bewirtschaftung und unwirtschaftliche Zersplitterung geschützt ist. 
VO. vom 21. XII. 1030. 


b) Dio ordnungsgemäße Erhaltung kultureller Werto (z. B. künstlerisch 
wertvollo Schlösser) hat dos zuständige Oberlandesgencht als Fidci- 
kommißgericht zu sichern. 

o) In bestimmten Sondcrlällen kann ein bisheriges Fideikommiß als Erb- 
Ttnf TiifrnlnRRfin werden. 


II. Eigentum dor sog. „toten Hand“. 

Unter „toter Hand" versteht man die Eeligionsgesellschaften 
und religiösen Stiftungen. Der Ausdruck ist bildlich gemeint 
und will besagen, daß die Kirche ihr Land so fest halt, wie die 
erstarrte Hand eines Toten. Im Jahre 1937 betrug der Besitz 
tt n „ri rund '709900 ha oder 1,6 v. H. der Gesamt- 


oberfläche des Beiches. 
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Der Landbesitz der toten Hand ist ziemlich elelclimfiDIg .über das ganze 
Heidi verteilt. 82 v. H. der Flüche wordon landwirtschaftlich, 17 v. H. foret- 
wirtschaftlich genutzt. 

3H. Eigentum der öffentlich 3n Hand. 

1. Ton dem landwirtschaftlichen Besitz dor öffontlichon Hand 
entfiel 1933 auf Staatseigentum 5,2 Millionen ha, auf Go- 
moindecigcntnm 3 Millionen ha. 

a) Von dem Staatseigentum waren 4,55 Millionen ha Staatsrorstcn, rund 

600000 ha Domänen, Staatsgüter u. dgl. In den bäuerlichen Gebieten 
Süddeutschlands und Niedersaohsens spielen diese Güter kaum eino 
Rolle. ■ 

b) Von dem Gemeindeeigen tum waren rund 750000 ha Wnldfluchen, 
Weiden und Hutungen Eigentum von Realgemeinden, deren Mitglieder 
nutzungsberechtigt sind. Besonders groß ist der Anteil deB gemeind- 
lichen Eigentums in Süd- und Südwestdoutscliland. 

2. Die Bindung des Bodens in dor öffentlichen Hand ist hei 
Staatsforsten von hohem Wert, da sie eine dauernde Pflege 
und Erhaltung des Waldes sichert. Die staatlichen Do- 
mänen stehen unter der Leitung eines tüchtigen Pächter- 
standes in vortrefflicher landwirtschaftlicher Kultur. Teil- 
weise stellen sie einen wichtigen Landvorrat zur Neubildung 
deutschen Bauerntums dar. 

C. Die Landpacht. • 

Durch die Landpacht erwirbt der Pächter vom Verpächter 
das Recht, das Pachtland gegen Entgelt zu nutzen. Dio Pacht ist 
also eine besondere Form dor Bodennutzung und ihre Ordnung 
daher ein wichtiger Bestandteil der Bodenpolitik, 

1. Formen und Verbreitung der Pacht. 

1 imterscheiden^ ^ TerselliciIcno formen dor Landpacht zu 

1. Die Gutspacbt. Sie kommt vor allem in den Gebietendes Großerund- 
5 f e V, Elbe ' Sachsen-Anhalt) 8 vor? 'einer 

o DntlXSmtSe tS ° LlandS dM Pachtantoil größer als ein. 

" Bede a £ng°in L We d st ta STs-rf Par *f cn P acIlt - Sie ist von besonderer 
der zäpaebt Meine* Landst.S^^^^l^^d. Hier ist die Frage 
bauern, dessen Betrieb oft erst dirck^eT Le ^ e , na£ra ß° für . doQ bein- 
erner Ackemahrunc erlanct In ,ln„ Tr d - Zu P a ? ht von Land die Größo 
betrügt der Pachtfnteil mehr ab difHüKte K H° ln ’p JÜlioIl « 1 t Ild , Borßheim 

3. Ehe besondere TacbUorm hat «ini, d ? GcsamfcflacLo ' 

wo das Fettweideland durch den E^entr,^™ 0 ^^ 1 ? 40 - 11 lleraus E°hi]det, 
Pachtung genutzt wird So lu>t.rnr,f 1 i ontamar vielfach in Form dor Vor- 

und in Eidmtädt rnnd 60 v. H? dj GnLntMie“ d " W “ crmnnol ‘ 

,:° n d6n Bauornliindern Bayern uüd 
ganzen Beichsgobiot eine nicht un- 
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erhebliche Bolle. Im Altreich beträgt die durch' Pacht ge- 
nutzte landwirtsehafthehe Fläche 4,4 Millionen ha oder 
10,6 v. H. der landwirtschaftlich genutzten Fläche. 

2 7Anilinnnn^ 0h p and n 8 ¥ hö Millionen ha Pachtgüter und rund 
4RxJTnll° n Ba , Ke le ^ n L R>m d 1,45 Millionen Betriebe, d. h. rund 

llchen H BeSebe' ge , paohtct - Dio Zahl dcr landwirtsobaft- . 
Iiclien Uetnebe, die erst durch Zupaebt von Land dio Größo oinor Acker- 

nahrung erreichen, ist auf etwa 400000-500000 zu veraSbgen 

ILE. Agrarpolitisch ist. die Landpacht insoweit nicht abzulohnon, als 
sic dem tüchtigen Pächter den sozialen Aufstieg ermöglicht. 
Agrarpolitisch bedenklich wird sie aber dort, wo das Verhältnis 
von 1 achtland zu häuerhehem Eigontumsland ungesund wird. 
Dms ist namentlich in den Gebieten der Parzellenpacht der 
Fall. Hier verschlechtern sich infolge des allgemeinen Land- 
hungers und der gesteigerten Nachfrage nicht nur die Pacht- 
bedingungen, sondern auch die soziale Lage der Pächter. Eher 
kann im Wege der Umlegung Pachtland in Eigentumsland 
überführt werden. ' 

2. Ordnung dos Pachtwosons. 

Wegen der großen Verbreitung der Landpacht und wegon dor 
entgcgenstchcnden Interessen von Vorpächtor und Pächtor ist er- 
forderlich: 

I. Eino gorcchto Ordnung dor Pachtbcdingungon. 

- Der Reichsnährstand, dem alle Verpächter und Pächter an- 
. gehören, hat die Aufgabe, die wirtschaftlichen und sozialen 
Angelegenheiten zwischen seinen Mitgliedern ausgleichend zu 
regeln. Damit ist dio Feststellung dor Pachthodingnngon aus 
der Ebene des Einzelvertrags hinausgehoben und zur Selbst- 
verwaltungsaufgabe des Reichsnährstandes geworden/ der den 
Inhalt der einzelnen Pachtverträge durch Rahmenbestim- 
mungen zu umreißen hat. Der Reichsnährstand hat dem- 
gemäß aufgestellt: 

1 . Einen Einhoitspachtvortrag, der den Erfordernissen des 
neuen Bauern- und Bodenrechts Rechnung trägt. Er 
regelt insbesondere: 

a) Dio Verpachtung des Inventars und dio Übergabo von Pachtland 
nebst Inventar bei Beginn und Endo der Pacht. Das Ziel hierbei ist, 
eine Ertragsminderung zu vermeiden. 

b) Dio angemessene Pocktzeit, dio bol Gütern unil Höfen auf 18 Jahre 
und bei Einzelgründstücken auf 9 Jahre festgesetzt ist. Das Ziel hier- 
bei ist, dem Pächter eino nachhaltige Grundstücksnutzung zu er- 
möglichen und ihn zur Verbesserung des Pachtlandes zu veranlassen. 
Hach den Pachtleistungarichtlinion hat der Pächter Anspruch auf 
Ersatz ertrags- oder wertsteigernder Ausgaben. 

2. Fachtleistungsrichtlinien, die einen gerechten Pachtzins 
herbeifuhren sollen. 
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_ , . . PnnhtzinsbilduDg muß die Klarheit der Preis« 

a) Oberster Grundsatz der Pa° . d Paohtleistungsriohthnien die 
' blldung sein. Deshalb werden m ***■ Verp äohter die auf das 

Lasten eindeut g ^ "3^*^ (*. B. Gnmdateuer) und 

SfptterÄfc dom landschaftlichen Betrieb zusammen- 

hangenden Abß'ibe n zu ‘ ^ ^ j> ftC ] l{z [ nEes mu ß, da die Pacht aus 

b) BcldCTErnJtüung des gc tc y 0n dem Ertrag ausgegangen • 

Bewirtschaftung nachhaltig erzielt 

^Nicb^geeignet als Anhaltspunkte zur Ermittlung des ge. 

] Shten Pachtzinses sind die für einen besonders erfolgreich wirf- 
schaftenden Landwirt gerade noch tragbare Pachtsumme, 
der au” Angebot und Nachfrage beruhende ortsübliche 
Pachtzins und die Verzinsung des (möglicherweise über- 
höhten) GrundstüokskaufproiBes. 

ß) Geeignet als Anhaltspunkte zur Ermittlung des gerechten 
Pachtzinses sind dagegen die PachtBatze, die 1013 unter 
ähnli chen Verhältnissen gezahlt worden sind, der Pachtzins, 
der bereits früher auf längere Zeit ohne Rücksicht auf 
Angebot und Nachfrage als offenbar angemessen vereinbart 
worden oder in ähnlichen Fällen von den Dienststellen des 
Reichsnährstandes als angemessen bezeichnet worden 
ist, und der finanzamtlich festgesetzte Einheitswort. 

II. Ein ausreichender Pachtschutz. 

Unter Pachtschutz versteht inan die inhaltliche Änderung 
laufender Pachtverträge durch rechtsgestaltende gerichtliche 
Entscheidung. 

1. Das Allgcmeinintcresso erfordert einen Pachtschutz in dem 
Sinne, daß bei Landpachtverträgen (in gewissem Umfang 
auch bei Fischerei- und Jagdpachtverträgen) zulässig ist: 

a) Die Verlängerung ahlaufonder Pachtverträge, wenn dies 
zur Sicherung der Volhsemährung oder zu einer gesunden 
Verteilung der Bodennutzung erforderlich ist. 

b) Die Inhaltsänderung bestehender Pachtverträge, soweit 
einzelne Vertragsbestimmungen volkswirtschaftlich nicht 
gerechtfertigt sind oder einer Steigerung der Erzeugung 
entgegenstehen. 

c) Die vorzeitige Aufhebung bestehender Pachtverträge, 
wenn der Pächter zur Bewirtschaftung deutschen Landes 
ungeeignet ist. 

2. Durch die Reichspachtschutzordnung vom 30. VH. 1910 ist 

er Pachtsckutz unter Fortbildung des bisherigen Rechts 
worden Cnt * 8 enann ^ en Forderungen ausgestaltet 

ba^rnfntr h ™ C ^ UtZ - wird auf r eines Vertragsteils oder des Kreis- 
bauernfuhrers in einem Verfahren rW — n 


z wird auf Antrag eines Vertragsteila oder des Kreis- 
Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit ge- 
PacLtnint, d. b. das mit einem Amtsrichter und 
n Beisitzern besetzte Amtsgericht (bei Erbhofgrund- 


/ 



lMilTin d ^rfe ^ ^ nSe^io ^^ B “chwerdegericbt ist das Oberlondcs- 
sitzern (bei Erbhof^Ä Boi ‘ 


D. Ordnung dos Bositzwcclisols. 

Bei den Erbhöfen ist ein rechtsgeschäftlicher Besitzwechsel 
nur ausnahmsweise mit Genehmigung des Ancrbcngcrichts zu- 
lässig, das nur einen agrarpolitisch unbedenklichen Besitzwechsel 
’ ES;, fl0lL Auch m den sonstigen Fällen des Besitzwechsels 
sind Maßnahmen erforderlich, um die im Gesamtinteresse liegende 
ordnungsgemäße Nutzung des Landes zu sichern. 

1. Besitzwechsol bei nicht gobundouom Eigentum. 

I. Nichtgobundonos ländliches Eigentum darf nur dann durch 
Rechtsgeschäft seinen Besitzer wechseln, wenn folgondo Vor- 
aussetzungen gewahrt sind: 

1. Bauernland gehört in Baucrnhnnd. Deutscher Grund und 
Boden soll der Arbeit fleißiger Bauerngeschlechter dienen, 
nicht aber der Kapitalanlage oder der Spekulation. Bäuer- 
lich genutztes Land soll nicht durch Teilung zerschlagen 
oder durch Ankauf aufgesogen werden. 

2. Der Bodonprois soll dem nach bäuerlichen Maßstäben zu ' 
bemessenden Bodonwert entsprechen. Eine Überteuerung 
des Bodens soll verhindert werden. 

3. Die Bodonhowcgung soll der Verbesserung der Siedlungs- 
strüktur und der Steigerung der landwirtschaftlichen Be- 
triebsleistung dienen. 

II. Zur Verhinderung eines agrarpolitisch unerwünschten Besitz- 
wocksols ist der rocktsgesckäfüicko Landerwerl) durch die Be- 
kanntmachung über den Verkehr mit landwirtschaftlichen 
Grundstücken vom 15. III. 1918 in der Fassung des Gesetzes 
vom 2G. 1. 1937 von einer behördlichen Genehmigung abhängig 
gemacht worden. 

1. Genehmigungspflichtig sind alle „Voräußerungon“, die 
agrarpolitisch bedeutsam sein können. 

a) Als Veräußerung 1 gilt der Verkauf, die Verpachtung und der Erwerb 
in der Zwangsversteigerung. Auch Übergabe- . und Auseinander- 

• Setzungsverträge unter Miterbon bedürfen der Genehmigung, nicht 
aber der unmittelbare Erwerb im Erbgang. 

b) Agrarpolitisch möglicherweise von Bedeutung ist eine Veräußerung 
dann, wenn das in Erage stehende Grundstück mindestens 2 lia groß 
ist. Die Min destgrößo ist in Westdeutschland verschiedentlich auf 
Va ba oder 1 ha herabgesetzt, in einzelnen Regierungsbezirken anderer 
Landesteilo (Potsdam, Stettin, Lüneburg) auf 6 ba heraufgesetzt. 

2. Gonohmigungsbohördo ist dio untero Verwaltungsbehörde 
(Landrat, Oberbürgermeister). Vor der Entscheidung ist 


/. 
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die b^^n^ren^^dftrfiiiBS 10 de^Bauerntums und der Land- ' 

Wirtschaft zur Geltung zu bringen. 

. • „„ i..„ n n UC h unter einer Auflage erteilt 

So^mIPb eintr Bank die Bietungegonelimigung zum Erwerb 
werdon.SoUnnz. n. eui steigerun g unter der Auflage er- 

LTt wS das Grindatück demnächst an einen bauernfühigen Dritten 

zu veräußern. ...... 

o Dio Genebmigung ist zu vorsagen, wenn der Ausführung 
des Rechtsgeschäfts ein erhebliches öffentliches Interesse 
ontgegonstcht, insbesondere wenn: 

a) Der Erwerber nicht Landwirt im Hauptberuf ist. • 

b) Der Gegenwert in einem groben Mißverhältnis zu dem 

Wert des Grundstücks steht. Der Preisstop (VO. vom 20. XI. 

1930) gilt auch für dio Grundstückspreise. 

4 Dio Tragweite des Gesetzes ergibt sich daraus, daß 1941 in 
Preußen rund 76000 Anträge gestellt wurden, die sich auf 

eine Fläche von rund 265000 ha bezogen. • 

Nicht genehmigt wurden rund 800 Anträge mit einer Gesamtfläche 
von 3300 ha. Rund 89% aller Anträge bezogen sich auf Flächen unter 
5 ha. 

5. Durch Führererlaß vom 28. TH. 1942 ist jeder nicht unbe- 
dingt notwendige rcchtsgcschüftlicho Eigentums- und Be- 
sitzwcchscl untersagt worden. 

2. Landbeschaffung der öffentlichen Hand. 

Das außerordentliche Anwachsen der öffentlichen Aufgaben 
(Aufrüstung usw.), das sich seit der Machtübernahme ergab, schuf 
einen erheblichen und ständig wachsenden Landbedarf der öffent- 
lichen Hand. Diese Lage brachte die Gefahr von Landforderungen 
mit sich, die sich für die Volksg e s amtheit und für das Bauerntum 
nachteilig auswirken k onn ten. Um dieser Gefahr zu begegnen, ist 
durch Gesetz vom 29. LH. 1935 und Führererlaß vom 26. VI. 1935 
als zentrale Planungsstelle die „Rcichsstcllo für Raumordnung“ ge- 
schaffen worden. Sie hat die Aufgabe, eine zweckvolle Gestaltung 
des deutschen Raumes zu sichern und den für Zwecke der öffent- 
lichen Hand erforderlichen Landbedarf nach einheitlichen Gesichts- 
punkten zu decken. 

, ^2 ü^Son vollzieht sich die Landbeschaffung für die öffent- 
liche Hand folgendermaßen: 

I. Träger dor Landbeschaffung für den Landbedarf der Wehr- 
macht ist die „Rcichsstcllo für Landbeschaffung“ im Roichs- 

kriegsmimstenum Ihr steht, falls keine Einigung mit den' 

Entef^rgsS“ 6 ° ntflm,ärn IUBtmde kommt - dM 



, Dom a E™ r P olitii!0 t on Erfordernis, das Bauomtum zu erhalten ist dn 


1 ‘ grundsätzlich immer eine Entschädigung 

Flüche so geringfü/g ^er tat de", fem^chf ßcfTrde? 


2. Eur die erforderlich werdenden Umsiedlungen soll in erster 
Linie auf don Grundbesitz dor öffentlichen Hand und auf den 
Landvorrat der S.edlungatrüger (vgl. unten S. 30) zurückgcgriffen 
werden.Zur Durchführung der Umsiedlung ist im RoieteSterium 

gMohiSen'Tvordenf 


II. Die Grundsätze zu I gelten auch für eine Reihe sonstiger öffent- 
licher Vorhaben, z. B. für die Reichswerke Hermann Gü- 
ring, für das Volkswagenwerk und für den Bau reicliB- 
eigener Getreidelagerhallen. 

Ähnliche Grundsätze gelten auch für das Untornohmon RoiohBauto- 1 
bahnon, dom ein selbständiges Entoignungsrecht zustebt. 


LH. In don anderen Fällen der Landboschaff ung für die öffentliche 
Hand muß nötigenfalls auf das Entoignungsrecht dor Länder 
■ zurückgcgriffen werden. Auch hier sind bei Durchführung 
der Enteignung die neuere Rechtsentwicklung und dio Ziele 
der nationalsozialistischen Agrarpolitik zu berücksichtigen. 
Insbesondere muß auch hier für die Erhaltung der Erbhöfe 
und für die Sicherung einer gesunden Flurverfassung gesorgt 
werden. 


DI. Verbesserung der Besitzverfassung. 

A. Flurbereinigung. 

Unter Flurbereinigung (Umlegung) versteht man die Zusam- 
menlegung der demselben Eigentümer gehörenden, aber in der. 
Flur zerstreut liegenden ländlichen Grundstücke. Ihr 
. Ziol ist, die durch Bodenzersplitterung zerstörte Flurverfassung 
durch Zusammenlegung von Besitzungen und durch Schaffung 
lobons- und leistungsfähiger Höfe zu gesunden. 

Besonders vordringlich ist dio Flurbereinigung In West- und Südwcstdcutsch- 
Innd, wo unter Einwirkung der Realteilung dio Bodonzorsplitterung ein außerge- 
wöhnliches Ausmaß angenommen hat. 1937 wurde dio noch umzulegendo Flüche 
auf 5,8 Millionen ha geschätzt. Die im Jahre 1938 bereinigte Flächo betrug 
125000 ha. • • . ' 

I. Die Durchführung dor Umlegung hat eine große agrarpolitische 

Bedeutung: 
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1. Bio durch die Umlegung bewirkte Bereinigung der Dorfflur 
steigert die Leistungsfähigkeit und den Ertrag der Höfe. 

Durch die eintretendo Kürzung der Tranaportwog 0 w erdea 
Arbeit, Kraft und Zeit gespart. Auf einer einheitlichen größeren 
Fläche können arbeitsparende Maschinen leichter eingesetzt 
und dio Bewirtschaftung verbessert werden. Zuglmck mit der Umlegung • 
können Bodenvorbossorungaarboiten mit größtem Erfolg durch- 
geführt werden. 

2. Durch dio Aus- und Umsiedlung lebensunfähiger Kleinbe- 
triebe im Wege der Umlegung können die ländlichen Besitz- * 
Verhältnisse verbessert und das Bauerntum gestärkt werden. 
Damit gewinnt die Umlegung eine hohe Bedeutung für die 
Neubildung deutschen Bauerntums. 

3. Durch Umlegung können Bodenverluste ausgeglichen wer- 
den, die durch die Landbeschaöungsmaßnahmen der öffent- 
lichen Hand, insbesondere durch den Bau der Reichsauto- 
bahnen, eintreten. 

n. Dio Durchführung der Umlegung obliegt besonderen Um- 
legungsbehörden (in Preußen: Kulturämter, in Süddeutsch- 
land: Elur- oder Feldbereinigungsämter). Die Umlegung er- 
streckt sich jeweils auf eine bestimmte Gesamtflur (Um- 
legungsgebiet), in deren Bereich die beteiligten Grundstücks- 
eigentümer die zur Mitwirkung am Umlegungsverfahren be- 
rufene „Teilnehmergemeinschaft“ bilden. 

Für den Landaußglelch unter den Teilnehmern gelten folgcndo Grund- 
sätze: 

1. Der Landanspruch (Landabfindung) jedes Teilnehmers bemißfc sich nach 
dem Wcrtverhültnls, in dem die von ihm eingebrachten Grundstücke zu 
dem Gesamtwert aller Grundstücke stehen. 

2. Jeder Teilnehmer erhält aus der Gesamtflur in bereinigter Form den 
Landanteil, der seinem Landeinbringen entspricht. In gewissen Ausnahme- 
fallen smd Geldabfindungen unter Sicherung der Hechte der Keal- 
gluubiger zulässig. 

3. Derneno Landbesitz eines jeden Teilnehmers tritt in öffentlich-rechtlicher 
und pnvatrechthchcr Hinsichtjan dio Stelle des früheren Besitzes. So gilt 

^ossene: ^Pachtvertrag künftig für den heuen Besitz. Ferner 
haftet für die dinglichen Lasten und Steuern nunmehr der neue Besitz. 

HI. Eine Umlegung kann auch auf Grund der YO. über Nouord- 
nungsmaßnahmcn zur Beseitigung von Kriegsfolgen vom 
-• Ali. 1940 stattfinden. 

L ^ BeSS dir Ä > u0 ^nungsgebieten angeboren, kann 

die zucleich der Vnrli ega *°*ß on omo Neuordnung durohgoführt werden, 
toeUef Verhlhn£ n d“ erUDg 1? r ^ckaftUoken, sollen und kul- 

dio Soarpfnlz, Baden und'dio Kböinprovinz^^ 01 ' 6 * 0 “ T0 ' 1 “'' e 

~ SiSSSo'ÄoS Gn f d . ™ dom Bolotatotthalle. 

folmon zur Koobilduug fateten ÄJffiE wori.T 



IV- (ISS* TbSo n e SL A,lft ' ,n " I,K acs Gcmcin ' lc - 

dem ‘ Gi G o C ß“n nach Sä™ n8 von England, griff unter Friedrich 
deutsddand! sicb da ™ über 

In Süddeutschland ging man mit der Aufteilung ^ d« MmraSehÄSr 
kungen habJn. tZUn8SreCht0 am Gcmeindcbesitz aucb günstige soziale Wir- 

1. Der bäuerliche Gemeinschaftsbesitz an Weide und Wahl ist für den 

' SÄ Aufteilungen können hier zu schütlchen Er- 

IvS Z vr f ,'- S wel4 dl ° Bewirtschaftung zu wünschen übrig laßt, 
st die Frage zu losen, wio unter Aufreehterhaltung des Gemeinschafts- 
besitzes die Bewirtschaftung verbessert wird (z. B. Beförsterung usw.). 

2. Daneben spielt besonders in der oberrheinischen Tiefebene die Acker- 
allmcndc eine gewisse Bolle. Eier kann eine Aufteilung im Wege der 
Anliegersiedlung volkswirtschaftlich zweckmäßig sein, 


B. Neubildung doutsclien Bauerntums. 

Unter Neubildung deutschen Bauerntums versteht man die 
Stärkung des Bauerntums durch planmäßige Schaffung von Bauern- 
stollen. Sie vollzieht sich im Wege der Siedlung. 

Nach der Art der Siedlung unterscheidet man dio Borlsieillung, bei der zahl- 
reiche V ollbauornstollen, d. h. lebens- und leistungsfähige Erbhöfe, geschaffen 
werden, und dio Anliegersiedlung, bei der kleinere Bauernhöfe durch Land- 
zulagen auf die Größe einer Ackernahrung gebracht oder Bonst leistungsfähiger 
gestaltet werden. 


1. Goschichto und Bedeutung der Siedlung. 

I. Der Siodlungsgcdanko ist so alt wio dio doutscho Geschichte 

überhaupt. 

1. Durch dio mittelalterliche Ostkolonisation wurde das Land östlich der Elbo 
für das Deutschtum gewonnen. 

Der in den baltisohon Ländern durch den Deutschen Orden gewonnene 
Baum ging aber dom deutschen Volkstum wieder verloren. Denn nur 
dort kann der Boden dem Volkstum dauernd erhalten bleiben, wo dem 
Schwert der Pflug folgt. 

2. Friedrich d. Gr. cntfolteto eino rego und erfolgreiche Sicdlungstätlgkcit, 
vor allem im Oder- und Netzegebiet. 

3. Dio von Bismarck clngcleitoto Slcdlungstütlgkelt der Preußischen An- 
siedlungskommission , die dem polnischen Vordringen in den deutschen 
Ostgebieten entgogentreton sollto, hatte dagegen nur geringo Erfolge. 

4. Nach dem .Weltkrieg wurdo dos Beichssledlimgsgesetz vom 11. TEL 1919 . 
erlassen, das dio Siedlung auf neuer Grundlage wieder in Gang brachte. 

fl. Nach der Machtübernahme wurdo das Siedlungsrccht durch das Gesetz 
über dio Neubildung deutschen Bauerntums vom 14. VH. 1933 und durch 
das GeBotz zur Ergänzung des BciehssiedlungsgeBofzes vom 4. I. 1935 
durchgreifend umgestaltot. 

II. Dio Siedlung hat eine besonders große bevölkerungs- und agrar- 
politische Bedeutung: 
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1. Hiro bevölkerungspolitische Bodoutung ist darin begründet, 
daß der bäuerliche Betrieb mehr Menschen auf dom Land 
erhält als der Großbetrieb. 

' DIo bäuerlichen Gebiete des Reiches , weisen eine , sehr viel grtißero 
Dichto ländlicher Siedlung auf, als die Gebiete dos Großgrundbesitzes. 
Deshalb hat sich in den Gebieten, in denen die Siedlung durchgefuhrt 
worden ist, die Zahl der Haushaltungen und der Landbevölkerung 
wesentlich vergrößert, und zwar bis zu CO v. H. gegenüber der Zeit vor 
Durchführung der Siedlung. 

2. Diro agrarpolitischo Bedeutung ist begründet: 

a) In der Belebung der Gesamtwirtschaft. 

Die Durchführung dor Siedlung wirkt sich nul dio umliegenden 
Hein- und Mittelstädte belebend aus. Dio Verdichtung der Bevölke- 
- rung hat regelmäßig auch eine Verdichtung des wirtschaftlichen Aus- 
tausches und damit eino stärkere wirtschaftliche Blüte des gesamten 
Gebietes zur Folge. 

b) In der Steigerung der Erzeugung. 

Gegenüber den aufgesiedelten Großbetrieben ist durchweg nioht 
nur der ha-Ertrag, sondern vor allem auch der Viehbestand und die 
Menge der Veredclungserzcugnlsse gestiegen. 

2. Durchführung der Siedlung. 

I. Bei der Durchführung der Siedlung sind botoiligt: 

1. Staatliche Stellen. 

a) Dem Relclisministcrium für Ernährung und 'Landwirtschaft obliegt 
die Zulassung und Überwachung der Siedlungsträger, die Sorge für 
die Fmnnzierung und die obersto Verwaltung auf dem Gebiet des Sied- 
lungswesens. 

b) Die Slcdlungsbchiirden (in Preußen: Kulturämter) tragen die Ver- 
die 'siedlungsträger DurcMüLrun S: der Siedlung und beaufsichtigen 

2. Der Reichsnährstand. Ihm obliegt: 

fl) foU Dio NeubiJ dung deutschen Bauerntums 

soll rassisch tüchtigen und leistungsfähigen Menschen. 

Zugan^zum "Än^Ti 1 Baua ™öhnen und Landarbeitern, den 

geelmften BoSL d - 80Z i? le ° Aufstie g ermögüchon. Don 
. ", Bewerbern wud ein „Neubauernschein“ erteüt. 

fen ’. Ä^-^ b nd HoÄf dcr c , I ! ts , tcllcn(lo n Dorlgemeinschaf- 
art derSiedTuni B ° U ^ er k ndschaftUchen Eigen- 

Dörfer wird eine cesundn T\r^ r ?°^ en ' ümerhalb der entstehenden 
wirtscCtl“herBe?riL S Ä g d ° r ™ a °kiedenen land- 
auch S teilen für Dorfhimd ° ® 0 ? “Bgestreb t. Deshalb sollen 
geschaffen werden. Cr unc ^ landwirtschaftliche Arbeiter 

3 ’ der WlS l S' tn ' T !“? n di« DuicMtag 

siedliuigsfähigen Zustand 8 t g d Landes m emen 
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Man untorschoidot bei den Siedlungsgesellschaften: 

' - Sff 

II. Das zur Durchführung der Siedlung crfordorlicho Land wird 
durch Landbeschaffung aufgebracht. Sie vollzieht sich nament- 
licli : 

1. In Form der Landbeschaffung durch die Landlioforungs- 
verbände, die aber gegenwärtig keine große Rolle spielt. 

a) Die Landlleferungsyerbündo sind rechtsfähige Zwangszusammcn- 
schlusso der Eigentümer von Großgiitem über 100 ha, und zwar in 
denjenigen Siedlungsbezirkon, in denen im Jahre 1007 dio Groß- 
guter mohr als 10 v. H. der landwirtschaftlichen Nutzfläche aus- 
machten. 

b) Dio Landlieferungsrerbündo sind verpflichtet, den Siodlungsunter- 
nehmen geeignetes Land aus dem Bestand der GroBgüter zum an- 
gemessenen Preis zu heschniren. Dio Lioforungspflicht orlischt, 
wenn entweder % der im Jahre 1007 festgestellton landwirtschaft- 
lichen Nutzfläche der Großgüter zu Siediungszwocken zur Ver- 
fügung gestellt ißt oder wenn die Großgütör nur noch 10 v. H. dor 
gesamton landwirtschaftlichen' Nutzfläche ausmachen. Bis zum 
Jahre 1030 haben die Landlieferungsverbändo ihre Lieferpflicht in 
Höhe von 61,3 v. H. erfüllt. 

o) Den Lnndliercrungsvcrhänden steht zweclcs Erfüllung ihrer Liefer- 
pflicht das Vorkaufsrecht und dos Entoignungsreeht gegen nngo- 
messeno Entschädigung zu. Dos Enteignungsrecht soll nüsgeübt 
worden, wenn dies ugrarpolitisch erwünscht ist, z. B. bei Beblecht 
bewirtschafteten Gütern. 

2. Durch Doroitstellung von Staatsdomänen, durch Boden- 
gewinnung an der Küste, Flurbereinigung und Ödland- 
verbesserung. 

3. Durch Ausübung des den Siedlungsunternehmen zustehen- 
den Vorkaufsrechts bei Grundstücksvoraußorungen. Unan- 
gemessen hohe Kaufpreise können bei Ausübung des Ver- 
kaufsrechts von der Siedlungsbehörde herabgesetzt werden. 

III. Dio Finanzierung' des für die Siedlung erforderlichen Geld- 
bedarfs erfolgt heute im wesentlichen aus öffentlichen 
Mitteln. 

Vor der Machtübernahme wurde die Siedlung vorwiegend als eine 
privatrechtlioho Angelegenheit botrachtet.' Dies hatte, was die Finanzie- 
rung angoht, für dio Siedler den Nachteil, daß die Kosten des Siedlungs- 
untemohmens auf sio abgowälzt wurden und daß dio festgesetzten Tilgungs- 

ßoliaeffor, Neugestaltung. Heft 32 3 . 3 
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T - x der Siedlor üborstiegon, namentlich nach 

renten dio Lcistungsfuhigkeit d d } d fc^hrftlioho Erzeugnisse. 
d,„ Zusammenbruch te “ fe So ut 3 CllO SMluags. 

*• ÄlÄ"S B nde Anstalt des Offen« ?e„ 
Rechts. _ . , 


betrügt etwa 1 Milliarde KM. # 

2 Dio Zahlungen und Tilgungen dos Neubauern für ' das ihm 
zugeteilte Land werden nach dem Grundsa z der tragbaren 
Konto festgesetzt : Der Siedler soll den Teil des Übernahme- 
preises für die Siedlerstelle in Raten abtragen, die der 
Leistungsfähigkeit des Betriebes entsprechen. Anzustreben 
ist eine zinsfreie Tilgungsrente. 

Gegenwärtig gilt die folgende Regelung: 

n) Mindestens 10 v. H. des Kaufpreises sollen aus eigenen 
Mitteln gezahlt werden. ■ 


b) Dio Verzinsung des Restes ist in den ersten J nhren herab, 
gesetzt, später betragen Zins und Tilgung insgesamt 4 v. H. 
(davon 3 / a v. H. Tilgung). 


3. Ergebnisse der Siedlungstiitigkoit. 

I. Von 1919—1939 wurden insgesamt rund 1240000 ha Land 
(davon seit 1933: 4GOOOO ha) zur Siedlung zur Verfügung 
gestellt, und zwar rund 85 v. H. aus Gütern über 100 ha. 

Hauptsicdlungsgcbicte waren die Gebiete mit besonders hohem Anteil 
des Großgrundbesitzes, nämlich Pommern, Schlesien, Ostpreußen, Mecldon- 
burg, Brandenburg und Schleswig-Holstein. Allein in diesen Provinzen 
wurden von 1019 — 1037 rund 1,2 Milli onen ha Land bgreitgestellt. Da- 
gegen trat die Siedlungstütigkeit in den mittel- und kleinbäuerlich be- 
siedelten Gebieten Süd- und Westdeutschlands völlig zurück. 


1. Nach der Machtübernahme erfuhr die Siedlungstätigkeit 
zunächst einen starken Aufschwung, sie mußte aber seit 
193/ im Hinblick auf die Fülle der zu lösenden anderen 
agrarpolitiseken Fragen zurücktreton. Im Jahre 1939 
konnten z. B. nur 52000 ha, 1940 nur 38600 ha für Sied- 
lungszwecke bereitgestellt werden. 


Erschwerend kam die allgemeine Steigerung der Bodon- 
F r Ü‘® e ^0 auf die allgemeine Wirtscbaftsbelobung zurückzu- 

vnn nr.n m? ß .^ le ß^® r durchschnittliche Ankaufspreis jo ha Land 
von 600,- RM. im Jahre 1933 auf 1368,- RM. im Jahre 1930. 


mit iiiipr ,' on T ^^^ ls ^39 geschaffenen Neubnuernbtifo 
p .. R . - ’ a ^nd beträgt 17 600, ihre durchschnittliche 
Größe stieg von 12,3 ha im Jahre 1933 auf 23,4 ha im Jahre 


t 
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der einzelnen 

U ' tamfdndf 0 Au ' eal,cn N ™«tas deutschen Banorn- 

1. Wehrend des Krieges die Umsiedlung von vielen Zebn- 
tausenden Volksdeutschen in den neuen Ostgebieten Ste 
warf eme Me von Hingen nnf, die von den Dienststellen 
des Eeichskommissars für die Festigung des deutschen 
Volkstums“ gelöst werden. 

ÄÄ" 20000 UmsiQdlGrfa “ ili - - -ucn Ost- 

2. Nach dom Kriege die planmäßige Noubesiodlung großer 
Gobioto im Osten und die dringend notwendige Gesundung 
der Bositzverliältnisso in Westdeutschland. Auch die Lösung 
dieser Aufgaben wird völlig neue Fragen aufwerfen, die 
eine Umgestaltung des Siedlungsverfalirens und der 
Siedlungsfinanzierüng erforderlich machen werden. 



IV. Randgebiete der Besitzverfassung. 

(Wnld, Weide und Wasser.) 

Wald, Weide und Wasser waren nach altem deutschen 
Recht Gemeinbesitz. Mit der steigenden Wirtschaftsentwicklung 
haben sie sich aber weitgehend aus der bäuerlichen Bodenverfassung 
gelöst. 

/ 

A. Wald. 

I. Die mit Wald bestandene Fläche des Altreiches einschließlich 
der Ostmark und des Sudetenlandes beträgt 10,7 Millionen ha 
oder 28, S v. H. der Gesamtfläche. 

1. Nach den Besitzvcrhültnissen entfällt auf Sfimtsforsten 03 v. II., auf 
Körperschaltswaldungen 19 v. II., auf Prlvalforsten in gobundenom 
Besisz 13 v. H. und auf froien Waldbesitz 05 V. II. 

In den bäuerlichen Gobieten Süd- und'Südwostdoutsch- 
lands spielt der Bauernwald, der in der Nutzung von Bauern- 
gemeinschaften steht, eino sehr wiohtigo Rolle. In Salzburg und 
Tirol orstrecken sieh dio bäuerlichen Eorstnutzungsrechto auf s / 3 der 
gesamten mit Wald, bestandenen Eläebe. 

2. Dio Erlrngsleistuug ist am höchsten bei den planmäßig bewirt- 
schafteten Wäldern (Staats- und Körperschaltswaldungen, Wald in 

' gebundenem Besitz), während dio Ertragsleistung des Bauernwaldes 
und des Genossenscliaftswaldes stark zurückbleibt. 

‘ 3* 
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II. Die Bedeutung des IValdes zeigt sich in einem der 

1 die 

2 sggi&tsz^z. 

Bauernwald von großer Bedeutung. 

. 3. Die gcsamh-ölkisclic | 6 J's C ine WMrangwi 

fS 1 da“£T Ä den WnsserlmmUnlt der Landschaft, 
S Ä aber auch für die Erholung des Meuseheu. 

Waldes zu borgen. Der Erreichung dieses Zieles dienen nnment- 

lieh folgende Maßnahmen: 

i T>no rrneninf a Forstwesen ist nQcli dor Machtübernahme unter (Ho cin- 
* lioltllcho Leitung des Reichslorstamtcs gestellt worden, um emo em- 
heitliclio Forstpolitik zu gewährleisten und die wirtschaftliche Leistungs- 
fähigkeit des deutschen Waldes auf das Höchste zu steigern (Gesetz 
vom 3. VH. 1934). Dem Reichsforstamt ist während des Krieges auch 
die Forstverwaltung des Reichsnährstandes, insbesondere also die Be- 
treuung des bäuerlichen Waldes, unterstellt. 

2. Zur Förderung der Nutzliolzgcwinnung ist die Umwandlung und Ab- 
lösung der Ilolznutzungsrechtc vorgesehen worden. Bei der Ablösung 
oder Aufhebung solcher Rechte Bollen unberechtigte Härton nach Mög- 
lichkeit vermieden werden. VO. vom 30. VH. 1937. 

3. Für das gesamte Gebiet dor Ilolzwirtsclmlt ist eine straffe Marktordnung, 
die der Marktordnung des Reichsnährstandes (vgl. unten S. 01) ähnlich 
ist, geschaffen worden. Gesetz vom 10. XH. 1935, VO. vom 20. X. 1930 


B. Weide. 

Gemcindeweidcn, die im Eigentum der bäuerlichen Gemeinde 
stehen und von den Gemeindemitgliedern gemeinschaftlich benutzt 
werden (Allmenden), gibt es heute im wesentlichen ' nur noch in 
Süddeutschland, in der Ostmark und in der Schweiz, namentlich 
als Almweiden (Almen). 

In den übrigen Gebieten Deutschlands sind die früheren Gomeindo- 
weiden durchweg im Zuge der Gemeinhoitsteilung aufgelöst worden, . 
um die Landeskultur zu fördern. 

I. Die Almen sind für den Fortbestand der Bergbauernwirtschaft 
notwendig, da viele Talwirtschaften nur bestehen können, wenn 
sie ihr Vieh durch Almnutzung übersommern können. 

In der Ostmark machen die im Gemeinbesitz befindlichen Almen einige 
100000 ha aus. Dire Erhaltung ist durch eine besondere Almsohutz- 
gesotzgebung gesichert. 
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II. Die Almwirtschaft leidet manchmal darunter, daß die Weiden 
mit Vieh übersetzt sind und daß es an einer gehörigen Pflege 
der Weiden fehlt. b 

In vielen Almordnungen ist man dazu übergegangen, die Zahl der 
auf zu treibenden Tiere nach der Leistungsfähigkeit der Alm zu begrenzen 
(System der Alpstuhlüng). b 


C. Wasser. 

I. Das Wasser gehört zu den wichtigsten Lcbonsgütcm. Ordnung 
des Wasserhaushalts und pflegliche Behandlung des Wasser- 
vorrats ist eine besonders vordringliche Aufgabe, 

1. Für die Landwirtschaft ist ein geordnotor Wasserhaushalt 
von besonderer Bedeutung. 

a) Zur Aufrcchterlinltung der Erzeugung benötigt dio Landwirtschaft 

einen stetigen Grundwasserspiegel, eine geordnete Bewässerung und 
Entwässerung. ' 

b) Zum Schutz der Erzeugung bedarf dio Landwirtschaft de3 Wnsscr- 
schutzes durch Deiche, Wildbachverbauungen und Hochwasser- 

■ dämme. 

c) Für die Erweiterung der landwirtschaftlichen Nutzfläche ist die Land- 
gewinnung durch Trockenlegung von Mooren und Sümpfen sowio 
durch Vorschieben der Meeresküste bedeutungsvoll. . 

2. Die wirtschaftliche Entwicklung des 19. Jahrhunderts brächte 
eine ungeahnte Steigerung des Wasserbedarfs mit sich. 

a) Dio entstehenden GroDstüdfo benötigten steigende Mengen von Quell-, 
Grund-, Fluß- und Scewnsser zur Dockung des Bedarfs an Trink- 
und Brauchwasser. , 

b) Dio Wasserkraft wurdo in steigendem Umfange für dio Encrgie- 
gowinnung in Anspruch genommen. 

c) Der steigendo Verkehr begünstigte dio Entstehung künstlicher 
Wasserstraßen. 

3. Dio Deckung des gesteigerten Wasserbedarfs führte zu zahl- 
reichen ungeordneten Eingriffen in den Wasscrliauslm . 

- Gewaltige Schäden waren die Folgen dieser Emgnüe: 

° i i -1 V.«; Trn«nllmitfcf»n.. 
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i Absenkung des Grundwasserspiegels, 

hei Flußregulierungen und beim Abbau von Bodenschätzen. 

I Wassermangel, der zu einer Verschlechterung der Wasserversorgung 
und der Güto des Wassers führto. . . . 

Schäden für die Gesuudhettsführung und das Fischerenvesen 
ungeordnete Ableitung von Abwässern m du , 

i Verstärkung vou Hochwässern durch zu starke Besohl gung 
Wasserablaufs nach Flußregulicrungen. . 

ur Abwehr der Schliden entstandi » "-'S’"?* 1 

ÄbÄÄ 
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1. Die Ordnung dos Wasserhaushalts obliegt den Wasser- und 
* Bodenverbünden, die öffentlich-rechtliche Körperschaften 

sind. Die Verbände entstehen dadurch, daß durch die 
Aufsichtsbehörde die beteiligten Personen zusammen- 
geschlossen werden und dem Verband eine Satzung ver- 
heben wird. 

Mitglieder der Verbünde sind die Eigentümer der beteilig, 
ten Grundstücksanlagon, die Personen, denun der Verband die 
Verpflichtung zur Erhaltung von Gewässern und Ufern auferJegfc, und 
bestimmte öffentlich-rechtliche Körperschaften. 

2. Aufgaben der Verbünde sind namentlich: 

a) DIo Bewirtschaftung des Gnmdwassers, die Beschaffung von Trink- 
und Brauchwasser, sowie die Verwertung und Beseitigung der Ab- 
wässer. 

b) Die Regelung der Gewässer und Flußläufc, dio Schaffung und Er- 
haltung von Wasserwerk- und Wasserkraftanlagen und der Wasser- 
schutz an Strömen und Meeren. 

c) Dio Inndgewinnung, dio Bodenverbesserung durch Be- oder Ent- . 
Wässerung und die Vornahme aller notwendigen Maßnahmen im 
Dienste der Landeskultur. 

3. Die Ycrbündo unterstehen einer weitgehenden Staatsaufsicht. 


Nach der Machtübernahme wurde die Lenkung und Ordnung 
des Wasserhaushalts einheitlich gorcgolt (Gesetz vom 10. II. 
1937, VQ. vom 3. IX. 1937) und damit das zersplitterte Landes- 
recht außer Kraft gesetzt. 


Die Aufsichtsbehörde hat namentlich die ordnungsgemäße Er- 
füllung dor Verbandsaufgaben und dio Wirtschaftlichkeit 
der Geschäftsführung zu überw’achen. Sie hat ferner wichtige 
Maßnahmen der Verbände, insbesondere die Kreditaufnahme, zu ge- 
nehmigen. 


4. Zur Erfüllung ihrer Aufgaben stehen den Verbänden 

namenthcli folgende Befugnisse zu: 

a) Dns Entdguungsrcclit, soweit Grundeigentum zur Erfüllung der 
Verbandszwecke erforderlich ist. Die Enteignung bedarf der Zu- 
stimmung der Aufsichtsbehörde. 

b) l)ns Beeilt, dio Flurehiteilung neu zu regeln. Erweist sich dieser 
Weg als nicht gangbar, so kann ein Verfahren nach dor Reichs- 
umlegung6ordnung eingeleitet werden. Vgl. oben S. 27. 

c ) ® ns Recht, die zur Erfüllung der Verbandsaufgaben erforderlichen 
Ucnrugo von den Mitgliedern zu erheben. Dio Beiträge sind öffent- 
liche Lasten, dio auf den Grundstücken der Mitglieder ruhen. 

HI. Durch Fiihrcrcrlaß vom 28. VH. 1911 wurde ein Gcnoral- 
mspektor für Wasser und Energio ernannt. Nach dem Tode 
von Reichsminister Todt wurde dieses Amt Reichsminister 
Speer übertragen. 
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1 Zweiter Abschnitt. 

Die ländliche Sozialverfassnng. 

I. Das Land im Gesamtgefüge der Volkswirtschaft. 

A. Landflucht und Verstädterung. 

Dio industrielle Revolution im 19. Jahrhundert hat das Gesamt- 
gefüge dor west- und mittclouropüiscben Volkswirtschaften in seinen 
Grundfesten erschüttert und umgcstaltot. 

I. Sie hat zu einer Landflucht geführt, die in ihren Ausmaßen die 
Zahlen aller bisherigen Völkerwanderungen weit in den 
Schatten stellt. Landflucht ist ein die gesunde Harmonie der 
Siedlungsverhältnisse zerstörendes Abströmen der Land- 
bevölkerung in die Städte oder nach Übersee. 

1. Dio Landflucht hat auf dio Dauer ein Ausbluten des Landes 
und damit die Vernichtung des biologischen ICraftzontrunis 
der Völker zur Polge. 

2. Die Landflucht entvölkert den lebendigen bäuerlich be- 
siedelten Raum und ermöglicht eine Unterwanderung durch 
fremde Völker. 

3. Dio Landflucht ist eine Lebensgefahr für den Bostand dor 

germanischen Völker. Das Bauerntum Englands ist dieser 
Gefahr bereits erlegen. ’ ■ 

II. Sie hat zu einer Verstädterung geführt, die unnatürliche Lebens- 

formen auf allen Lebensgebieten hat entstehen lassen. Ver- 
städterung ist eine die gesunde Harmonie der Siedlungsverhält- 
nisse zerstörende Zusammenballung der Bevölkerung in 
Städten und Großstädten. , 

1. Dio Verstädterung bewirkt eine unnatürliche Zusammon- 
drängung der Hauptkraft eines Volkes auf engsten Räumen, 

2. Dio Verstädterung führt zu einer Überbewertung der städti- 
schen Lebensvorgänge und zu einer Unterbowertnng des 
ländlichen Lebons. 

B. Umfang dor Landflucht und Verstädterung. 

Landflucht und Verstädterung haben infolge der bisherigen 

Raumnot des deutschen Volkes ein bedrohhehes Ausmaß ange 

nommen. Seit 1871 ist der Anteil dor Landgemomd deichen 

bovölkerung des Reiches stark zurückgcgangon 8 ^ 

Maße der Anteil dor Großstüdto- gestiegen. 5 4 v H der 

Landgemeinden 02,6 v,H. und in den Großstädten 6 £* **£ 
Bevölkerung lebten, betragen die entsprechenden Zahlen für 193J. 
31,0 v. H. und 30,5 v. H. 
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L Der Verstädterung entspricht die Zunahme der städtischen und 
die Ahnnlimo der ländlichen Berufe. Während v°n 1882 bis. 
1939 die Bevölkerungszahl des Altreichs von 40,2 auf 68,1 .Milli- 
Honen stieg, sank die Zahl der in der Landwirtschaft tätigen 
Menschen von 16 auf 12,3 Millionen oder von 39 v. H. der 
Bevölkerung auf 18 v. H. 

1 Der Rückgang der IandwirtscbafUIclicn Bevölkerung . hat nicht zu einer 
Mehrung der Produktivität in Handwerk und Industrie geführt, sondern 
zu einer Mehrung von Handel, Verkehr, Verwaltung und Berufalosig- 
keit. Verstädterung ist also gleichbedeutend mit höherem Vertriebs-, 
Verkehrs-, Verwaltungs- und Sozialaufwand. 

Von 1882—1930 stieg der Anteil der in Handel und Verkehr be- 
schäftigten Berufsgruppen von 9,0 v. H. auf 15,8 v. H., der Anteil der 
öffentlichen Berufe und privaten Dienste von 5,1 v. H. auf 10,1 v. H., 
Dagegen erhöhte sich der Anteil der im Handwerk lind Industrie tätigen 
Menschen nur von 37 v. H. auf 41 v. H. 

2. Das Bauerntum hat im Laufe von 00 Jahren nicht einmal seinen zalilen- 
' mäßigen Bestand erhalten können. Der Grund hierfür liegt nicht in 
der Industrialisierung als solcher, sondern in der ungeordneten Ballung 
der Bevölkerung in den ungeordnet entstandenen Mittelpunkten der 
Industrie, der Verwaltung und des Verkehrs. 

In den Ballungsräumen ist eine solche Verdichtung der Besiedlung 
und eine solcho Verzerrung des Gleichgewichts von Stadt und Land 
eingetreten, daß die hierdurch entstandenen sozialen Störungen kaum 
mehr behoben werden können. 

II. Dio durch Landflucht und Verstädterung oingotretone Ver- 
zerrung des sozialen Gefüges wird besonders deutlich, wenn 
man die einzelnen Reichsgebiete nach der Art ihrer Besiedlung 
aufteilt. Es ergeben sich dann folgende Gruppen: 

1 . Riesenstädte mit einseitigem Hervortroten von Handel, Verkehr und 
Industrie: Berlin, Wien, Hamburg. 

2 . Ballungszentren, in denen der Anteil von Industrie und Handwerk den 
Anteil der Landwirtschaft um mehr als das Vierfache übertrifft und 
Handel und Vorkehr mehr Menschen beschäftigen als dio Landwirt- 
schaft: Saargebiot, Rheinland, Westfalen, Saolisen, Anhalt. 

3. Industriegebiete, in denen der Anteil von Industrie und Handwerk den 
Anteil der Landwirtschaft um mehr als das Doppelte übertrifft und 
der Anten von Handel und Verkehr dem der Landwirtschaft gleich- 

W n ^nV, B pf U i nS 0 4' VOie ’ ^ringen, Provinz Sachsen, Hespen- 
Nassau, Pfalz, Hessen, Sudetenland. 

4 ‘ d , aS ge r^ Uc ho Leben an der Spitze steht, die 

S«S Är er - 0 w V ‘ bls Vs der Gcsamtbovölkcrung be- 

5 ' £id^SiLTS S T in denen dop Anteil der 

Handwerks entfernt ist: Han nITe 3 r 0 1 d öL'b ur g, ßSy S ** ' 

■ *• Ä-ÄffiSSÄi SÄ 6C - 

do^m ÜOKernlaDde: 0 bordonaU ’ Kärnten, Steiermark, Nieder- 



daim Überwunden werden, wenn das ganze deutsche Volk sich 
wieder zu den bäuerlichen Lehonsgrundlaacn • ü 

m T ut, und wenn alle MM. def S&Z 
Gestaltung auf IcScMnotwonülgkcito dos BaumSs 
abgestcllt werden. Vgl. auch unten S. 85. 



U. Die ländliche Arbeitsverfassung. 

A. Grundlage der ländlichen Arbeitsverfassung. 

I. Grundlage der ländlichen Arbeitsverfassung ist die Arboit der 
bäuerlichen Familie. Es ist ein schwerwiegender Irrtum die 
Grundfrage der ländlichen Arbeit etwa in der Landarbeiter- ’ 
frage zu suchen. 

1. Dio ländlicho Arbeitsverfassung hangt unmittelbar mit der 
Bodonverfassung zusammen, da mit der Größe des land- 
wirtschaftlichen Betriebs der^ Anteil der familienfremden 
Arbeitskräfte steigt. 

a) In den kleinbäuerlichen Betrieben hclfon familienlromilo Arbeits- 
kräfte nur in beschränktem UmTango mit. ' Die Zahl der arbeitenden 
Familienmitglieder übersteigt dio Zahl der familienfremden Arbeits- 
kräfte um ein Vielfaches. 

b) In den mittel- und großbäuerlichen Betrieben arbeitet noben der 

Familie das Gcsindo (Knechte und Mägde), das meist in die bäuer- 
liche Haus- ufid Hofgomeinsohaft aufgenommon ist. Mit der 
Größe des Betriebs wächst dio Zahl des Gesindes; in den mittel- 
bäuerlichen Betrieben bleibt sie hinter der Zahl der arbeitenden 
Familienmitglieder zurück. t 

c) Nur in den Großbetrieben spielt der Landarbeiter eine wesentliche 
Rollei Der Anteil der Landarbeiter übersteigt hier den Antoil des 
Gesindes um ein Vielfaches. 

2. Der Arbeit der Frau kommt innerhalb der landwirtschaft- 
lichen Arbeit eine überragende Bedeutung zu. Im mittel- und 
großbäuerlichen Betrieb wird die Arbeit etwa zur Hälfte 
von weiblichen Kräften getragen, im kleinbäuerlichen 
Betrieb etwa zu drei Viertel. 

1933 waren im Altreich und in der Ostmark von 7,1 Millionen bäuer- 
lichen Familienangehörigen über 14 Jahren ö Millionen weiblich und 
von 2,3 Millionen fremden Arbeitskräften 835000 weibbob. 

II. Dio nouoro Entwicklung hat in den bäuerlichen Betrieben die 
alte bäuerliche Ar beitsverfassung stark geschädigt. 

1. Dio Arbeitsteilung in der bäuerlichen Familio wurde i gestört. 
Mit dem steigenden Arbeitermangel, mit der Zunahme des 
Hackfruchtanbaues und der Veredelungswirtschaft muß e 
die Bäuerin neben der Arbeit in Haus und Stall m steigen- 
dem Umfang auch Feldarbeit übernehmen. Dies führte zu 
einer außerordentlichen Überlastung. 
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„ iinp Arbeit im Jahr wurde 

2 - »tr£:£ SSÄS 

™ m i d r’ 

3. Dio Geschlossenheit de itceliolfen hatten, nahmen 

die früher in der blieben aber auf 

Arbeit in der nachs ge 8 p en( j e lwandenmg, die 

SÄÄ"“' 

B. Das liindliclio Ar b cits v crliältnis . 

I. Das ländliche Arboitsvcrhältnis erhält sein besonderes Gepräge 

durch die Haus- und Rofgemomschaft. 

1. Dio FamlUcnangclwrlgc^Wsten ^e^ün^clw ArtcH mcist^ohno^ o^n 

Slf“ S S rt Ä%lS™Ä»« 8 »der . B ». 

0 Un^Gcslndo ist meist gegen Jakresarbeitsvertrag ängestcllt. Es ist 
regelmäßig ln dio bäuerliche Hausgemeinschaft aulgenommon und erhalt 
den Unterhalt sowie Barlohn. 

1 Tier Dcnutant, auch Insto genannt, arbeitet meist gegen Jahreimrbeits- 
vertragend erhält als „Deputat“ Landnutzung, Wohnung ; und Nntod- 
lclstungcn oder einen gewissen Bnrlohn. Der Umfang des Depu 
schwankt. Teilweise ist an dio Stelle des Deputats die volle Baron - 
lohnung getreten. 

4. Dns Ilcucrlingswesen (von dem Wort: heuern, mieten, pachten), findet 
sich in einem verhältnismäßig kleinen Gebiet Niedersachsens (Gegend 
von Osnabrück, Münster, Bielefeld). Seine Bedeutung wird oft über- 
schützt. Es ist durch die Landflucht schwer bedroht. Der Hcucrling 
crlmlt Pnehhvolinung und rnchtland von etwa 2—5 ha und verpflichtet 
sich dem Bauern zur Arbeitsleistung an einer bestimmten Zahl von 
Tagen. 

5. Dio nicht ständigen Arbeitskräfte sind für die Brechung der Arbeits- 
spitzen von großer Bedeutung. Dorfgenossen und Nachbarn, die nur 
einen kleinen Landbesitz haben, verdingen sich zur Aushilfe gogou 
Tages- oder Stundenlolm oder gegen Naturalleistungen. 

0. Ausländische Wanderarbeiter -wurden sohon vor dom Weltkrieg in den 
reichen Zuckerrühengobioten Mitteldeutschlands während der Sommer- 
monate zu Hunderttausenden beschäftigt. Seit 1933 haben dio aus- 
ländischen Wanderarbeiter, dio. vom soziologischen Standpunkt aus 
höchst unerwünscht sind, wegen des Landarheitermangcls ßtark zuge- 
nonmien. 

II. Grundlagen der ländlichen Arheils- und Lohnordnung Bind : 

1. Das Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20. I. 

1934. 

a) Für Bctricbo mit mehr als 20 Beschäftigten hat der Botriobsführer 
eino Betriebsordnung zu erlassen, die den Inhalt der Arhoitsverhält- 
nisse regelt. 
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b) bü 'f 10 des Gesindes und der Landarbeiter sind durchweg durch 
wo U ^ “«gen der Bclchstreuliänder der Arbeit geregelt. Die Lohn- 
höbe und dor Anteil des Naturallohns am Gesamtlohn sind in den 
einzelnen Gebieten, des Boiohes sehr unterschiedlich. 

Die Landarboitorlöhno bloibonim allgemeinen hinter den 
CÄ h -? n Löh ? on stark zurück. So hegen dio Löhne der 
Bauhilfsarbeiter, zu denen in Zeiten der Anspannung der Bauwirt- 
sobaft besonders viele Landarbeiter anwandern, meist um mehr 
als 30 v. H. höher als dio Landarboitorlöhno des gleichen Gebietes. 

2. Dio vorläufige Landarbcitsordnung vom 29. 1. 1919, aus der 
folgende Bestimmungen bemerkenswert sind: 

a) iVrbeitsvcrlriigo mit mehr als halbjähriger Dauer Bind Hchriftlich 
nbzuschließen, falls in ihnen Naturalbczügo vereinbart sind und 
kerne Tarifordnung gilt. 

Dio tiiglicbo Höchstarbeitszeit beträgt in 4 Monaten durchschnitt- 
heb 8, in 4 Monaton 10 und in 4 Monaten 11 Stunden. 


c) Der Barlohn ist in der Regel wöchentlich zu entrichten. Natural- 
leistungen sollen in der Regel vierteljährlich bowirkt worden. Woh- 
nung, und Landnutzung sollen mit ihrem Wert Bcliriftlioh festgelegt 
werden, wenn sie einen Teil der Entlohnung bilden. 

III. Ein wichtiger Dcstandteil der ländlichon Arbeitsverfassung ist 
die liindlicho Sozialversicherung. Die Anteile der ländlichen 
Arbeitgeber an der Sozialversicherung beliefen Bich 1938/39 
auf rund 140 Millionen Reichsmark. 


Dio Sozialversicherung (vgl. Näheres über sio in Grundriß 27) ist 
nach ihren Grundgedanken und nach ihrem Aufbau in erstor Linie 
auf den Boreiob der goworbliohen Arboit abgostollt. Innerhalb 
der Landwirtschaft kommt ihr Schutz vorwiegend dem Gesindo und dom 
Landarbeiter zugute. Dagegen ist für dio Gosundboitsführung, den 
Unfallschutz und die Altersversorgung der klein- und mittelbäuor- 
liehen Familien meist nur unzulänglich gosorgt. 


C. Der Arbeitseinsatz. 

Durch das Abslrümon der Arbeitskräfte in dio Städte ist die 
Versorgung des Landes mit Arbeitskräften immer schwieriger 
geworden. Grundsätzliche Abhilfe kann nur dadurch geschaffen 
werden, daß die Frage der Landflucht gemeistert wird. Dabei handelt 
es sich, soweit die Landarbeiter (einschließlich des Gesindes) in 
Frage stehen, vor allem darum, die .berufliche und sozialo Lago des 
Landarbeiters zu fördern (vgl. unten 1). Alle sonstigen Maßnahmen, 
dio zur Ordnung des Arbeitseinsatzes auf dem Lande getroffen- 
worden sind (vgl. unten 2), können zwar vorübergehende Notstände 
beheben, aber das Problem selbst nicht lösen. 

1. Förderung der Landarbeiter. 

Die Förderung der Landarbeiter ist vorwiegend eino Aufgabo 
dos Reichsnährstandes, der die Berufsgemeinschaft aller in der 
Landwirtschaft tätigen Menschen ist, also auch das Gesinde und 
die Landarbeiter umfaßt. 
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I D er Landnrbeitcrbcruf ist ein gelernter Beruf. Dementsprechend 
sehen Be vern Reichsnährstand erlassenen Grundbestim- 
mhrigen für die Ausbildung der Landarbeiterberufe eme 
Landarbeitslehre und eine Gehilfenausbildung vor. . 

Für ländlioho Sondorborufo, wio Molker, landwirtachaftholio 
Eeclumngaführer, aber auch für die Hauswirtschaft, sind besondere 
Ausbildungen .vorgesehen. 

II Der Lohn dos Landarbeiters muß der Lohnhöhe der ont- 
’ sprechenden anderen Berufsgruppen angcglichon werden. 

Eine harmonische Abstimmung aller Lohn- und Arbeitsbedingungen, 
und zwar bei allen Berufsgruppen, soll die kommende Roichslohnord- 
nung bringen. Die Arbeitsentgelto sollen nach der volkswirtschaftlichen 
Bedeutung der Tätigkeit bemessen werden. Hiernach werden Bergarbeiter 
und Landarbeiter mit in vorderster Linie stehen müssen. 


in. Die Wolmungsverliältnisso der Landarbeiter müssen weiter 
verbessert werden. 

1. Der Landarbeiter-Wohnungsbau wird aus öffentlichen Mitteln 
durch Zuschüsse und Darlehnsgewülirung stark gefördert. 

2. Für neu heiratende Angehörige dor Landbevölkerung sind 
Einriclitungsdarloken und Einrichtungszusobüsso aus öffent- 
lichen Mitteln vorgesehen. VO. vom 17. VII. 1938. 


IV. Für den Landarbeiter muß eine angomessono sozialo Aufsticg- 
mögliclikoit geschaffen werden. Wer sich in seinem Beruf 
bewahrt, soll in ihm aufsteigen und sich zu höheren Leistungen 
entfalten können. Wichtigste Aufstiegmüglickkcit für Gesinde 
und Landarbeiter ist die Neubildung deutschen Bauerntums. 
Ihr wird in Zukunft eine entscheidende Bedeutung zukommen. 


2. Sonstige Maßnahmen. 

An sonstigen Maßnahmen des ländlichen Arbeitseinsatzes 
sind zu nennen: * 

I. Die Arboitslenkung, insbesondere: ' 

1. Dos Verbot der Einstellung früherer landwirtschaftlicher Arbeiter in 
nicht landwirtschaftlichen Betrieben. 

2. Die Beschränkung des Arbeitsplatzwechsels. Die einseitige Lösung von 
Arbeitsverhältnissen ist nur mit Zustimmung des Arbeitsamtes zulässig. 

H. Die Gewinnung neuer deutscher Arbeitskräfte. 

1. Das durch Anordnung vom Iö. II. 1038 eingoführto „Pflichtiahr“ bo- 
deutet, daß Mudchon unter 25 Jaliron, die in dor gewerblichen 
Wirtschaft oder in der öffentlichen Verwaltung beschäftigt werden 
woUen, eino oinjährige Tätigkeit in dor Land- oder Hauswirt- 
schaft nachweisen müssen. 

2. Der Landdienst der HJ. soll Jugendliche der ländlichen Arbeit 
wieder zuführen. 

3. Die Lnndhiiro ivar als MaBnahmo gegen die Arbeitslosigkeit ge- 
dacht. Sie brachte in der Zeit nach der Machtübernahme Zehntausende 
von Jugendlichen aufs Land. 



III. Der Einsatz besonderer Kräfto bei dringendem volkswirtschaft- 
lichem Bedarf. 


.. —..o .... UHU juicgu wurae Aiuensuienst und Wehrmacht bei Ernte- 
notstunden eingesetzt. 

2. Im Krieg hat der Einsatz Grund auf Krlegsvcrpfllclitung besondere Be- 
deutung gewonnen. Verordnung des Beauftragten für den Vierjahres- 
plan über den Einsatz zusätzlicher Arbeitskräfte für die Ernährungs- 
Sicherung des deutschen Volkes vom 7. 3. 1042. 


IV. Dor Einsatz ausländischer Arboitor, der in den letzten Jahren 
einen außergewöhnlichen Umfang angenommen hat. 

1. Dio Zahl der ausländischen Wanderarbeiter, dio Mitto 1040 rund 500000 
betrug, hat sich inzwischen noch erhöht. 


, , ~ ° ° 0 um juuuug juti tu uor z.anaivirtsonatt 

beschäftigt waren, betrug rund G50000, Dio Kriegsgefangenen aind 
vielfach m Arbeitskommandos von 20 Mann und mehr tätig. 



HI. Das ländliche Gemeinschaftsleben. 

A. Dio Dorfgomoinscliaft. 

I. Die Rechtsform der Dorfgomoinscliaft. ist dio Landgemeinde. 
Sie ist eine der ursprünglichsten und ältesten Gemeinschafts- 
formen des germanischen Lehens überhaupt. 

1. Im dörflichen Lebensboroich äußert sich das Zusammen- 
gehörigkeitsgefühl, das im städtischen Bereich meist 
organisiert werden muß, noch in selbstverständlicher Form. 
Es zeigt sich: 

a) Als Nachbarschaftshilfe boi Arbeitsspitzen, bei Krankhoit und son- 
stigen Notfällen. 

b) Als GcmchiHohaftscinsatz bei gemeinsamer Gefahr, z. B. bei Wassor- 
odor Fouornot. 

tj) Bel don Gcmcinschaftsfclcrn, z. B. Kirohwoih, Sonnwendfeiern, Fast- 
nachtsaufzügen. 

2. Im dörflichon Lobonsbereicli haben sich jahrhundertealte 
kulturoUo Lebensformen erhalten, die in den Städten längst 
verklungen sind. 

a) Das Märchon- und Sngongut des deutschen Volkes hat sieb gorade 
im’ bäuerlichen Lobensboreich am stärksten erhalten. 

1 b) Brauchtum und Volkskunst haben insbesondere in. den Gebirgs- 
gegenden ihre besondere Kraft und Ursprünglichkeit _ behalten, 
o) Bis in das letzte Jahrhundert hat sich teilweise auch clno Art Elgen- 
gcrlchfslmrkolt erhalten, z. B. das Haberfeldtreiben in Oborbayern. 

H. Dio Gemeindeverwaltung war seit alters her eine genossen- 
schaftliche. Ihrem Wesen entspricht daher die Selbstverwaltung. 

Dio Auffassung des absoluten Staates, als sei die Dorfgemeinde Objekt 
und untersto Stello der Staatsverwaltung, widerspricht somit alter deut- 
scher Iteohtsauffassung und dem Gedanken der bäuerlichen Selbstver- 
waltung. 
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m. Industrialisierung und Verstädterung liabcn auch die Dorf - 

geraeinschaft erschüttert. 

1. Dio Landflucht hat den Altersaufbau des Landvolkes durch 
starke Verringerung der leistungsfähigen Jahrgänge un- 
günstig beeinflußt. 

2. Das städtische Vorbild hat das soziale und kulturelle Loben 
des Dorfes stark geschädigt, z. B. durch Verschwinden des 
Brauchtums und der eigenständigen Wohnkultur und durch 
Verwilderung des Bauwesens. 

3. Zahlreiche Gemeinden im Umkreis der Großstädte wurden 

aus bäuerlichen Gemeinden zu Arbeitcrwohnsitzgcmoinden. 
Die Pendelwanderung verschärft angesichts der unter- 
schiedlichen Arheits- und Lohnbedingungen die Land- 
flucht. , 


B. Die Genossenschaften. 

Dio Genossenschaft ist ein Wiederaufleben des alten deutschen 
Genossenschaftsgedankens im neuen Gewände. Sie hat dem Bauern- 
tum die notwendige Eingliederung in dio moderne Volkswirtschaft 
erleichtert. Von örtlichen Grundlagen ausgehend hat sich das 
Genossenschaftswesen zu einer das gesamte Reich überspannenden 
Organisation mit entsprechenden Spitzeneinrichtungen entwickelt. 

I. Dio Genossenschaf tsbowegung hat sich in Deutschland in der 
zweiten Hälfto des 19. Jahrhunderts verbroitot. 

L her Tat« d°9 JündUclicn Genossenschaftswesens ist der Bürgermeister 
Baiireisen in Heddesdorf- Westerwald (1818—1888). Er suchte in erster 
Linie durch Gründung Ton Duhrlehnskassen den Bauern aus den Händen 
der meist jüdischen Geldverleiher zu befreien. Der erste Selbsthilfe- 
verem wurde von ihm 1840/47 in Flammersfeld-Westerwald gegründet. 

" m Zdt wi £ met , e ? , sich dio Genossenschaften nucli dem 

Sfcfi S? ^““^hnger und Futtermitteln, deren Bedarf 
mit der steigenden Marktverflechtung der Landwirtschaft stark anstieg. 

■ AllsScnos^llllmUnn 19 ' daMlu , n(lcrts entstanden landwirtschaftliche 
ÄtsEft auf dem Gebiete der Veredelungs- 
Stellung erlangt. ^ Iod:erel S en ossenschaften eine überragende 

II. Der organisatorische Aufschwung und der Zusammenschluß 
der Genossenschaften setzte mit dem Inkrafttreten des fe 

ffsvr l88 ,° 

verbände lipß nl K ^ U •p Un |’ 4 . r Gr ^■ ev ^ s ' on durch Revisions- 
beschränkfer^ TTn^ ^. ch ^ 0Tm die Genossenschaft mit 

wiegend im NoE^eder 0 VwW^^G 01108 ! ° n i, oh i ft ° n waron vor ' 
Raiffeisengenossenschaften) Zusammengehen,* Slbriff«* Genos“. 


sonsohaften vorwiegend im „Roiclisverband der deutsohen land- 
wirtBohaftlioben Genossenschaften“. Dio beiden Verbändo wurden 
im Jahre 1030 in Dm'chführung des landwirtschaftlichen Notprogramms 
vereinigt. Heute gehören sämtücho landwirtschaftliche Genossenschaften 
sowie ihre Zusammenschlüsse und Einrichtungen dem Reichsnähr- 
stand an. 

III- Das Genossenschaftswesen ist besonders in den bäuerlichen 
und Kleinbauerngebieten des Reiches von großer Bedeutung. 

1. Innerhalb der nouon Kreditordnung kommt dem genosson- 
, scliaftliclien Porsonalkredit eine bosondoro Bcdoutune zu 

• Vgl. unten S. 58. 

2. Innerhalb der Marktordnung haben namentlich die Molkoroi- 
gonossenschafton ihre hoho Leistungsfähigkeit erwiesen. 
Ihr Umsatz betrug 1939 nahezu 2 Milliarden RM. 

3. Während des Krieges wirken die Genossenschaften auch 
bei der Erschließung neuer Gobioto (in den neuen Ost- 
gebieten, im Elsaß) erfolgreich mit. 

1Y. Das ländliche Bildungswesen. 

I. Grundlage der ländlichen Bildung ist dio LandBchulo (Volks- 
schule). 

1. Sie soll den dörflichen Nachwuchs zum Verständnis der heimatlichen 
und völkischen lebensbcroloho führen. 

2. Sio soll dio Werte des ländlichen Lehens pflegen und erhalten. 

Diese Aufgabe setzt Lehrer voraus, dio bäuerlich empfinden, die der 

Heimatsohollo verbunden und von der Notwendigkeit durchdrungen sind, 
dem bäuerlichen und dörflichen Leben zu dienen. 

II. Vertieft wird die ländliche Bildung durch das landwirtschaft- 
liche Fachschulwesen. 

1. DioLandwlrtschaftsschulcndionen der Vermittlung dos bäuerlichen 
Fachwissens. Der Unterricht an ihnen wird vielfach während der 
Wintermonato ortoilt. 

2. Dio Ackerbau- und höheren Landschulen dienen der Vortiofung 
des praktischen bäuerlichen Faohwissons. 

3. Dio landwirtschaftlichen Hochschulen und dio landwirtschaftlichen Ab- 
teilungen der Universitäten bilden praktische Landwirto für dio Lei- 
tung größerer Güter und für die landwirtschaftliche Verwaltung aas. 

III. Die Schulen des Reichsnährstandes dienen vorwiegend der 
Pflege neuer bäuerlicher Lebenshaltung. Zu ihnen gehören : 

1. Dio Bnuoriischulon, von denen in jeder Landosbauornsohaft min- 
destens eine besteht. Sio dienen der Zusammenfassung, Ausrichtung 
und Auslese eines einsatzbereiten bäuerlichen Nachwuchses. 

2. Dio Reichsschulo Neuhaus. Sio hat dem Gedanken der bäuerlichen 
Loibosorziohung auf dem Lande, der in den nordischen Ländern 
Selbstverständlichkeit ist, Bahn gebrochen. 
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IV. Dor landwirtschaftlichen Forschung dienen: 

1. Der Forschungsdionst (Reichsarbeitsgemeinschaft der Land- 
■ Wirtschaftswissenschaft), in dem die gesamte Landwirt- 
schaftswissenschaft zusammengefaßt ist. 

Diese Zusammenfassung erleichtert den Einsatz der Wissenschaft 
für die agrarpolitischen, betriebswirtschaftlichen und' agrartechnischen 
Fragen, die heuto zu lösen sind. Im Roiohsforschungsrat besteht emo 
Fachgliederung „Landbauwissenschoft und allgemeine Biologie 

2. Staatliche und halbstaatliche Forschungsinstitute, die sich 
mit der Forschung auf einzelnen Gebieten befassen, z. B. 
die Biologische ReicliBanstalt für Land- und Forstwirtschaft 
in Berlin, die Versuchs- und Forschungsanstalt für- Milch- 
wirtschaft in Kiel, das Institut für Gärungsgewerbe .und 
Stärkefabrikation in Berlin. 


Zweiter Teil. ‘ 

Der landwirtschaftliche Betrieb. 


Erster Abschnitt. 

Die landwirtschaftliche Erzeugung. 

I. Grundlagen der landwirtschaftlichen Erzeugung. 

Die landwirtschaftliche Erzeugung wird beeinflußt: 

I. In erster Linie von der Landschaft, in der, sie sich entfaltet. 

1. Dio doutscho Landschaft ermöglicht eine außerordentlich 
vielseitige Landwirtschaft. 

a) Die norddeutsche TJorebcno ist durch zahlreiche Flußläufo unter- 
brochen. (Rhein, Elbe, Oder, Weichsel usw.). Waldreiche Mittel- 
gebirge (Harz, Thüringer Wald, Schwarzwald usw.) gliedern die 
deutsoho Landschaft vielfach in Teilrüumo. Besonders günstige 
Buden gibt es in den Bürden (z. B. Magdeburger Börde, Socster 

( Börde), in Mlttelsolilcslen, in verschiedenen Beckenlnndsohafton und 
in den fruchtbaren Tulcrn von Rhein, Main und Neckar. Besonders 
ungünstig sind hestiinrato Sandgobiete des Ostens und dio hohen 
Gebirgslagen. ■ 1 

b) Das Klima ist gleichfalls sehr mannigfaltig. Unter der Einwirkung 
des atlantischen Ozeans ist dio Witterung bis nach Mitteldeutschland 
hinein feucht und verhältnismäßig ausgeglichen. Unter dom Ein- 
fluß des kontinentalen Klimas trifft man in Osteuropa bis nach 
Ostdoutscldnnd im Winter starke Kältewellen, Im Sommer trockene 
Hitze. Woitoro großo Gobieto des doutsohon Raumes worden durch 
das alpine Klima und das Klima dor Mittelgebirge bestimmt. Dio 
Niederschläge sind fast überall ausreichend. Dio Länge der Vege- 
tation und damit Art und Umfang dor ländlichen Arbeit sind nach 
der Höhen- und Breitenlago verschieden. 

2. Dio Bodennutzung lehnt sich an die natürlichen Gegeben- 
heiten der Landschaft an. Von der gesamten land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebsfläohe des großdeutschen 
Reiohes (ohne die Ostgebiete) von 53,6 Millionen ha sind, 
33 Millionen landwirtschaftlich genutzt, und zwar a / 3 als 
Ackerland und 1 / 3 als Wiesen und Weiden. 

a) Dio landwirtschaftliche Nutzfläche ist am ausgedehntesten im wald'- 
armon Nordwcstdoutschlond, am geringsten in den Hocbgcbirgs- 
gegenden der Ostmark, wo sich der besondere Typus der Berg- 
bnuemwirtschnft entwickelt bat. 

Scbaeffer Neugestaltung. Heft 32 3 . 
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m iw Ackerbau ilbenviegt üsülch der Elbe bei weitem. Dio Viohzucht 
] Slfdno besoSrEollo in den natürlichen , Grünlandgebie^ 
Niedersachsens und der Voralpen. Der Gartenbau endheh ^t bo^ 
sonders wichtig in der Rheinebene und in der Nahe der Großstädte. 

II Von dem Stando der landwirtschaftlichen Technik. Die deutsoho 
' Landwirtschaft wurde im 19. Jahrhundert auf ganz neue 
Grundlagen gestellt. 

1. Dio Brache wurde zurückgedrängt und diejandwirtsebaft- 
liehe Erzeugung durch Aufnahme neuer Zweige ausgeweitet. 

• a) Die ITncklriichfo eroberten sioh eine entscheidende Stellung Im 
Fruchtwechsel; die Anbauflächen von, Kartoffeln und Zuckerrüben 
stiegen rasch an. Zur- Entwicklung der Fruchtwechselwirtschaft 
trug ferner dio Einführung des Klee- und Eutterbaues wesentlich 
bei. Dio verbesserte Bodenpflego steigerte , auoh die. Erträge der 
nachfolgenden Kulturen. 

b) Infolge der neuen Bewlrtsehnftungsnrt konnten die Viehbestände- 
vergrößert und besser ernährt werden. Der Mehranfall von-orga- 
' nischem Dünger steigerte wiederum dio Fruchtbarkeit und die 
Erträge. . 

2. Die Mcngcncrlrügo auf dem Gebiete des Ackerbaues stiegen 
infolge Vcrwendungvon künstlichem Dünger stark an. Kali 
wird seit den GOer Jahren, des 19. Jahrhunderts, Stickstoff 
besonders seit, dem Weltlcrieg in. steigendem Ausmaß ver- 
w'endet. 

3. Auch die Züchtung trug zur Ertragssteigerung wesentlich 
bei. So 'wurde der Zuckergehalt der Zuckerrüben sehr er- 
heblich gesteigert, das Saatgut unter Bevorzugung ertrags- 
reicher Sorten verbessert und die Tierzucht durch Züchtung 
leistungsfähiger Rassen gefördert. 

in. Ton, der Boden- und Arbeitsverfassung. 

• S ° m B ' - < ? io Zuckerrübenwirtschaften Mitteldeutschlands vor- 
wiegend Großbetriebe mit einem festen Anteil von Landarbeitern, während 
sich nn Rheinland bei verwandten Bodenverhältnissen zahlreiche Klein- 
betriebe mit Gemüsebau finden. 

\ 

II.; Die landwirtschaftliche Erzeugung bis zur 
Machtübernahme. 

L M 1 f? fl SÜ 1 eg d l e T landwirtschaftliche Erzeugung je 1m land- 

beS011(lers Btark. 3 Trotz an- 
dei hi - konnte bis zum Weltlcrieg 

schaftliclien Prjm.ü überwiegend aus der eigenen landwirt- 

mit Eett unrl Th , ,^ un ? S e ^ ec ^ werden. Nur die Versorgung 
mit Eett und Futtermitteln wies bedenldiehe Lücken auf. 

durch "las ™rde ausschließlich 
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i durch die Marktbedürfhisse' und ■ durch’ Anreize von - der 
Pfeisseite 1 her; 

a) Die Mich-, Eier- uhfl^GarteriboiiwidsClialt wurde entsprechend dem 

steigenden Verbrauch imniW'stärker’auBgcbnnf. 

b) AuLdenv Gebiete der' Vf ehwirtsebaft entwickelte sieb auf.auslän- 
discher Futtergrundlage in. Niodferäächsen eine gewerbsmäßige 
Schwemczucht großen Stils. Vor dem Weltkrieg wurde hier haupt- 
sächlich russische' Geräte, 1 wach dem Weltkrieg argentinischer Mais 
verfüttert. 

o) Umgekehrt böwirkteh f üngiinstige Marktvcrhälthisso Schrumpfungen 
v^ r ,?’ r ^ cll ® un ^‘ ®° . san k der Scbalhcstand infolgo der ausländischen 
Wölleinführ innerhalb' von '40 ' 'Jahren' von nind .'22 'Millionen auf 
4 Millionen Stück. Ferner ging dio Rnpsanhaufliicbo ’aüf einen ver- 
schwindend gäringen-TJmfang -zurück,' 1 woih der Anbau wegen der 
Einfuhr ausländischer ölsaaten nicht mehr rentabol wnr. 

-2. Die 1 Erzeugung; entwickelte sich’ wegen ihrer. Abhängigkeit 
von den Marktverhältnissen ohne Rücksicht auf die hei- 
mischen Lehensgrundlagcn. So wurden vor dem Weltlcrieg 
rund 7 Millionen t Futtermittel eirigeführt. 

II. Während des Weltkrieges gewährleistete die ausschließlich auf 
dem Rentabilitätsstreben aufgebaute Erzeugung dio Ernährung 
des deutschen Volkes nicht,' zumal die leitenden- Stellen nicht 
dafür sorgten, daß. der hohe Stand der landwirtschaftlichen 
Erzeugung' unter allen' Umständen aufiecliterhälten wurde. 1 

1. -InföIge'desWegfalls 1 der ausländischen Futlcrmltlelclnliilir mußten dio 
Vlelibestiindo stark eingeschränkt werden. 

2. - Die- Versorgung 'der -Landwirtschaftrmlt Arbeitskräften,- mit Betriebs- 

mitteln und mit Handelsdünger reichto hiebt' ans. 

3. Besonders schädlich -war das langjährige Fehlen dör Betriebsleiter, die 

im 'Felde standen. ‘ 

TU: Auch'in’dcr Nachkriegszeit wurde die Erzeugung nicht auf die 
gesamtwirtschaftlichen Bedürfnisse ausgörichtct. . 

1. Der 'Wiederaufbau der deutschen Landwirtschaft vollzog 
sich nach ähnlichen' Gcsichtspnktdn; wio'sip' vor dem Welt- 
krieg maßgebend gewesen wären,' Infolge 1 der 'starken Ein- 
fuhr ausländischer Erzeugnisse wderi'vvichtigeErzeugungs- 

- zweige, wie die Milchwirtschaft, die Eierwirtschäft und der 

Gartenbau' nur' unzulänglich weiter ausgebaut'. 

2. Nach Beginn der Weltwirtschaftskrise wurde zwar die 
Forderung einer Erzougungsstoigerung erhoben, aber haupt- 
sächlich nur aus Gründen der Dovisenerspafhis. 

III. Die Erzeugungssdilaclit. 

■ Auf dem zweiten Reicbsbauerntäg 1934 rief der Reicbisbauern- 
fübrer R'. 1 Walther Darre das deutsche Landvolk 5 zur Erzeugungs- 
.Schlacht auf. 
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2. Veränderung der Fruclitfolge zugunsten der ertragreichsten 
Früchte. Steigerung des Hackfruchtbaues und des Zwisolien- 
fruchtbaues, Vermehrung der Ackerflächen durch Grünland- 
umbruch. 

3. Verbesserung des pflanzlichen Saatgutes, Steigerung der 
tierischen Erzeugung durch Züchtung und Leistungs- 
prüfung. 

4. Anpassung der Viehhaltung an die wirtschaftseigene Futter- 
grundlage. 

II. Die Durchführung der Erzougungsschlaclit wurde gefördert: 

1. Durch zahlreiche leistungsstoigornüe Maßnahmen. 

n) Dio Wirfschaftsbcratung wurde — namentlich auch in Form der 
Hofbegehung — verstärkt, auch die Neugestaltung des Ausstellungs- 
wesens wirkte belehrend und fördernd. 

b) Dio Preise für künstliche Düngemittel wurden durch VO. vom 23. m. 
1937 gesenkt, und zwar die Stickstoffpreiso um 30 v. H., die Kali- 

. preise um 25 v. H. Die Verwendung von Stickstoff, Kali und Kalk 

stieg von 1932 — 1939 um mehr als das Doppelte. 

c) Der Ausbau vou Dünger- und Jauchegrubon wurde gefördert, ebenso 
der Bau von Siloanlagen zur Bereitung von Gärfutter.. 

d) Preisliche Vorteile gaben einen Anreiz zum erhöhten Anbau von 
Kaps und Faserpflanzen. 

e) Der Maschineneinsatz, insbesondere der Einsatz von Ackerschlep- 
pern und die Typisierung der Landmaschinen, wurde gefördert. 

2. Durch öffcntlicko Mittel, die in großem Umfange zur 
Finanzierung von Bodenverbesserungsarbeiten eingesetzt 
wurden. 

i- , 1033 — 1938 wurden insgesamt rund 1,2 Milliarden RM. aus öffent- 
beben Mitteln zur Verfügung gestellt, und zwar nahezu 000 Millionen 
in der Form von Beihilfen. Dio Beihilfen wurden vor allem ge- 
währt durch dio Roichßanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenvereicherung (jetzt: Reichsstook für Arbeitseinsatz), durch das 
Reiches durch dio Länder und durch dio preußischen Provinzen. 

3. Durch einzelne Sondorgcsctzo zur Förderung der Landwirt* 

schaft. ■ 


7iM der Erzougungsschlüclit ist die Steigerung der landwirt- 

der deutschen Volksernährung und direr Sicherung^ . Ins 
besondere sollen durch die Erzeugungsschlacht, folgende 
Forderungen verwirklicht werden . 

1 Gesteigerte Pflege und Bearbeitung des in Kultur stehenden 
Moni, Erhaltung und Steigerang seiner ftnohtborkeit, 
vollständige Erfassung und Pflege des anfallenden orga- 
nischen Düngers und sachgemäße Anwendung von Kunst- 
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a) Der Reichsnährstand wurdo durch VO. vom 20. III. 1934 ermächtigt, 
das SnntgutrTCSen zu verbessern, insbesondere dio Verwendung von 
anerkanntem Saatgut vorzusohreiben, dio Sorten zu bereinigen und 
Einrichtungen zur ordnungsgemäßen .Versorgung mit Saatgut zu 
schaffen (Schaffung der rechtsfähigen „Saatgutstelle“). 

b) Der Relchsmlnister für Ernährung und Landwirtschaft wurde durch 
Gesetz vom 0. m. 1937 ermächtigt, dio zur Bekämpfung von Krank- 
heiten und Schädlingen erforderlichen Maßnahmen zu troffen, ins- 

• besondere Anzeige- und Auskunftspflichton sowio dio Untersuchung 
und Überwachung von Botrioben und Vorräten anzuordnen, ferner 
den Verkehr mit Pflanzen und Pflanzenerzougnissen zu regeln und 
dio Einschleppung aus dem Ausland zu verhindern. 

c) Die bodenständige Tierzucht wurde durch Gesetz vom 17. III. 1930 
gefördert. Nach diesem Gesetz dürfen nur dio durch amtlicho Stellen 
des Reichsnährstandes (Kürämter, Körstellen) angekörten Vater- 
tiero zum Deeken verwendet werden. In jeder Gemeindo müssen 
eino ausreichende Anzahl angekörter Vatertiero gehalten werden. 

d) Die ordnungsgemäße Bewirtschaftung des BodeiiB wurde durch VO. 
vom 23. HL, 1037 gesichert. Nach dieser VO. kann zur Sicherung 
der Landbowirtsohnftung dio Bewirtschaftung durch einen Ver- 
trauensmann oder dio Wirtschaftsführung durch einen Treuhänder 
verfügt und in besonders schweren- Fällen dio zwangsweise Ver- 
pachtung des Betriebes oder Grundstückes ungeordnet werden. 
Für Erbhöfe war eino ähnliche Regelung bereits duroh dio Erbhof- 
rechtsVO. vom' 21. Xn. 1030 getroffen worden. 

III; Die Erfolgo der Erzougungssclilacht waren sehr beträchtlich. 

1 Dio Mongonorträgo der Hacldrüchto stiegen erheblich. 
So stieg z. B. die Kartoffelernte von 44 Millionen t im 
Durchschnitt der Jahre 1928 — 1932 auf • 55 Millionen t 
im Jahre 1937. Im Jahre 1940 betrug sie im Altreich 
53 Millionen t. Die Ernte in Zuckerrüben hat Bicli unter 
starker Ausweitung der Anbaufläche von 1932 1938 etwa 

verdoppelt. 

2. Dio Erzeugung einheimischer Futtermittel und damit auch 
die Gewinnung von Fett konnte erheblich gesteigert wer en. 
Die Einfuhr ausländischer Futtermittel ging entsprechend 

zurück»- . . ' 

3. Die landwirtschaftliche Verwertuiigsindustrio wurde aus- 
gebaut, insbesondere das Molkereiwesen und die Trocken- 
anlagen für Kartoffeln und zuckerhaltige Futtermittel. 

4. Dio Hochseefischerei wurde weiter entwickelt. Der Fisch- 
verbrauch und die Erzeugung von Fischmehl konnte ge- 

. steigert werden. Durch den Bau einer eigenen Waffan^tte 
wurden vor dem Krieg zuletzt nahezu 100000 t Walöl 
gewonnen. • 

IV. Nach Ausbruch des Krieges war das wichtigste Ziel, den hohen 

Stand der landwirtschaftlichen Erzeugung aufrechtzuorhalten. 

Eine Schwächung der Erzeugung trat — anders als im Welt- 
krieg — nicht ein. 
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.l.iDurcli zcitwciscrEntlassung undiBcurlaubung voniBetrieba- 
leitem und durch Eingreifen der Nachbarschaftshilfe in den 
Dörfern wurde die Arbeit der. Bauersfrau, die im Kriege die 
Hauptarbeitslast zu, tragen hat, .erleichtert. Die fehlenden 
Arbeitskräfte wurden weitgehend durch ausländische Ar- 
beiter und Kriegsgefangene ersetzt. 

2. Dio Versorgung mit Maschinen, Kunstdünger und Saatgut 
wurde nach Möglichkeit nufrcchtcrb.alton. 

3. Die Bapsanbauflaclio -wurde ausgoweitet und eine weitere 
Hebung der Milcherzeugung eingeleitet. 

.4. ;Der Aiibau .von iGcinüso wurde, um dem gestiegenen Ver- - 
brauch Rechnung zu tragen, besonders ausgedehnt. 


Zweiter Abschnitt. • 

Der landwirtschaftliche Kredit. 

I. Die landwirtschaftliche Verschuldung. 

A. Die Entwicklung der Verschuldung bis zum Weltkrieg. 

Die landwirtschaftliche Verschuldung vor dem Weltkrieg wird 
auf mehr als 17 Milliarden M. geschätzt. Sie ging auf mehrcro 
Gründe zurück: 

I. Auf die frcio Beleihbarkelt dos Bodens* die sich zu Beginn des 
19. Jahrhunderts durchgesetzt hatte. Bodenbeleihungen 
fanden insbesondere statt: 

1. Zum Zwecke der Erbausclniwdersetzung. Der Boden wurde nie Ver- 
mogenswert behandelt. Die Geschwister, die den Hof nicht erhielten, 
wurden für die auf sie entfallenden Wertanteile durch Eintragung 
von Hypotheken auf den Hofgrundstückon dinglich gesichert. 

2. Zum Zwecke des Bodenerwerbs. Der Teil des Kaufpreises, den der Er- 
werber nickt bar zahlen konnte, wurde durch Eintragung einer 

SehgeSrt Darlc ^shy P othek auf den Hofgrundstückerl 

8 ch2ir± 8 t^ d ^ e ^ Unge , n u “d Bestkaufgeldem stammende Ver- 

dGm Wdtkrie S auf 80 v. H. der Ge- 

n ' Mßhff' an V ß US?CSt? t 1 - tun J d n, Grund l )fai M- und Vollstrcckungs- 
rechts, das einseitig die Gläubigerbelange berücksichtigte. 

‘ die“ VerMlffi am GddLarÄgS^f d “ H ° feS ’ aondorn auI 
bhe?gldchSl P der k 7i^ r lai ^wirtschaftliche Produkte zusammen, so 
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2. 'Die’ Rückzahlung ' bestimmte’ sich' nicht nach ‘den ' Kräften des Hofes, 
sondern nach dem Glüüblgerbedüffnls. 

Bei der. Fälligkeitshypothek' wurde duroh' Kündigung, die meist im 
•freien Behoben des Gläubigers stand, die gesamte Summe fällig. Auch 
bei der Tilgungshypothek, bei der nur jährliche Tilgungabeträge zu 
leiston sind, wurdo bei Vorzug mit einer Zins- oder Tilgungsrate meist 
die gesamto Summe fähig. 

3.. Zahlte der Schuldner nach Fälligkeit' nicht, so konnto der Gläubiger 
den Hof, der ledigheh als ein Vermögensgut. angesehen wurde, durch 
■ Zwangsversteigerung verwerten. Man verkannte, daß der Hof auch die 
Arbeitsstätte der bäuerlichen Fa mili e ist und ihr deshalb im, Falle un- 
verschuldeter Not nicht entzogen werden darf.. 

III. Auf die Preisschwankungen der landwirtschaftlichen Erzeug- 
nisse, die sich aus dem Kehlen einer Marktordnung ergaben. 

Fielen die Preise, so konnten ‘die laufenden Zinsen oft nicht uub den 
laufenden Erträgen gezahlt werden. Dic3 führte vielfach zur Aufnahme 
neuer Schulden. 

IV. Auf dio Schwankungen der Bodenproiso. 

Da der Boden knapp war, so stiegen die Bodenproiso. Damit wuchs 
aber auch die Boleihungs- und Verscküldungamögliohkoit des Bodens. 
Sie wurdo vielfach dazu ausgebutzt, um Kredite für unproduktive Zweoko 
aüfzunekmen. Bei sinkenden Bodenpreisen konnten gerade diese Kredite 
leicht notleidend werden. 


B. Dio Entwicklung der landwirtscliaftlichon Vorschuldung 
seit dem Weltkrieg. 

I. Die landwirtschaftliche Schuldenlast verringerte sich zunächst 
durch die Geldentwertung auf rund 3 Milliarden RM., stieg 
aber dann bis 1931 wieder auf 12 Milliarden BM. an, und zwar 
namentlich aus folgenden Gründen: . . 

1. Dio Geldentwertung hatte dio flüssigen Betriebsmittel der Landwirt- 
schaft'zcrstört. Steuern und Neuanschaffungen mußten abor m fester 
Währung bezahlt wordon. , 

' 2. Dio Zinslast des Jahres 1024 war außerordentlich hoch; sie ging teil- 

weise über 24 v. H. hinaus. Erst in den Jahren 102 o /20 wurde die 

Überleitung kurzfristiger Schulden in länger laufende Hpotheken 
, möglich. Aber auch dieso versohlangcn noch sehr erhebliche Zinsen. 

II. Seit 1929 wurden, weil die deütsche Landwirtschaft zusammen- 
zubreohen drohte, in stoigoiidom Maße Krcdithilfon gewubrt. 

1. Zunüobst wurde Ostpreußen zum Notstandsgebiet 

sodann mit der OstliUfegesotzgchung begonnen (1030). Die Finanzierun 
der Ostliilfo lag im wesentliolion hei der Bank für lndustrieobligatione , 
dio für die Ostliilfo 420 Millionen RM. aufwendeto. 

2. Seit Endo 1031 würde in steigendem Umfang ein Vollstrcckungsschutz 
o ingeführt, und zwar zuletzt für das gesamto Reichsgebiet. 

3. Seit 1932 schufen. Zinssenkungen eine gowisso Erleichterung. 

4 Im Jahre 1932 wurde ein besonderes Verfahren, das IandwirtschafUiciio 
’ Vermittluüg8vcrfahrcn, eingeführt, um notleidende Forderungen hera 
setzen zu können. 
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III. Nach der Machtübernahme wurde die Entschuldung der Land- 
wirtschaft durch das Schuldenregelungsgesetz vom 1. VI. 1932 
auf eine neue Grundlage gestellt. Das Gesetz führte für ent- 
schuldungsfähige Betriebe ein besonderes Entschuldungs- 
Verfahren ein. 

1. Ziel des Entschuldungsvorfahrons war: 

a) Elno Umschuldung, und zwar durch Umwandlung der gesamten 
Verschuldung in unkündbare Tilgüngshypothekoni 

b) Eino Entschuldung. Der jährliche Schuldondienat sollte auf 
das der Leistungsfähigkeit des Betriebs entsprechende Maß 
(sog. Zinsleistungsgrenze) zurüokgefükrt werden. Die vorhan- 
dene Verschuldung wurde durch freiwillige Nachlässe der Gläubiger 
oder durch Zwangsvergleich auf das tragbare Maß beschränkt. 

2. Dio entschuldeten Betriebe sind gegen eine zukünftige Ver- 
schuldung geschützt. 

a) Der inflndclslclicro Belclhungsrnunr ( 2 / 3 des Betriebswertes) dient 

dem langfristigen Betriebskredit. Er ist unkündbaren Tilgungs- 
hypotheken Vorbehalten. . , 

b) Der darüber hlnausgckendo Belclliimgsrnum ist kraft Gesetzes mit 
einer Sicherungshypothek zugunsten der Itontcnbnnk-Kreditanstalt 
(vgl. unten II A) belastet, kann also nicht zur Aufnahme neuer 
Schulden ausgenutzt worden. 

3. Die landwirtschaftliche Sclmldonrcgolung, die nur einen 
Bruchteil der Betriebe erfaßt hat, ist liouto abgeschlossen. 
Neue Entschuldungsverfahren können nicht mehr ein- 
geleitet werden. 

IV. Der gegenwärtige Zinsaufwand der deutschen Landwirtschaft 
wird für das Altreich auf rund 530 Millionen UM. jährlich 
geschätzt. 


II. Die Träger des landwirtsdiaftlidien Kredits. 

A. Die landwirtschaftliche Zentralbank. 

Landwirtschaftliche Zentralbank ist die Doutscho Rontenbank- 
Kreditanstalt. 

Y 11 - 1025 ala juristische Person des 

B e m e inniUzi Yund kf ^ rb , citot uuter Aufsicht des Reiches 

g einnutzig und ist mit einem Eigenkapital von 500 Millionen RM. versehen. 

I. Aufgabe der Rontonbank- Kreditanstalt ist: 

L U i ld . Gowiili rimg von Krediten, die der 

d wi La " d ^' Bcbaft in all ihren Zweigen dienen, 
sSung ßÜ1 d<3r Bodenkultur nnd der landwirtschaftlichen 

nich? „Sit D r k 0 f Ä ' ii ' “«^ubsnldcreditanatalt dio Kredite 

KreditSuto V in^ ltSUd,B,den ’ S ° ndern an die anderen 

2 ‘ Kredits. Die Renten- 

J Kreditanstalt soll die Verhältnisse und- Bedürfnisse 
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der einzelnen •Länder und Landesteile sowie die verschie- 
denen Größenklassen der landwirtschaftlichen Betriebe 
angemessen berücksichtigen. - 

H. Die Rontonbank- Kreditanstalt hat sich namentlich auf folgen- 
den Gebieten betätigt: , , 

1. Sie hat nach der Festigung der deutschen Währung 4 DoUarnnlcflicn 
Ton insgesamt 181 Millionen Dollar in den Vereinigten Staaten aufgo- 
nommen, dio der Kreditbeschaffung für dio Landwirtschaft dienten. 
Der Kapitalbestand aus diesen Krediten hat sich inzwischen durch 
Tilgungen wesentlich verringert. 

2. Sie hat umfangreiche Mclloratlonskrcillto zur Bodonverbesserung ge- 

währt, dio gegenwärtig einen Betrag von 000 Millionen RM. erreicht 
haben. ' • 

3. Sie bat im Zuge der Schuldcnrcgclung uamliafto Krcdito gowälirt. 
Diese Krcdito überstiegen den Botrng von 500 Millionen RM. und Bind 
in annähernd gleichem Verhältnis Groß-, Mittel- und Kleinbetrieben- 
sowie überschuldeten Erbhöfen zugute gekommen. 

4. Sie hat endlich auch Personalkredifo (Finanzierung des Absatzes 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse) und Betriobsaufbaudarlohon ge- 
währt. 

B. Die anderen Kreditinstitute. 

I. Dio Landschaften sind die ältesten landwirtschaftlichen 
Kreditinstitute • die ersten Landschaften entstanden unter 
Friedrich d. Gr. 

1. Sie sind öffcnüich-rcclitliclio Anstalten, dio untor Staatsaufsicht stehen. 
Landschaften gibt es vorwiegond in Ostdeutschland. 

2. Sie decken vorwiegend den Kreditbedarf des Großgrundbesitzes. Sie ge- 
wüliren den Kredit in Form von Tilgungshypothckon; zur Geldbe- 
schaffung geben sio Pfandbriefe aus. Dio Kreditnehmer Bind in einem 
Haftungsverband. zusammengeschlossen. 

II. Dio staatlichen oder provinziellen Kreditanstalten entstanden 
im Zusammenhang mit der Ablüsungsgesetzgobung seit den 
30er Jahren des 19.' Jahrhunderts. 

1. Sie- sind öffonüicbo Anstalten, hintor denen dio Garantie des Staates 
' oder dar Provinz steht. 

2. Sie beleihen nicht nur bäuerlichen, sondern auch städtischen und. ge- 
meindlichen Grundbesitz. Sio gewähren den Kredit als Tilgungskredit; 
zur Goidbesohatlung goben sio Schuldverschreibungen aus. 

TTT Die Hypothekenbanken gewannen seit 1800 eine größere Be- 
deutung. 

1. Sie sind private Kreditinstitute, die unter Reicbsnufsickt stehen. 

2. Sio beleihen vorwiegend (zu über 00 v. H.) städtische Grundstilcko gegen 
Hypothekenbestellung; zur Geldbeschaffung geben sie Pfandbriefe aus. 
Der Hypothekenbestand der Hypothekenbanken an ländbohen Grund- 
stücken muß mindestens zur Hälfte, in Bayern vülbg aus , Tilgungs- 
bypothoken bestehen. 

IV. Die Sparkassen pflegen vorwiegend den Kleinkredit. 
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• L Der Vorzug der Sparkassen ist dio räumliche und 'Wirtschaftliche Nuho. 

’ ß.XiLtu Sparkassen an der Kreditversorgung der Landwirtschaft 
ist besonders hoch In Westdeutschland. . • 

! ,y ^Dio lundlicbcn Kreditgenossenschaften (Darlehnskassen) sind 
. 'die. wichtigsten Träger des landwirtscliaftlicUon Porsonal- 
ikrcdits. Ihre Zahl beträgt im Großdeutschen Reich (ohne die 
■Ostgebiete) rund 20000. 

Zum Zwecke des Geldausgleichs sind dio Darlohiiskassen in Zentral - 
darlehnskassen zusammongosohlosson. Spitzeiunstitufc des ge- 
nossenschaftlichen Geldausgleichs ist die Deutsche Zentralgenossenschafts, 
‘hasse. Sie ist koin genossenschaftliches Unternehmen, gondorn eine unter 

Reichsaufsicht stehende Anstalt des öffentlichen Rechts. 

1. Dio Darlehnskasson sind als örtliche Selbsthilfeeinricli- 
tungen des Bauerntums bosondors geoignot, die Kredit* 
Würdigkeit des Darlehnsempfängers und die Art der Ver- 
wendung dos 'Darlohns zu prüf on. 

Der Einlagebestand der Darlehnskassen stammt aus den Kreisen 
der ländlichen 'Bevölkerung, darunter etwa zur Hälfte von Bauern und 
Landwirten. Dio Ausleihung kommt wiederum der gesamten ländlichen 
Bevölkerung zugute. 

2. Dio Darlehnskasson. ge währ on festbefristete Darlehen gegen 
Schuldschein und Bürgschaft, teilweise auch gegen Hypo- 
tliekenbestellungi kurzfristige Darlehen in laufender Rech-' 
nung meist gegen Bürgschaft. An Bauern werden mittel- 
fristige Kredite ohne hypothekarische Sicherung gegen die 
Verpflichtung zum ausschließlichen Geschäftsverkehr mit 
der Darlehnskasse gegeben. 


III. Die Formen des landwirtschaftlichen Kredits. 

A. Real- und Porsonalkredit. 

I. Der Roalkrodit wird gegen dingliche Sichorstollung dos Gläu- 
bigers gegeben, und zwar regelmäßig gegen Eintragung einer 
Hypothek auf dem Grundbesitz des Schuldners. Meist handelt 
es sich bei dem Realkredit um einen langfristigen’ Kredit. 

In der Nachkriegszeit babon sich Sondcrlormen olnes ‘kurzfristigen Kre- 
dits entwickelt, bei denen der Gläubiger durch ein Pfandrecht gesichert ist: 

1. Pächterkrcdit. 

_ ® er Pächter .eines landwirtschaftlichen Betriebs kann das ihm ge- 
hörende Inventar für ein Dariohon verpfänden. Boi der Ver- 
wertung des Inventars gebührt dem Kreditgeber auf Grund des Inventar 
Pfandrechts und dom Verpächter auf Grund des Verpächterpfandrechts 
jo die Hälfte des Erlöses. Gesetz vom 9. VII. 1926. 

2. Früchtcpfandrccht. 

Winl Kredit zum Aufkauf von Düngemitteln oder Saatgut 
gewahrt, so hat der Kreditgeber ein gesetzliches Pfandrecht an den im 
a yt i™ llonden > der Pfändung unterworfenen Früchten. VO. vom 


! : , 
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3. Gräserkredit. 


vriru ^reun zum AiiKaut von Vieh gewährt, das nach Ablauf der 
Wcidezeit verkauft werden soll, so hat der Kreditgeber ein gesetzliches 
Handrecht^an dem angeschafften Weidevieh. Gesetze vom 28. HI. 1934 

4. Lagcrsolieinkrcdit. 


. Eingelagorfco landwirtschaftliche Vorräte können dadurch 
emern Kreditgeber verpfändot werden, daß ihm der von dem Lager- 
lialter über die Einlagerung ausgestellte IiQgcrsclicin übertragen wird. 

U. Der 1 crsonnlkrcdit wird oluio dingliche Sicherstellung des 
Gläubigers gegen Schuldschein gewährt und vielfach < durch 
Bürgschaft -gesichert. Bei dem Personalkredit liandelt es sich 
meist um 'kurzfristigen Kredit. 


B. Neuordnung des 'Kreditwesens. 

I. Das landwirtschaftliche Kreditwesen hat sich in seinen Voraus- 
setzungen geändert. 

1. Die schrankenlose Beleihung von Grund und Boden -steht 
in Widerspruch mit dom Rcichscrbhofgcsetz, ,dem Kern- 
stück der. neuen Bodenordnung. Hieraus folgt: 

a) Das Kreditwesen hat grundsätzlich von der Unboleihbar- 
keifc des Bodens auszugehen. 

b) Der Gedanke eines vollstreckbaren Grundpfandos muß für 
den Bereich. des Erbhofrechts auch in-Zukunft abgelehnt werden. 

2. Die Sicherheit dor gewährten Kredite ist verstärkt worden. 

a) Durch die landwirtschaftliehe Marktordnung hat sich das 
Einkommen der Landwirtschaft und damit ihre Kreditfähigkeit' 
gehoben. 

b) Durch die bäuerliche Bcrufsordnuug wird die bäuerliche 
Pflicht- und Ehrauffassung rein erhalten und damit die Kredit- 

. Würdigkeit verstärkt. \ 

3. Die Zins- und Tilgungsfragc dagegen wird im Hinblick auf 
die kommenden Aufgaben der Neubildung deutschen. Bau- 
erntums, der Verbesserung der 'heimischen Siedlungsver- 
fassung und der Aufrüstung -des Dorfes überprüft werden 
müssen. 

'II. Boi dor Neuordnung des landwirtschaftlichen Kreditwesens 
wird namentlich anzustrobon sein : 

1. 'Die Bevorzugung des Porsonalkredits, und zwar in der Form • 
eines produktionsfürdernden Betriebskredits, der durch 
die persönliche Tüchtigkeit des Bauern gesichert ist. 

2. Die Bevorzugung des .genossenschaftlichen Kredits und des 
Sparkassenkredits. Diese Kreditformen verdienen deshalb 
den Vorzug, weil Genossenschaften und Sparkassen am 
zuverlässigsten die Leistungsfähigkeit des Betriebs und dio 
Vertrauenswürdigkeit desKreditnebmers beurteilen können. 
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Dritter Abschnitt. 

Der landwirtschaftliche Betrieb in der 
Volkswirtschaft. 

I. Landwirtschaft und Geklwirtschaft. - 

In früheren Zeiten war der bäuerliche Hof „selbstgenugsam“, 
d. h. er deckte nicht nur den gesamten Bedarf an LebenB- und 
Puttermitteln aus eigener Erzeugung, sondern gewann auch den 
sonstigen Lebensbe'darf (Arbeitskräfte, Kleidung ubw.) im wesent- 
lichen aus sich selbst. Der moderne landwirtschaftliche Betrieb ist 
dagegen mit der Geldwirtschaft des Volkes auf das Stärkste ver- 
flochten. ’ • 

I. Dio goldwirtsclinftlicho Verflechtung des landwirtschaftlichen 

Betriebs äußert sich namentlich in folgendem: 

1. Der landwirtschaftliche Betrieb ist immer mehr mit dem 

Markt zusammengowackson. _ 

a) Zuerst hat sieh der Gutsbetrieb, der deshalb auch als erster nach geld- 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten gearbeitet hat, der Marktbesohik- 
lcung zugewendet. 

b) Mit steigender Verstädterung ist die Markthalle der westdeutschen 
und der mitteldeutschen Landwirtschalt sowie der Betriebe im Um- 
kreise der Städte gewachsen. Der nahe Markt und dio günstigen 
I reise haben zu steigender Marktbeschickung geführt 

c) Die Entwicklung des Genossenschaftswesens hat dann auch den 
marktfemeron Betrieben ermöglicht, B ich stärker in die Markt- 
Beschickung emzuschalten. 

d) tZ Ä n i Ter . tarrCll I d j c mnrktfernen Gcblotc der Mittelgebirge . 
l,nd des Hochgebirges in früheren Markt- und Wirtschaftsformen. 

- "M* Höchste gesteigerte Leistungsoinsatz dorlandwirt- 

ld /in u ST 8te d f r VoU “ernährung hat zu immer 
höheren Betriebsausgaben geführt. 

^ durc^^'ie CI städtfR n i^ r t -^ n0 s /°^ cn J zumal dio ländlichen Löhno 
1939 betnuf rlnr TM L °bno heraufgetnieben werden. Im Jahre 
1,8 Milliarde BM * UDd ^ehaltsaufwand der Landwirtschaft • 

b) M C aschiZnetos^ S Im Zlnteo lSbS“ f üllr ^ . zu eincm steigenden 

Im J.tolÄ ÄES Kff"* !l “ s “" 1 ' r vielilultnos- 

C) Stclicndo i 1 Iln _ Jahro 1939 •• 810 Millionen EM. 

Jahre 1939; 530 MUlfonen RJL° ,8e stei S ender Versohuldung. Im 

' SfwL°llcs S1CUCrLE,QSlUnE? d * ß FoI e o des steigenden öffentlichen 
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H. Die gcldwirtschaftlicho Verflechtung der Landwirtschaft ist 
in den einzelnen Reiclisteilen verschieden groß« 

1. Sic ist am stärksten in den hochintenBiven und äußerst 
ertragreichen Gutswirtschaften Mitteldeutschlands. 

2. Sio ist stärker in den Gebieten der landarbeiterverfassung 

als in den Gebieten der familienhaften Arbeitsverfassung in 
denen allerdings die mitarbeitenden Familienangehörigen 
oft keinen entsprechenden Ausgleich für ihre Tätigkeit 
erhalten. ° 

3 . Sie ist stärker in den fruchtbaren Ebenen, und in den Ge- 
bieten der hohen Emkeitswerte, als in den ärmeren höher- 
gelegenen Landschaften. 

II. Die landwirtschaftlichen Einnahmen. 

Ihrem Nennwert nach betrugen die landwirtschaftlichen Ver- 
kaufserlöse im Jahre 1928/29 rund 10 Milliarden RH., sie Banken 
dann bis 1932/33 auf rund 6,4 Milliarden RM. und stiegen bis 
1938/39 wieder auf rund 11 Milliarden RM. Von dieser Steigerung 
entfällt mindestens 1 Milliarde RM. auf die durch die Erzougungs- 
schlacht herbeigeführten höheren Leistungen. 

Bei dem •Preiazusammenbruch dor Jahre 1929— 1032 sind dio Prciso für 
die Erzeugnisse dor Viohwirtsohaft stärker gesunken als dio Proise für die Er- 
zeugnisse des Ackerbaues. Dio'Viehpreiso haben auch heute nook nioht dio Höho 
erreicht, die sie vor dor Wirtschaftskrise hatten. Hierin liegt eine Benachteiligung 
der bäuerlichen Botriebo. 

I. Die wirkliche Höhe des landwirtschaf tlichon Einkommens 
bestimmt sich nicht nach dem Nennwert der Einnahmen, 

. sondern nach ihrem wirklichen Wort. Für diesen ist maß- 
gebend: 

1., Dio Kaufkraft dos ländlichen Einkommens. Seit der Machtübernahme 
haben aioh wichtige Ausgaboposton erhoblioh erhöht, z. B. dio Ausgaben 
• für Löhne und handwerkliche Leistungen. 

2. Das Verhältnis dos landwirtschaftlichen Einkommens zu dem gesamten 
Volkseinkommen. Während von der Gesamtarbeitsloistung des Volkes 
etwa der vierte Teil auf dio Landwirtschaft entfällt, ist ihr Anteil am 
Gesamteinkommen geringer als ein Fünftel. . Die Landwirtschaft hat 
also an der allgemeinen Steigerung der Lebenshaltung nicht entsprechend 
teügenommen. , 

3j Dio Frage, oh dio wirklichen Gestehungskosten der für die Gesamt- 
versorgung notwendigen Botriebo einen vollen Ersatz finden. Don Ivloin- 
und Mittelbetrieben ist im allgemeinen weder dio volle Verzinsung des 
im Grundbesitz liegenden Vermögens, noch die angemessene Entlohnung 
der mitarhoitenden Familienangehörigen möglich., 

H. Das landwirtschaftliche Einkommen ist nach Landschaften 
und Betriebsgruppen verschieden. 
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1: Die' Erlöso > sind Iandschaftswciso sehr verschieden! Den besonders 
• günstigen Qosamtcrlöson Mitteldeutschlands stchön Gebiete 
mit recht geringen Erlösen gegenüber, wie etwa im Mittel- und Hoch- 
gebirge. - ' 

2. Auch Innerhalb der einzelnen Bctrlcbsgruppcn sind die Erlöso verschieden. 
Im Großbetrieb, der unter starkom Maschineneinsatz arbeiten kann 
und vielfach' an' den günstigen’ Erlösen der Zucker- und' Brennerei- 

wirtsohaft 'Anteil hat, sind dio Erlöso'höher als in-’dem- bäuerlichen 
Betrieb; der unter dom Mangel an Arbeitskräften Bohwer zu leiden hat. 

ni. Znr Schaffung' eines gerechten* Ausgleichs 1 der Einkommens- 
verhältnisse innerhalb der Landwirtschaft ist erforderlich: 

1. Eine volkswirtschaftlichi richtigc Lastonvortoilung'zwischen 
den verschiedenen Betriebsgrößenldassen, insbesondere ’ 
bei der Besteuerung. 


2. Ein Einsatz der wirtschaftsfördernden Maßnahmen nach 
dem- Grad-ihrer wirtschaftlichen' und sozialen' Dringlichkeit, 
der wiederum gebietsweise verschieden ist. 


IE. Die landwirtschaftlichen Steuern. 


Die volkswirtschaftlich wichtigsten iandwirtschaftlichenLasten 
sind die von der Landwirtschaft aufzubringenden. Steuern. 

I. Für dio wichtigsten landwirtschaftlichen Steuern ist der ..Ein- 
heitswert“ maßgebend, der auf Grund des Jteichsbewertungs- 
gesetzes vom . 16. X. 1934: durch' die Steuerbehörde 'festgestellt 


l. Der Einhoitswert beruht auf dem Ertragswort, d. ln dem 
^stachen — z. Z. noch dem 18fachen — des Reinertrags, 
den der Betrieb im Durchschnitt der Jahre bei 'ordnungs- 
gemäßer Bewirtschaftung- nachhalt% erbringt.' 

finf^m^’ e t Ieich ^ aaQi ^i? 3ewertunB der Bet riebe ist durch den Eeiohs- 
dTeSÄLet - E ^g^ert eincs Itoiohsspitzonbatriobos, 

Landschaft' vergäben. ^ onts I )reollende n Vergleichsbetriob seiner 

ifc^en R ^citswcrt aller land- undiforstwirtsebaft- 

TT ti J " Z desReiches beträgt rund40MmiardenItM. 
die etwa Jo T ° ' Steuer ist die CMMÜmW, 

Ä.!. Steuer! 
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Höhe eines Hundcrlsatzcs der Steuermeßznhl (Hebesatz). Der Hobesatz 
wud von der Gemeinde festgesetzt und richtet sich nach ihrem Geld- 
bedarf. Da em umfassender Emanzausgleich zwischen leistungsstarken 
und leistungsschwachen Gemeinden fehlt, so ist das Landvolk der 
ai;men Gebiete unverhältnismäßig stark belastet. 

III. An sonstigen Steuern sind namentlich zu nennen: 

1. Dio Umsatzsteuer, die l;v. H. des Umsatzes -beträgt. Der. Eigenver- 
brauch ist steuerfrei, wenn der Umsatz unter 10 000 'KID liegt. 

2. Dio Vermögenssteuer. Für sie ist der Einlieitswert abzüglich der Sohulden 
maßgebend. * 

3. ' Dio ^Einkommensteuer. Führt der Steuerpflichtige keino Bücher, so 

wird vom 18. Teil des Einheitswortes ausgegangen. Hinzu tritt der Wert 
der Arbeitsleistung des Betriebsinhabers und seiner Familicnango- 
__ hörigen. 

4. Dio Erbschaftssteuer. Der. Übergang des Erbhofes auf den Anerben ist 
von der Erbschaftssteuer befreit. 

TV. Das Agrarprogramm der NSDAP, verlangt an Stelle der viel- 
fältigen bisherigen Steuern eine einheitliche, nach Umfang und 
Beschaffenheit des Besitzes bemessene Abgabe. Die. Verwirk- 
lichung dieser Forderung würde eine nicht unerhebliche Ent- 
lastung des Kleinbetriebes bedeuten. 





Dritter Teil. 


Die landwirtschaftlichen Märkte. 

Eine der wichtigsten Aufgaben der Agrarpolitik ist xlie Markt- 
ordnung, d. ln die Ordnung der landwirtschaftlichen Markte. 

Erster Abschnitt. 


Die Grundlagen der Marktordnung. 

I. Die Entwicklung der landwirtschaftlichen Märkte 
bis zur Machtübernahme. 

A. Der Einfluß der Industrialisierung und Verstädterung. 

I. Industrialisierung und Verstädterung führten im 19. Jahr- 
hundert zu einer Umgestaltung der landwirtschaftlichen 
Märkte. 

1. Zunächst waren für den landwirtschaftlichen Absatz und 
die Versorgung der Verbraucher die örtlichen Märkte maß- 
gebend. 

a) Lie Klein- und Mittelstädte versorgten sich nus ihrem näheren 
Umkreis. In den einzelnen Haushalten wurden die Nahrungsmittel 
teilweise selbst hergestellt (Einmachen, Hausschlachten, Herstellung 
von Hausbier, Halten einer eigenen Kuh und eigenen Geflügels). 

b) Der Ycrkelir vom Erzeuger zum Verbraucher Bpiolte sich auf dem 
Wochcnmarkt ab (Absatz von Landbutter, Eiern, Gemüse usw.). 
Auch brachte der Erzeuger seine Erzeugnisse Belbst zum Verbraucher 

' (Milch, Kartoffeln). 

c) Der Bauer verkaufte sein Getreide vielfach an der Sohranne, sein 
Vieh an den Metzger, der zum Kauf in den Stall kam. 

d) Dlo Urzeugung für den Fernabsatz war durchweg auf dio Gutsbetriebe 
beschränkt, insbesondere bei Getreide, Zucker, Spiritus, Butter, 
Wolle. 

2. Die Großstadtbildung und die fortschreitende Industriali- 
sierung brachten starke Verschiebungen im landwirtschaft- 
lichen Absatz mit sich. 

a) Die Hausfrauen gaben die häusliche Yorratswirtscliaft und Hcr- 
stellertätigkeit vielfach auf. 

b) Neue Verarbeitungszweige kamen auf, wie die Herstellung von 
Fleischwuren, Teigwaren, Konserven. 
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o) Dlo Kartoffel wurde zu einem Grundnolirungsmittel, der Rübenzucker 
zu einora wichtigen Verbrauchsgut. 

d) Dio Margarlno wurde erfunden, Südfrüohto und Hookseefiscko 
wurden m steigendem HaGo verbraucht. 

3. Soit den 90er Jahren des 19. Jahrhunderts wurden zur 
Erhaltung der wachsenden Verbrauchermassen stoigonde 
Einfuhren nötig. 

Nordamorikaniscker Weizon, argentinischer Mais, russische 
Gorsto, Olsaaten und -früohto aus 'Übersee, Butter aus SiDirien, 
Gartenbauerzeugnisso aus den Niederlanden und Italien wurden 
zur Deckung des Inlandbedarfa herangezogon. Kaffee, Too, Kakao 
und Tabak -wurden zu wichtigsten Gütern des Massenbedarfs. 


II. Mit der Umgestaltung der landwirtschaftlichen Märkto ent- 
standen neue Produktions- und Absatzformon: 

1. Großbetriebe entstanden in den Zentren des Verkehre und 
Verbrauchs, insbesondere : 

a) GroDmülilen, Öl- und Margarinewerke am Niedorrhoin und in den 
Nordseohüfen. 

b) Großbrnucrcicn in den Großstädten. 

c) Modemo Gastwirts- und notelbotrlehc, dio wichtigo Großabnehmer 
für Nahrungsgüter und Gotrünko wurden. 


2. Besondere Marktoinriclitungon entstanden an den Haupt- 
verkehrsplätzen. 

a) Großo Bcdoutung hatton dlo Börsen für Gotrcldo (namentlich in 
Berlin und Mannheim), für Zucker (Magdeburg) und für Spiritus 
(Berlin). An ihnen wurde auch nicht vorhandeno Waro zu bestimmten 
späteren Zeitpunkten (Terminen) verkauft. Dio liierboi sich ent- 
wickelnde Spekulation suchte dio Preiso entweder in dio Hölio zu 
treiben oder zu drücken, so daß sich stärken) Preisschwankungen 
ergaben. Auch drückton dio Termingeschäfte auf dio Preiso für tat- 
sächlich vorkandono Waro. 

b) Seit den 70er Jnlircn des 10. Jahrhunderts wurden aus gesundheit- 
lichen Gründen in stoigendem Maße großstädtische Solilaclitliöfc 
eingerioktet. Sio entwickelten sich zu zentralen Umsohlngstellen 
für Schlachtvieh, auf denen dio Preiso durok dio kapitalstarken 
Viehagenturen Btark beeinflußt wurden. 

o) An einzelnen wichtigen Handelsplätzen bildeten sieh aus Kreisen 
des Handels Notieren gskommlssionon (z. B. für Butter und Eier) 
und Versteigerungen (z. B. für Fisclio und Gemüse). 

3. Nouo Formon der Gütorvortoilimg bildeten sich namentlich 

in den Großstädten. 

a) Der Fernverkehr und der Vortrieb im großen machte die Einschal- 
' tung des Großhandels und eines umfangreichen Vertreterapparates 

b) Vor Mlem'ta' den Industricbczirkcn bildeten sieh Verbrauchergenossen. 
Behalten (Konsumvereino usw.), dio sieh teilweise auch Verarbeitungs- 
betriebe (z. B. Bäckereion) angliederten. Umgekehrt schloß sieh der 
Einzelhandel immer mehr zu Einkaufsgenossenschaften zusammen. 

c) In einzelnen Zweigen des Einzelhandels (z. B. bei Kolonialwaren, 
Molkereierzeugnissen und Wurstwaren) gewannen die Filinlgeschulto 
steigendo Bedeutung. 

Schaoffor, Nouzcstaltung. Heft 323. ’ö 
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B. Das libcralo Marktprinzip. 


I. Entsprechend den Grundsätzen der liberalen . W irtscliafts* 

anschauung gab es bis zur Machtübernahme keino geordnoto 

Marktverfassung. 

1. Es herrschte der Grundsatz der Gewerbe- und Wottbeworbs- 
freilicit. 

Vermöge der Gowerbefreiheifc konnte grundsätzlich jedermann oinen 
Gewerbebetrieb eröffnen. Eine Lenkung der Bctriebserriohtung nach 
volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten und nach dem Bedürfnis gab 
cs nicht. i ' 

2. Die Qualität der Erzeugnisse war nicht geordnet. Die Bich 
hieraus ergebenden Mißstände wurden nur unzulänglich 

. bekämpft. 

a) Dlo polizelllcho Lcbenfimfftelgeselzgobung und Sondorgesotzo wio 
das Wein- und das Margarinogesotz suchten dlo ärgsten Mißständo 
im Verkehr mit NahrungBgütem zu verhindern. 

b) Industrielle Betrlcho schufen Markenartikel, um durch einheitliche 
Qualität, Verpackung und Werbung den Absatz zu fördern. 

c) Es bildeten sich erste Ansätze zur Schaffung gleichartiger Waren- 
typen (Standardisierung) bei einzelnen Waren, z. B. bei Eiern und 
Butter. 

3. Das Gebiet der Liefervcrhältnisso wurde durch neue Ge- 
schäftsformen umgcstaltct. 

a) Die IländleiTcrbündo versuchten, durch einheitliche Lieferungs- 
bedingungen ihre Interessen entsprechend durchzusetzen, z. B. auf 
dem Gebiet der Getreide- und Kartoffelwirtschaft. 

b) Die Lieferung auf Grund von genossenschaftlichen oder ähnlichen 
Licrcrungsverliältnissen gewann eine große Bedeutung, namentlich 
auf den Gebieten der Milchwirtschaft und dor.Zuckerwirtsohaft. 

4. Die Preisbildung wurde beeinflußt: 

a) Durch die Kartello der Brauereien, Mühlen und Zuckerfabriken. 

b) Durch (llo Syndiknto der Stärke- und Spiritusindustrio. Die Spiritus- 
zentrale ging aber später in dem Branntweinmonopol des Reiches 


irüi-t • < ^ G ^, Grsen und sonstige von Händlergruppen beherrscht 
MarLteinnchtungen; vgl. oben S. 05. 

d) zo'lf C Sif i T!^ inIUllr T de “ Ausland > soweit nicht ein hoher Schutz 
schützte. 13 ^ omenmarktpreise vor Preisunterbietungen des Auslande 


n ' ™ S «inI. , ^ a !“l M ^ I,ll, , rinZip , !ülllt0 - insgesamt gesehen 

“her Betrietsform 

einander^ Tilo Marktgebiete und Marktgruppen uni 

und Prp'isvprl -u • ^ eraus ergebenden ungeordneten Mar 
Tr ncMm na( * 19 28 einen Pr« 
Z — “ ,and wirtschaftlichon Erzeugnisse, 

batten wenig Erfolg Ene ? Versuche, der Landwirtschaft zu hei 

e .. rf joÄfesLr« zssss? “ d “ “■» « 
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1. Durch etnon Zollschutz versuchte mau, don Einfluß dor zusammen- 
gebrochenen Weltmarktpreise vom deutschen Markt fcmznhalten. 

. or nicht, die Getrcidespokulation auBzuschalten und dio 
Getreidepreis bildung mit der Preisbildung der übrigen landwirtschaft- 
liehen Erzeugnisse in Emklang zu bringon. 

2. Auf dom Gebiete der Milchwirtschaft versuchte man, durch Zusammen- 
schluß der Erzeuger und Molkereien die Trinkmilchmärkto zu organi- 
Bieren. Der Versuch gelang abor nur zum Teil, weil man koino umfassondo 
Organisation des gesamtonJMiloh- und Eettmarktes schuf. 


3. Auf dem Gebiete der Zucker- und Knrtoffclwlrtschaft wurde die Grund- 
lage für den Zusammenschluß der Zucker- und Stärkclndustrle geschaffen. 
Auch dies waren aber, nur Teilmaßnahmen. 


4. Auf bestimmten Marktgebieten sollten dio landwirtschaftlichen Produkte 
standardisiert werden (Handelsklassengesetzgobung), Dabei wurde aber 
übersehen, daß eino Qualitätsverbesserung sieh nicht lohnt, wenn dio 
Marktverhältnisso ungeordnot bleiben. 


II. Das Wesen der Marktordnung. 

Unmittelbar nach der Machtübernahme ist daß liberale Markt- 
prinzip beseitigt und durch Einführung der Marktordnung die 
deutsche Landwirtschaft vor dem Untergang gerettet worden. 

A. Das Ziel der Marktordnung. 

I. Gustav Ruhland, auf dessen Bedeutung R. Walther Darre 
schon frühzeitig hingewiesen hat, hat bereits vor dom Welt- 
krieg das Ziel der Marktordnung dahin umriBsen, daß dio 
landwirtschaftlichen Märkte aus dor kapitalistischen Ver- 
flechtung losgelöst und gleichzeitig landwirtschaftliche Absatz- 
organisationen geschaffen werden müßten. 

Diese Gedanken wurden im Roiohsamt für Agrarpolitik dor 
NSDAP, namentlich von Dr. Hormann Roisoblo vortioft und er- 
wiesen siob naob der Machtübernahme als grundlegend nicht nur für dio 
Marktordnung, sondern für dio Neugestaltung der Wirtschaftsordnung und 
dos Wirtschaftsrocbts überhaupt. 

II. Die Forderungen, die später durch die Marktordnung ver- 
wirklicht wurden, sind des näheren im agrarpolitischon Pro- 
gramm der NSDAP, vom G. III. 1930 bezeichnet. Als Haupt- 
ziele Bind dort angegeben: > 

1. Dio Abwehr ruinöser Weltmarktpreise von der heimischen 
Landwirtschaft. 

2. Dio Beseitigung der Zerrüttung dos Binnenmarktes und die 
Ausschaltung von Börse, Spekulation und Ausbeutung. 

3. Dio Beseitigung der Preisschere, d. h. des Mißverhältnisses 
zwischen den unverhältnismäßig hohen Preisen der land- 
wirtschaftlichen Bedarfsgüter gegenüber den Produktions- 
eriösen der Landwirtschaft. 

5 * 
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UI. Ziel der Marktordnung ist hiernach die Ordnung der Markte 
nach gesamtwirtschaftlichen Grundsätzen. 

. i „Markt“ bedeutet nicht den liberalen Markt, also das Zu- 
■ sammentreffen von Angebot und Nachfrage zwischen Ver- 
käufern, und Käufern, die den Ausgleich unter dem Ge- 
sichtspunkt des . höchstmöglichen privaten Vorteils suchen. 
Markt ist vielmehr der Wirtschaftsablauf zwischen Er- 
zeugung und Verbrauch, die Fülle der hierbei sich ab- 
spielenden Leistungs- und .Austauschhandlungen der be- 
teiligten Wirtschaftsgruppen und die Gesamtheit der hierbei 
in den Verkehr kommenden Waren. 

2 Ordnung“ bedeutet die Herstellung und Aufrechterhaltung 
■ ' eines Wirtschaftsablaufs, der in der bestmöglichen Weise 
den völkischen Bedarf deckt und gleichzeitig auf die nach 
ähnlichen Gesichtspunkten aufgebauten anderen Märkte 
sinnvoll abgestimmt ist. 

3. „Gesamtwirtschaftliche Grundsätze“ bedeutet, daß die 
Märkte ebenso wie die gesamte Wirtschaft dem Volks- 
ganzen dienen. Die Gestaltung der Märkte muß daher den 
gesamtwirtschaftlichen Notwendigkeiten entsprechen und 
die nationalsozialistische Grundforderung „Gemeinnutz 
gellt vor Eigennutz“ verwirklichen. 

IV. Die Marktordnung muß, um ihr Ziel zu erreichen, von folgenden 
Grundgedanken beherrscht sein: 


1. Der Markt dient der Erzeugung, damit auok der Erhaltung und Steige- 
rung der Erzeugung.. Grundgesetz der landwirtschaftlichen Erzeugung 
ist Ordnung und Stetigkeit. Deshalb ist nur ein geordneter Absatz und 
eine geordneto Preisbildung mit den Lebonsnotwendigkeiten des bäuer- 
lichen Hofes vereinbar. 


2. Der Markt dient dem Vcrhrauoh. Aufgabe der Volkswirtschaft ist dio 
Deckung des TÜlkischen Lebcnsbcdarls. Der lebensnotwendige Bedarf 
muß unter allen Umständen gesichert werden. Jeder weitere Bedarf 
muß in der Weise befriedigt werden, wie cs seiner Dringlichkeit und 
seiner Rangordnung im Rahmen aller Lohonshedürfnisse entspricht. 

3- Der Markt dient der bestmöglichen Lebenshaltung des Volkes. Dieses 
Ziel ist nur durch eine geordneto Preisbildung zu erreichen. Denn aus- 
kömmliche Preise für den Erzeuger und tragbare Preise für den Ver- 
braucher verbürgen ein Höchstmaß an Lebenshaltung. 

4. Jede Ordnung muß gerecht sein. So müssen die Preise gerecht sein, d. h. 
uem volkswirtschaftlichen Wert der gebotenen Leistung entsprechen. 
Auch müsson die einzelnen Betriebe gerecht behandelt - werden. 

5. Jede Wirtschalls Ordnung muß wirtschaftlich sein. Dio Bedarfsdeckung 
muß sich also in der wirtschaftlichen Weise vollziehen. Insbesondere 
muu die Ware in der raschesten, besten und billigsten Weise vom Er- 
zeuger zum Verbraucher wandern. 

0. Jede Ordnung muß der Leistungssteigerung dienen. Im Rahmen der 
Marktordnung muß die Leistung aller Berufszweige gefördert werden, 
enn der Verbraucher hat Anspruch auf wirklich gute Leistungen. 


69 



7. Die am Markt beteiligten Wlrtschaftsgruppcn müssen in verantwortlicher 
Weiso an der Gestaltung der Marktverhältnisso mltarbeitcn. Denn nur so 
können sieh dio innerhalb der Wirtschaft vorhandenen Fähigkeiten 
auf die Marktgestaltung voll auswirken. In dom Maße, wie dio am 
Markt beteiligten Wirtsohaftsgruppen verantwortlich bei der Markt- 
gestaltung mitwirken, entwickelt sich eine cchto Selbstverwaltung der 
Wirtschalt. 


8. Die Märkte müssen unter einer verantwortlichen Führung Btchcn. Denn 
nur bei klarer Verantwortlichkeit können Aufgaben i gestellt, Ent- 
scheidungen gefällt und 'wichtige Ziele erreicht werden. 

9. Allo Marktgebiete müssen wieder unter sich ln einer sinnvollen Gesamt- 
ordnung stehen. Nur so entsteht ein sinnvoll gegliedertes Gesamtgofüge, 
das Höchstleistungen im Dienste des Volksganzen entfalten kann. 


; / 


B. Die Marktordnung als "Wirtschaftsordnung. 

t * ‘ • 

Die Marktordnung ist die auf dem Gebiete der Ernährungs- 
wirtschaft verwirklichte nationalsozialistische Wirtschaftsordnung. 

I. Dio Marktordnung ist nickt freie Wirtschaft. 

1. Die sog. freie Wirtschaft war von starken IntoroBBenton- 
gruppon beherrscht (z. B. Kartelle, Konzerne, Spekulation, Börse), 
so daß 'eine wahrhaft froi'o Wirtschaft überhaupt nicht bestand. 

2. Innerhalb der freien Wirtschaft hatto sich eino soloho Unord- 
nung, ein solcher Kampf aller gegen alle entwickelt, daß von einer 
Wirtschaftsordnung nicht mehr gesprochen werden konnte. 

II. Dio Marktordnung ist Ordnung, aber nicht Staatswirtschaft. 

1. Die Marktordnung wird nicht von stnatlichonStellcn durcli- 
gofiikrt, sondern von SelbstverwnltungBkörperscliaften. 

Diese Körperschaften sollen auf das Handeln ihrer. Mitglieder in 
der Weise einwirken, daß gesamtwirtschaftliche Zielo und Aufgaben 
gelöst werden. Nicht der Staat wirtschaftot, sondern dio 
Mona eben wirtschaften selbst. Nur wird ihr Handeln unter größere 


Mnßstübo gerückt. 

2. Marktordnung ist auch keine staatliche Planwirtschaft. 

Zwar ist dio Marktordnung planmäßige Wirtschaftsführung. Plan- 
■mäßige Überlegung und Gestaltung ist aber ein Kennzeichen 
jeder echten Wirtschaftsführung, mag sio sich im Haushalt, im 
Betrieb oder in größeren wirtschaftlichen Zusammenhängen abspic en. 
Die Marktordnung will dio Leistungen der wirtschaftenden Menschen 
fördern und dom^Vohl des Ganzen dienen. Durch dio Betonung des 
Leistungs- und Pfliohtgcdankens und durch die Ausrichtung auf die 
Lebensbedürfnisse des ganzen Volkes unterscheidet sieh die Marktord- 
nung von der kollektiven Planwirtschaft. 

3. Marktordnung ist auch koino staatlicho Zwangswirtschaft. 

Während des Weltkrieges mußto in Deutschland der Staat die 

E Ä d ‘” 
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Märkte nickt solbst, wie es die Kriegegescllsckaften taten, sondern 
sio lenkt nur dio wirtschaftlichen Handlungen. Für sie ist der Zwang 
nur ein letztes Mittel, um dio Erfüllung der im GomeinsohaftBinteresae 
auferlegten Pflichton zu sichern. In Kriegszoiten bedarf die Markt-. 
Ordnung lediglich einer Vorstraffung. Vgl. unten S. 87. 

TTT . Marktordnung ist geordnete Wirtschaft. 

1. Ziel der Ordnung ist dio Zusammenfassung aller Leistungen zu höchst- 
möglicher Gesamtleistung. Ordnung ist von Zwang ebenso weit entfernt, 
wie von Willkür. Höchstleistungen sind in der Wirtschaft nur möglich, 
wenn diese gleichzeitig so organisiert ist, daß sio auch ein brauchbares 
Instrument zur Erzielung solcher Leistungen ist. ' 

2. Die Marktordnung soll zur verantwortlichen Selbstverwaltung der Wirt- 
schaft führen. Dio Selbstverwaltung stellt an die Mitwirkung der be- 
teiligten Wirtschaftsgruppen hoho Anforderungen. Zuweilen muß sio 
auch Bindungen, Verzichte und Opfer fordern. Die zur Durchführung 

. ■' der Marktordnung gebildeten Marktverbündo sind nicht nur Markt- 

gemeinschaften, sondern zugleich Erziehungsgemeinschaften zu national- 
sozialistischer Wirtschaftsführung. 


DI. Der Aufbau der Marktordnung. 

A. Die organisatorischen Grundlagen. 

I. Allo in der Ernährungswirtschaft tätigen Berufs- und Wirt- 
sekaftsgruppen sind, um den Neuaufbau der EmährungB- 
wirtschaft zu ermöglichen, im Reichsnährstand zusammon- 
gefaßt worden. Der Reichsnährstand ist also nicht nur die 
Berufsgemeinschaft des Bauerntums, sondern auch die Gesamt- 
orgamsation der Ernährungswirtschaft. Als solche umfaßt 
der Reichsnährstand außer den in der Landwirtschaft tätigen 
Menschen : ° 

L SsSSÄn « aDdel - m ^ fc Ackerb auerzeugnissen und land- 
wrn Sf Bedarfsstoffen, mit Vieh und Fleisch, mit Zucker, Süß- 
mit ObsÄd ^m - rait Fliicho J n ’ mit Mlch - Käse, Butter und Fetten, 
2 SS Ttn ^muse, sowie den ß esamten Bebens mittelhandel. 

' z b 5?Q.,{“ d Verarheitimgsbotriebo landwirfschofüichcr Erzeugnisse, 

reien, Obst- UVomüaove™^ BrenD0 ' 

Marktordnung obliegt den durch Ver- 
«S des Reichsmmißters für Ernährung und Landwirt- 

gebüdeten 7 ™ ““ 1934 /?? 1111161110113 des Reichsnährstandes 
ÄÄSSS** “ Wirt. 

Erzeuger bie zum leiten ^ 


B. Dio Zusammenschlüsse. 

I. Der Aufbau der Zusammenschlüsse. 

L ÄS“''- „Marktverbiinde“ oder 
„Wirtschafteverbande genannt) sind regionale Tor- 
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bände, d. h. jeder Verband umfaßt für ein bestimmtes ' 
räumliches Gebiet einen bestimmten Wirtschaftszweig. Den 
Zusammenschlüssen, die ihrer Rechtsnatur nach Körper- . 
schäften des öffentlichen Rechts sind, gehören kraft Ge- 
setzes alle Bcrufsgrnppen des betreffenden Wirtschafts- 
zweiges vom Erzeuger bis znm letzten Verteiler an. 

z. B.-: In den Getroidewirtsckaftsverbändcn sind einheitlich zu- 
sammengefaßt dio Bauern und Landwirto als Erzeuger, dio Gotreide- 
und Meklkändler, dio Müller und Bäcker. 

2. Dio Zusammenschlüsse sind für das ganze Reichsgebiet in 
Hauptvoroinigungon zusammongcfnßt. Gegenwärtig be- 
stehen folgende Hauptvereinigungen : . 

ä) Dio Hauptvereinigung der deutschen Gotroido- und Futter- 
mittel Wirtschaft'. 

b) Dio Hauptvoreinigung der deutschen ViehwirtBohaft. 

c) Dio Hauptvoreinigung der deutschen Milok-undFottwirtBohaft. 

d) Dio Hauptvereinigung der dontschcn EierwirtBohaft. 

e) Dio Hauptvereinigung der deutschen Kartoffolwirtsohaft. 

f) Dio Hauptvereinigung der deutschen ZuckorwirtBokaft. 

g) Dio Hauptvereinigung der deutschen Gartenbauwirtsohaft. 

h) Die Hauptvereinigung der doutsehen Weinbauwirtsokaft. 

i) Die ■ Hauptvereinigung der deutschen Brauwirtschaft, 
k) Dio Hauptvereinigung der deutschen Fischwirtschaft. 

3 Die Zusammenschlüsse sind unter einem Führungskopf 
zusammongefaßt, und zwar die Hauptvereimgungen unter 
der Roichshanptahteilung Ht des Reichsnalurstandes die 

übrigen Zusammenschlüsse unter den Landoshauptabtei- 

lungen HI des Reichsnährstandes. Diesem Fuhrungskopf 
obliegt: , , , . 

a) Die zusammenf aasende Steuerung der ihm unterstehenden 

n - D DiltTig"— cSL bestimmt sich nscb 
deSLln ™Äfcbsbauer„fflbrer gegebene» 

" •* »» 
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' von weittragender Bedeutung den Vorsitzenden zu beraten und An- 
regungon für die Gestaltung der Marktordnung zu geben, 
b) Beiräte und Ausschüsse, die der Vorsitzende für bestimmte 
Aufgaben bilden kann. 

3 Den Zusammenschlüssen steht ein Verwaltungsapparat zur 
' Verfügung, der die mit der Marktgestaltung zusammen- 
hängenden Fragen zu beantworten hat. Für seine Arbeit güt : 
a) Der Grundsatz der geordneten Verwaltung, namentlich 
hinsichtlich der Vorbereitung, Durchführung und Auswertung 


marktregelnder Maßnahmen. 

b) Der Grundsatz der Wirtschaftsnähe. Es soll jeweils dor 
praktischste und zweckmäßigste Weg zur Erledigung schwebender 
Fragen gefunden werden. Die SpitzenzusammenschluaBo sollen 
nach Möglichkeit nur die entscheidenden Eichtlinien geben, nach 
denen dio Gebietsvcrbändo in eigener Verantwortung daB Mnrkt- 


geschehen zu gestalten haben. 

c) Der Grundsatz der Selbstfinanzierung. Der Verwaltungs- 
aufwand wird durch oinen Haushaltsplan festgcstellt und durch 
Beiträge der Mitglieder gedeckt. Dio Beitragsordnungen bedürfen 
der Zustimmung des Eeichsministers für Ernährung und Land- 


wirtschaft. 


C. Dio Marktgewalt dor Zusammenschlüsse. 

I. Dio Marktgowalt, dio den Zusammenschlüssen übertragen ist, _ 
umfaßt allo Maßnahmen, dio zu einer volkswirtschaftlich 
richtigen Marktgcstnltung erforderlich sind. 

1. Hauptaufgabe der Zusammenschlüsse ist die Durchführung 
der Marktordnung nach gesamtwirtschaftlichen Gesichts- 
punkten, insbesondere die Herstellung iind Erhaltung eines 
volkswirtschaftlich richtigen Marktgefüges durch Schaffung 
volkswirtschaftlich richtiger Erzeugungs- und Absatz- 
bedingungen. 

a) Den Hauptvereinigungen obliegt die Aufgabe, die Maßnahmen 
zu treffen, die von grundsätzlicher oder reichswiohtigor 
Bedeutung sind. 

b) Den übrigen Zusammenschlüssen obliegt dio Aufgabe, inner- 
halb ihres Gebietes im Benehmen mit den sonst beteiligten ört- 
lichen Stellen dio Marktordnung im einzelnen durchzu- 
führen. 

Blaßnnhmcn Ton welttragender Bedeutung bedürfen der Zustimmung 
des Ilolclisministcrs für Ernährung und Landwirtschaft, Proisanordnun- 
gen auch der Zustimmung des Eeichskommissars für die Preisbildung. 

2. Die einzelnen Befugnisse der Zusammenschlüsse sind in 
den Verordnungen, durch die die Zusammenschlüsse er- 
richtet worden sind, katalogartig aufgef ühr t. Danach 
kommen namentlich folgende Maßnahmen in Betracht: 
a) Anordnung der Anlieferung oder Ablieferung von Erzeug- 
nissen an Sammelstellen oder Verarbeitungsbetriebe 
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(Milchanlieferungspflicht an Molkereien, Getreideab- 
lieferungspflicht, Erfassung von Eiern). 

b) Festsetzung yon Znlilungs- und Lieferungsbedingungen, 
Aufstellung von Richtlinien für Lieferverträge, Anord- 
nung von Abnahme- und Einlagerungspflichten. 


c) Förderung der Qualität durch Kennzeichnung, Ver- 
packung, Sortierung, Anforderungen an die Beschaffen- 
heit und Güte . (z. B. hei Eiern, Butter und Gartenbau- 
erzeugnissen). 


d) Lenkung der Errichtung, Ausnutzung und Erweiterung 
von Betrieben. Die Neuerrichtung und Erweiterung von 
1 Betrieben ist meist genehmigungspflichtig. Die Aus- 
nutzung der Betriebe wird häufig durch Verteilung von 
Kontingenten (Ausnutzungsrechten) geregelt. 


e) Einflußnalimo auf die Preisbildung durch Festsetzen von 
Preisen und Preisspannen. 

f) In Ausnahmefüllen Einflußnahme auf dio Urerzougung 
(z. B. Anhauregelung hei Hopfen). 


II. In welchem Umfange der Zusammenschluß von den ihm ein- 
geräumten Bofugnisson Gebrauch macht, liegt im pflicht- 
gemäßen Ermessen des Vorsitzenden. 

1. Maßgebend ist zunächst die Ycrsorgungslngo, ferner dio Dringlichkeit 
des Eingriffes im Hinblick nuf dio Lago von Erzeugern oder Verbrauchern 
oder auf die Bedürfnisse der nächsten Zukunft. 

2. Auch die Art des Vorgehens ist in das Ermessen der Zusammenschlüsse 
gestellt. Bestimmte Maßnahmen bedürfen keiner Anordnungen, Bondern 
könnon durch gütliche Verhandlungen erreicht werden. In anderen 
Fällen muß rasch durebgegriffen werden, wiederum in anderen kann die 
allmähliche Entwicklung der Verhältnisse abgowartot werden. 

m. Zur Entscheidung bestimmter Streitigkeiten, die sich aus der 
Marktordnung ergehen, sind „Schiedsgerichte für dio land- 
wirtschaftliche Marktregelung“ gebildet. 

Dieso Schiedsgerichte sind zu unterscheiden y o n d o n bei d e™ R_ c '° . * ‘ 
nähratand bestehenden „Liofersohiodsgoriohtem • y_j 

keit für Streitigkeiten aus Lieferverträgen vereinbart werden kann. Vgl. 
Heft 32 s , S. 124i 

i; Die Schiedsgerichte für die landwirtschaffchche Markt- 
regelung sind Sondorgerichto des -öffentlichen Hechts. 

a) Sie wordonam Sitze der Hark t verbünde gebildet. Beriüungs- 
goricht ist das „Oberschiedsgericht für die landwirtschaftliche Morkt- 
regelung“ in Berlin. 

b) 

führer oder der zuatändigo. Landesbauernführer aufstellt. 


/ 
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Zuständig sind die Schiedsgerichte unter Ausschluß des 

ordentlichen Rechtsweges 

Streitigkeiten wegen marktregclndor Eingriffe. 

StreiUgK , .^ ßSO n ßQ w ahrt worden, wenn omBotnob 

ft) durch SnJ mSregelndo Maßnahme wirtschaftlich aohwor ge- 
duron emo marKt t w-tanUadicunfiBSummo soll den AuBgloioh dar- 

BU.IH.11, • j 5 _ 1 ,T,„ R i 0 { fl tunK könnon Betriebe, die aus 

b) de“ Stillegung des geschädigten Botrfebs Vorteile erlangt haben, 
im Woge des Ausgleichs herangozogon werdon. 


Zweiter Abschnitt. v 

Grundfragen der Marktordnung. 

I. Grundfragen der Bedarfsdeckung. 

A. Die Ernähr ungswirtscliaft als BedarfsdeckungSAyirtschaft. 

Aufgabe der Emährungswirtscbaft iBt es, die Ernährung des 
deutschen Volkes sicherzustellen. Bei der Ordnung der Ernährungs- 
wirtschaft müssen daher die mit dem -Nahrungsbedarf und -ver- 
brauch zusammenhängenden Eragen in besonderem Maße berück- 
sichtigt werden. 

I. Nalirungsbedarf und -verbrauch. 

1. Der Nahrungsbedar! ist der dringlichste, umfangreichste und 

entscheidendste Bedarf innerhalb der Volkswirtschaft. 

a) Yolksemährung ist eine Lebensfrage der Völker schlechthin, also nicht 
etwa nur oino wirtschaftliche Präge. Im Wirtschaftskrieg kann der 
Angriff gegen dio Nakrungsverso'rgung des Gegners von ausschlag- 
gebender Bedeutung sein (Hungerblockade gegen Deutschland im 
Weltkrieg). 

b) Der Nahrungsbedar! kehrt im Gegensatz zu allen übrigen-Bedarfon 
täglich mit gleicher Regelmäßigkeit und Dringlichkeit wieder. Im 
Weltkrieg führte dio dauerndo Mangel- und Unterernährung des 
deutschen Volkes zum Zusammenbruch des Zweiten Roiohes. 

o) Der Nahrongsbodarf beansprucht unter den verschiedenen Bedarfs- -' 
gruppen don grüßten TeU des Volkseinkommens, im Arbeiterhaushalt 
etwa dio Hälfte des Einkommens. 

2. Der Nahrungsbedarf stimmt mit dem Nalirungsvorbrauch 

nicht genau überein: Der Bedarf ist eine rechnerische, der 

Verbrauch eine tatsächliche Größe. 

a) Der NahrungBbedarf ergibt sich aus früheren Verhrnuchsziffern, aus 
der tatsächlichen oder mutmaßlichen Entwicklung der Bevölkerung 
(und der Viehbestände) und aus physiologischen Erfahrungssätzon, 

b) Bcr^Nahrungs verbrauch ist von einer Füllo beweglicher Faktoren 
abhängig. Er kann gesteigert werden z. B. durch überschüssige 
Kaufkraft oder steigende Lebenshaltung; er kann sieh vermindern 
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Kaufkraft in Kriegszeitcn, durohtat- 
gol m Notzeiten und durch Geschmacksändoningen. 

II. Die Yerbräuchergruppon. 

1. Wichtigste Yerbräuchergruppon sind dio Haushalte. 

a) Im Haushalt kommt der Hausfrau eine entscheidende, 
oft nicht genügend beachtete Bedeutung zu. Kochkunst, 
Vorratspflege und . Organisationsgabe der Hausfrau 
gehören zu den wichtigsten Aktivposten der Volks- 
wirtschaft, Eine. Steigerung dieser Fähigkeiten kann dio 
Lebenshaltung des Volkes heträöhtlieh fördern. 

Der Haushalt ist daneben auchoine Erzeugerwirtaohaft, z. B; 
durch Haus- und Kleingärten und Kleintierhaltung. Dio . Ver- 
städterung hat dio Erzeugerwirtaohaft der VerbraucherhauBhalto 
stark zurückgedrängt. • 

b) Der landwirtschaftliche Erzeugorhaushalt Btellt, er- 
nährungswirtschaftlich gesehen, gleichzeitig den wich- 
tigsten Vorbrauchcrhaushalt dar, weil er der größte 
Selbstverbraucher für Nahrungsmittel ist. Dieser Ver- 
brauch muß unter allen Umständen berücksichtigt 
werden und kann nur bis zu einem bestimmten Grad 
eingeschränkt werden. 

Der bäuerliche Viehbestand ist wichtigster Verbraucher für 
Futtermittel, dio gleichzeitig auch Nahrungsmittel sein können 
(Getreide, Kartoffeln, Rühen, Milch). r' 

2.. Von den übrigen Yorbrauclicrhaushalton müssen hei der 

Lenkung der Emährungswirtschaft namentlich berück- 
sichtigt werden: - 

a) Dio Wehrmacht und ihre Gliederungen als größter Träger der organi- 
sierten Mnsaenverpflegung. 

b) Dio sonstigen Träger organisierter Verpflegung, wio Gaststätten, 

1 Fabrik- und Lagerkantinon sowio dio Träger von Volkswohlfnlirt 

und Hilfswerken. 

III. Verbrauchsbeobachtung und -lenkung. 

1. Dio fortlaufende Beobachtung dos Verbrauchs ergibt wich- 
tigste Anhaltspunkte für dio Wirtscliaftslenkung. 

a) Dio Aufstellung von Ernäkrangsbilanzen für das Reich, für einzolno 
Landschaften oder einzelne Verbrauchsorto gibt Einblick ln den 
möglichen oder tatsächlichen Grad der Selbstversorgung. 

Dabei ist allerdings zu boaohton, daß dio Beobachtung immer nur 
Annäherungs- und Schätzungswerte Hofern kann, da emo Fülle un- 
absehbarer Vorkommnisse (z. B. Erzeugungsausfalle, Verbrauchs- 
Steigerungen, Vorbrauohsverlagerungen) immer wieder das Gesamt- 
bild ändern können. 

b) Verschiedenartige Verbrauchsbediirfnisso können besonders berüok- 

' ' slchtlgt werden, so etwa die verschiedenartigen Ernahrungsgowobn- 

heiten in Nord- und Süddeutschland bowio dio verschiedenartigen 
Lobensbedürfnisso der einzelnen Alters- und Berufsgruppon. 


I 
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2 Dio Ycrbrauchslenkung versucht, durch uufklärende ffin- 
’ weise und durch Beeinflussung den Verbrauch untor volks- 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten entweder zu fordern oder 
einzuscliränkon. 

, B • Förderunc dca Verbrauchs an Seefischen durch die Scehsch- 
werbunR- amtHoho Hinweise auf wünschenswerte VerbrauohsbeBehran- 
kungenf Beeinflussung der Gemeinschaftsverpflegung entsprechend des- 

jeweiligen Vorratsinge. TT . , 

3. Langjährige Erfahrungen auf den Gebieten der A erbrauchs- 
heobachtung und -lenkung haben die Grundlage für die 
kriegswirtschaftliche Rationierung geschaffen. 


R. 'Wirtschaftsablauf. 

Wirtschaftsablauf ist der Inbegriff aber wirtschaftlichen Vor- 
gänge, die sich innerhalb der einzelnen Marktgebiete zwischen Er- 
zeugung und Verbrauch abspielen. 

I. Wichtige Berufsgruppen sind am Ablauf der Ernährungswirt- 
schaft beteiligt. • 

1. Der Landhandel hat die Aufgabe, die landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse in der bestmöglichen Weise zu erfassen und 
im Rahmen der Marktordnung den weiterverarbeitenden 
Betrieben oder dem Verbrauch unmittelbar zuzuführeh. 

a) Die Hauptbedeutung des Landhandels liegt auf dem Gebiet des Ge- 
treide-, Kartoffel- und Futtcnnittcllmndcls. Vieflach liefert der Land- 
handel dein Bauern den benötigten Kunstdünger. ..Von den übrigen 
Zweigen des Landhandels ist insbesondere noch der Viehhandel 
zu erwühnen- 

b) Vielfach steht der Landhandel in Wettbewerb zu den landwirtschaft- 
lichen Genosscnschaiten, die eine gleichartige Bezugs- oder Absatz- 
tütigkeit entwickeln. Innerhalb der Marktordnung sollen beide 
Vertriebsfornien zum volkswirtschaftlich günstigsten Einsatz 
kommen. 

2. Die Verarbeitungsbetriebe haben die Aufgabe, die landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse in der bestmöglichen Weise zu 
verwerten und im Rahmen der Marktordnung der abneh- 
menden Hand oder dem Verbraucher unmittelbar zuzu- 
führen. 

a) Von den Verarbeitungsbetrieben sind insbesondere die Mühlen, dio 
Zuckerfabriken, dio Molkereien, die Konservenindustrio und das 
Gürungsgcwcrbo zu nennen. An einzelnen Gruppen, wie den Molke- 
reien und Zuckerfabriken, ist die anliefemdo Landwirtschaft auch 
dem Eigentum nach stark beteiligt. 

b) In einzelnen Wirtschaftszweigen haben sich neben den vorhandenen 

‘ Klein- und Mittelbetrieben auch miiebtigo Konzerne entwickelt, so 

in der Margarine-, Mühlen-, Zucker-, Stärke- und Brauindustrie, so- 
wie in der Hochseefischerei. , 

3. Das Nalirungsmittelhandwcrk umfaßt als die wichtigsten 
Zweige das Bäcker- und Metzgergewerbe. 
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■ Das Gastwirtsgowerbo nimmt in der Ernährungswirtschaft zwar eine 
wichtige Stelle ein, gehört aber nicht zum Reichsnährstand 

4. Dm wichtige Gruppe Lobonsmittclhandel gliedert sich in 
den Groß- und Einzelhandel. : Er bringt die Bedarfsgüter 
an den letzten Verbraucher heran. Daneben haben sich 
besondere Vorteilimgsformcn herausgebildet, 
n) Dio Einkaufsgenossenschaften des.Lcbensmittoloinzelhandels. 

b) Dio riHalgescbüftc, bei denen ein Großhandelsbetrieb eino Reiho 
ihm gehöriger Emzelhnndclsgeschäfto beliefert. ' 

c) Dio Verbrauchergenossenschaften, deren Lebensmittelgeschäfte ge- 
bietsweise in Versorgungsringen zusammengefaßt sind. Den Ver- 
brauchergenossenschaften oder ihren Zusammenschlüssen cohöron 
auch wichtige Verarbeitungsbetriebe an, wie Brotfabriken, Mühlen 
ubw. In das Vermögen der Verbrauchergenossenschaften ist dio 
Deutsche Arbeitsfront eingowieson worden. Dio leistungsfähigsten 
Verteilungsstellcn sollen später in selbständige Einzolhandelsbe- 
tnebe umgewandelt werden. 

II. Der Wirtschaftsablauf wird durch dio Marktordnung nach volks- 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten umgcstaltot und verbessert. 

Zu nennen sind liier: 

1. Die Berufs- und Botriobsborcinignng. 

a) Volkswirtschaftlich unnötigo Betriebe können gegen Entschädigung 
stillgclcgt werden. 

Übersetzte Berufszweige sollen auf das volkswirtschaftlich not- 
wendige Maß zurückgoführt werden. 

b) Volkswirtschaftlich notwendige und leistungsfähige Botricbo sollen 
voll nusgenutzt werden. 

2. Die Preisgestaltung. Jede Berufsgruppe soll den Anteil am 
Gesamtpreis erhalten, der ihr auf Grund des volkswirt- 
schaftlichen Wertes ihrer Leistung gebührt. Überhöhte 
Handelsspannen -wurden gesenkt, unzulängliche Erzeuger- 
preise erhöht. 

3. Dio Bereinigung der Licforungsbeziohungen. Die Ware soll 
auf dem kürzesten und besten Wege dem Verbraucher oder 

" Abnehmer zugeführt werden. Die volkswirtschaftlich not- 
wendige Rationalisierung des Transportwesens wurde auf 

• diese Weise schon seit Jahren durch die Marktordnung vor- 
bereitet. 

4. Dio Leistungssteigerung. Durch Standardisierung der. Er- 
zeugnisse wird die Qualität gesichert, die Preisbildung über- 
sichtlich, der Wirtschaftsablauf vereinfacht. 

C. Einfulirlonkung. 

Bedarfsdeckung und Marktordnung lassen sich in einem er- 
nährungswirtschaftlichen Zuschußgebiet, wie in Deutschland, nicht 
durchführen ohne planmäßige Lenkung der Einfuhr. 
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Der pro Cg Umfang, den die Einfuhr von Nahrungs- nnd Genußmitteln in. 
normalen Zeiten hat, ergibt eich daraus, 

Ölfrüchte für 230, Mais für 178, Weizen. für 150, Knffeo für 151, Koütabak für 
132, Südfrüchte für 120, Butter für 115, lebende Ticro für 107 und Eier für 
94 Millionen RM. 

L Ziel der Einfuhrlcnkung ist: 

1. Einerseits die Einfuhr nach Menge, Preis und Herkunft 
so in den Binnenmarkt zu lenken, daß die schädlichen Ein- 
flüsse des Weltmarktes unterbunden werden. Einfuhrlenkung 
bedeutet also Loslösung . des Binnenmarktes Tom Welt- 
markt. 

a) Der Schutz der hoimiaohon Erzeugung ist bei der Lenkung der 
Einfuhr das wichtigste Gebot. Nur der durch die inländische 
Erzeugung ungedeckte Bedarf und die zur Vorratsbildung nötigen 
Mengen sollen eingeführt werden. 

b) Die Preisschwankungen, die am Weltmarkt bestehen, dürfen 

Bich niakt auf den Binnenmarkt, an dem der Grundsatz der 
festen Preise gilt, fortpflanzon. , 

2. Andrerseits dauerhafte Austauschhoziehungon mit den 
Lieferländern zu begründen. Ziel der Einfuhrlenkung ist 
also auch ein geordneter LeiBtungsaustausch zwischen ge- 
ordneten Volkswirtschaften. 

Für dio Wirtschaftspolitik ist es besonders wichtig, aus solohen 
Ländern einzuführen, dio gleichzeitig bereit Bind, deutsche 
Ware abzunehmen. Hierdurch werden die dauernden Lieferungs- 
beziehungen gefördert und infolgedessen läßt sich dio Erzeugung der ' 
Lieferländer leichter auf dio Bedürfnisse des deutschen Marktes um- 
stellen. 

II. Dio Einfuhrlcnkung ist den Reichsslcllon übertragen, die für 
die einzelnen Einfuhrgebiete (z. B. Getreideeinfuhr, Fett- 
einfuhr) gebildete rechtsfähige Stellen deB Reiches sind. Die 
ReichBstellen haben die Einfuhr entsprechend dem heimischen 
Bedarf und der heimischen Preisbildung im Rahmen der ge- 
samten Außenwirtschaftspolitik zu regeln. 

1. Sie sind berechtigt, die erforderlichen Mengen selbst ctnzulühren. 

2. Sie können auch die private Elnfulir gestatten. Dem Einführer ward dann 
cm Ubernahmeschein erteilt. Bei der Einfuhr hat der Einführer an dio 
KeichssteUo einen Unterschiedsbetrag zu zahlen, der den Unterschied 
zwischen Weltmarktpreis und Binrienmnrktpreis ausgloicht. 

D. Vorratswirtscliaft. 

... ^ uf S? b 1 e der Vorratswirtschaft ist es, die Volksernährung gegen- 
über den Schwankungen der Erzeugung und der Einfuhr zu sichern. 

1 y. on . besonderer Bedeutung ist die öffentliche Vorratswirtschaft, 
die im Rahmen der Marktordnung stark ausgebaut worden ist. 

. 1. Eine besondere Rohe spielt die öffentliche Vorratswirtschaft 
bei Getreide und Futtermitteln, im Wege der Einkühlung 
aber auch bei Butter, Eiern und Fleisch. 1 
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' Llfom dio ItcicLs- 

II. Von Bedeutung ist ferner: 

L SÄS' Vomjswirtehnlt Sie spielt eins besondere 
Rolle im Haushalt des Erzeugers (Einlegern von Getreide 
Einmieten von Kartoffeln und sonstigen Feldfrüohten, Her- 
stellung von Most, Räuchern von Fleisch usw ) 

2 ‘ ■ L be , t F loI,llcho Jorratswirtschaft (Einlagem von Getreide 
in Mühlen, von Zucker in Zuckerfabriken, von Konserven 
in Dauerwarenfabnken). Sie ist teilweise durch die Markt- 
ordnung gefördert worden. Vor dem Weltkriege hatte der 
damab kapitalkräftige Großhandel bedeutende Läger die 

erleichterten 60 ^ 116 Kriegsialir noch wesentlich 

II. Grundfragen der einzelnen Marktgebiete. 

A. Getreidewirtschaft. 

I. Bedeutung der Getreidewirtschaft. 

Die Getreidewirtschaft ist der wichtigste Zweig der deutschen • 
Ernahrungswirtschaft. 

1. Die Brotgetreideorzeugung deckt den deutschen Bedarf von 
rund 9 Mülionen t nahezu völlig. Die Erzeugung an Futter- 
getreide ist dagegen nicht voll ausreichend. 

a) Rund 60 v. H. dos deutschen Aokorlandos ist mit Gotreido 

boatollt. Die gesamte Getreideernte, von der 82 v. H. aus Betrieben 
bis zu 100 ha Größe stammt, betrug 1932—1037 im Jahresdurch- 
schnitt 22,7 ^Millionen t. An den Markt kommt nur ein. Teil der Erato; 
der Rest wird im eigenen Betrieb des Bauern verbraucht. 

b) Roggen wird hauptsächlich in den Gebieten östlich dor Elbo, . 
Weizen wird hauptsächlich in Mitteldeutschland, aber auch in 
Bayern und Schlesien angebaut. Wichtige Anbaugebieto für Hafer 
sind West- und Norddoutsohland, für Braugerste Süd- 
doutsohland. 

2. Die volkswirtschaftliche Bedeutung des Getreidoproiscs be- 
steht darin, daß er die Grundlage des gesamten Preisgefüges 
der Wirtschaft, darstellt. 

Der Getreidepreis wurde erstmals durch ItcIcliBgcsctz vom 20 Dl. 
1908 lestg-elcgf und räumlich nach Fcstprelsgeblcten, zeitlich nach 
den einzelnen Monaten gestafelt. Er steigt von Ost nach West an 
und erhöht sich von Monat zu Monat. Durch diese ZuschJägo werden 
. der Zinsverlust, dio Lagerkosten und der Schwund ausgeglichen. 
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jl. Marktordncndo Maßnahmen. 

1. Ordnung des aufcrlcgt, um den 

a) Den Erzeugern ist eine Get Ablieferungspflicht bestimmt 

' Bedarf an Brotgetreide zu d« SS^.und nach der ' 

sich nach dom Ldstung Br ® t „ otre ide darf nicht verfüttert und 

asrsöÄ« wo«,». ; 

aucunicü r.AtroldcbeweKung ist eine AndlcnungspIUcht cur 

b ) h Ahsehlüsso über Lieferung von Getreidn sind dom 
geführt, d. h - ^ ua P, . , } ft „ vcr b an d anzubieton. Dieser knnn 

lÄÄÄ»«» -"»»• 

zu liefern ist. 

2. Ordnung des Mühlengeworbes. 

\ t umhin tmt rin bostimmtes« nach Maßgabe ihrer Außnutzung 
ft in den Jahren 1927—1932 erreohnetes Kontingent erhalten. Dadurch 
sind die Wettbowerbskämpfo ausgcsohaltot worden, die eine .Folge 
der aus der Zeit vor der Machtübernahme herruhrendon starken 
' Übersetzung des Mühlongowerbes waren, 
ui Hin Mehlsortcn sind durch die Schaffung besonderer Mehltypen 
’ Maßgebend fOo dio Zabl dor Typ» „nd di. 

Ausmahlung ist die jeweilige Vorsorgungslago. 

c) Für den Absatz von Mehl gelten einheitliche Geschäftsbedingungen, 
die in dom „Beichsmehlschlußsclicin“ festgelegt smd. 

3. Ordnung des Brotmarktes. 

a) Dio Zahl der Brotsorten ist auf fünf festgesetzt worden. Ihre Zu- 
sammensetzung wird, da die Verhrauchsgewohnheiton im Reich 
verschieden sind, landschaftswciso geregelt. Angestrobt wird ein 
stärkerer Verbrauch von Vollkornbrot. 

b) Der Brotprois ist seit dor Machtübernahme stabil gehalten worden. 
In den einzelnen Städten sind dio Backlöhno der Bäcker bei den 
gegenwärtigen MarktverhältniBsen unzulänglich. Hier werden be- 
stimmte Zahlungen aus der Bück'erausgleichskasso geleistet, die dio 
erforderlichen Mittel durch eine Vermahlungsabgabo dor Weizon- 
mühlen erhält. 


B. Kartoffelwirtschaft. 

I. Bedeutung dor Kartoffelwirtscliaft. 

Dio Kartoffel ist ein unentbehrliches Nahrungsmittel. Auch 
als Futtermittel kommt ihr große Bedeutung zu. Ferner ist 
sie die wichtigste Grundlage der Spiritusgewinnung. Im Jahre 
1936/37 wurden rund 2 Millionen t Kartoffeln innerhalb der 
Brennereien verwendet. 

Das Schwergewicht dor Erzeugung und Verarbeitung von Kar- 
toffeln liegt in den Gebieten östlich dor Elbe. Der Kartoffelverbrauoh 
ist hier nahezu doppelt bo groß wie in Süddeutschland. 

II. Marktordncndo Maßnahmen. 

1. Ordnung des Kartoffolmarktes. 

a) Für den Verkehr mit Kartoffeln gelten einheitliche Geschäftsbedin- 
gungen. Die Verkäufe sind schlußscheinpflichtig. 


b) Für die Festsetzung.dcs Kartoffelprciscs sind fünr Preisgcbicte go- 

gildet worden. Die Proise sind im Westen des Reiches höher als 
im Osten. . : 

c) Die Handelsspannen sind im Laufe der Jahre nicht unerheblich ge- 
senkt worden. ° 

Ordnung der Kartoffelvorarboitung. 

ft ) Leistungsfähigkeit der Kartoffclverarbeltungsbctricbc, insbeson- 
dere der Trockneroien, ist erheblich verstärkt worden. Den Betrieben 
sind Kontingente verliehen, die nicht nur Verarbcitungsrechte, son- 
dern auch Verarbeitungspflichten enthalten, 
b) Der Absnfz der Vcrnrheitungsprodukte (Flocken, Stärke, .Dextrin, 
Glukoso) orfolgt Uber Syndikate, die die Ware treuhänderisch für 
Rechnung der Erzeuger verkaufen. ' 

C. Zuckerwirtschaft. 

3. Bedeutung der Zuckerwirtschaft. 

1. Dor Rübenzucker ist im 19. Jahrhundert zu einem wichtig- 
sten Vorbrauchsgut geworden. Daneben liefern die Rüben- 
blätter und Rübenschnitzel ein -wichtiges Futtermittel. 

' ■ Haupterzeugungsgebioto der - Zuckerrüben sind Mittel- 

deutschland und Schlesien. Das Schwergewicht der Erzeugung 
liegt, bei den Großbetrieben, in deren Händen sich etwa CO v. H. der 
Anbaufläche befindet. 

2. Mit dor Zuckerwirtschaft billigt die Süßwarenwirtscliaft ong 
zusammen. Sie liat während des Krieges die schwierige 
Aufgabe zu lösen, trotz knapper Rohstoffverhältnisse den 
Verbrauchern bestimmte Mengen von Siißwnren zur Ver- 
fügung zu stellen. 

II. Marktordncndo Maßnahmen. 

1. Ordnung des Rübenanbaues. 

a) Der Rübcnanbau war vor der Machtübernahme eingeschränkt wor- 
don, weil dio Zuckerausfuhr unlohnend geworden war. • Im Hin- 
blick auf die Steigerung des Verbrauchs an Zucker und zuckerhal- 
tigen Futtermitteln ist dor Anbau nach der Machtübernahme plan- 
mäßig ausgoweitet worden. 

b) Dio Lieferbczichungcn zwischen den Erzeugnissen und den Ver- 
arbeitungsbetrieben sind durch Lieferverträge nur eine einheitliche 
Grundlage gebracht worden. Dio unterschiedliche Behandlung 
zwischon „Pfliehtrübonbauern“, dio gleichzeitig Anteilsrechte an 
den Zuckerfabriken besitzen, und „Kaufrübonbauern“, die mit der 
Fabrik durch keine gesellschaftsrechtlichen Bindungen verknüpft 
sind, ist abgestellt worden. 

2. Ordnung der Zuckorindustrie. ' 

, a) Dio Fabriken erhalten bestimmte Verarbeltungsrcchto entsprechend 
der Leistungsfähigkeit ihres Einzugsgebietes, aus dem sio beliefert 
werden. Dabei sind dio Einzugsgebiete der einzelnen Fabriken ab- 
gerundet und unwirtschaftliche Lieferungsbezichungen beseitigt 
worden. 

b) Dio Fabriken sind zur Erzeugung von Vorratszucker und zur Hal- 
tung eines bestimmten Vorrates verpflichtet. 

Schaeffer, Neugestaltung. Heft 32 3 . ■ 6 



3 Ordnnng des Vcrbraucliszuckcnnarktcs. 

. b , Vnwnrminp mit Verbrauchszucker ist dnduroh ge- 

n) Eino fordne V jJ h g bestimmto Zuckonnengcn für den Ver- 

ket Cr freigcgeben werden Für den Absatz gelten einheitliche Ver- 
kaufs- und Lieferungsbedingungen. ' 

b| SSSSSSÄ gÄSSÄ 

als in marktnahen Gobioten. 


D. Yioliwirtscliaft. 

I. Bedeutung der Yioliwirtscliaft. 

1. Der Viehbestand liat sich in den letzten 70 Jahren nicht un- 
erheblich verändert. Die Schweinebestände haben sich 
auf das Dreifache erhöht, die Schafbestände sind da-, 
gegen auf den siebenten Teil zurückgegangen. Die Hühner- 
bestände haben erheblich zugenommen, auch die Rind- 
viehbestände zeigen eine gewisse Zunahme. 

Bei der Zählung am 4. XII. 1030 betrug im Reichsgebiet (ohne Ost- 
gebiete) der Bestand an Rindvieh 23,0 (darunter 11,0 Milchkühe), .an 
Schweinen 20, an Schafen 5,2 und an Hühnern 103,3 Millionen Stück. 

2. Durch besonders große Yichdiclito zeichnen sich die klein- 
und mittelbäuerlichcn Gebiete des Reiches aus. 

a) Die BetriebsgrößenklasBen bis zu 100' ha umfassen mehr als 
%o der Rindviehbestände. In den bäuerlichen Betriebsgrößen- 
klnsscn von 5—100 ha finden sich % der Schweinebestände, in den 
Betriebsgrößcnklassen über 100 ha nur 7 v. H. Das Hauptgewicht 
der Hühnerhaltung liegt in den Betrieben bis zu 60 lia. 

b) Dio besonders hohen Schweine- und GeflügelboBtände 
in Niedersachsen und den angrenzenden Gebieten gründeten sich 
teilweise auf den Zukauf von Futtermitteln, beruhen also nicht 
ausschließlich auf wirtsohaftsoigener Futtergrundlage. 

3. Die Zahl der Rindviehschlachtungcn wurde 1937/38 mit 
8,8 Millionen veranschlagt, die Zahl der Schweineschlach- 
tungen mit 15,5 Millionen. Hier spielen auch die Haus- 
schlaclitungen eine große Rolle. 

n. Mnrktordnendo Maßnahmen. 

1. Auf dem Gebiete der Yiehwirlschaft war im Zeitpunkt der 
Machtübernahme der Preiszusammonbrucli besonders stark. 
Deshalb mußte hier vordringlich eingegriffen werden. 
Gleichwohl sind die Preise vor der Agrarkrise noch nicht 
wieder erreicht. 

2. Der Verkehr mit Vieh wurde auf eine neuo Grundlage geteilt, 

n) Die 1 ichgroßmürklo in den Großstädten und sodann die Mittel- 

innrkte m den Mittelstädten wurden geordnet. An kleinen Plätzen 
wurden \ erteilungsstellen eingerichtet, die Vieh an die Schlachter- 
oetnebe abgeben. 



b) ^”f, c l Schlfl 1 chtT 1 iclirai ‘ rktcn da rf Schlachtvieh nur durch besonders 
zugclnsscno Agenten oder sonstige Verkäufer verkauft werden. Vor- 
aussetzung der Zulassung ist Erfahrung, persönliche und wirtschaft- 
liche Zuverlässigkeit, sowie der Naohweis eines Bedürfnisses. 

<:) »jo Mnrktbeschlclninß ist dadurch geregelt, daß der gesamte Anl- 
festgesetzt ^rd 11 ” 101011 ^ dio S C8amto Auftriobsziffer jeweils 

«1) Maßgebend ülr dio Preisbildung sind Schlnchtwertklasscn, dio nach 
der Gute des Viehes festgesetzt werden. Schlachtvieh darf nur nach 
-Lebendgewicht und mit Schlußschein gehandelt werden, 

e) Für Fleisch und AVurst Bind Klcinvcrkaufsprclso festgesetzt. ^ 



E. Milch- und Fettwirtschaft. 

I. Bedeutung der Milchwirtschaft. 

Die Milchwirtschaft ist einer der wichtigsten Erzougungs- 
zweige. Besonders groß sind hier die Leistungen der bäuer- 
lichen Betriebe. b • 

1. Die Milcherzeugung betrug 1938 rund 23 Milliarden 1 mit 
einem Wert von mehr als 3 'Milliarden RM. 

Etwa ein Fünftel der Milch ward als Trinkmilch verbraucht, etwa 
drei Fünftel werden zu Milchorzeugnissen wie Buttor und Käse ver- 
arbeitet. Während des Krieges wird ein großer Teil der Trinkmilch 
entrahmt und kommt als entrahmte Frischmilch in den Verkohr. 

2. Das Schwergewicht der Fottversorgung hat sich im Krieg, 
da die Einfuhr von Margarinerohstoffen stark eingeschränkt 

. ist, auf die Butter verlagert. 

II. Marktordnondo Maßnahmen. 

Auf dem Gebiete der Milchwirtschaft ist die Marktordnung 
mit besonderer Schlagkraft und mit großem Erfolg durcligq- 
f ührt worden. Die liier gewonnenen Erfahrungen sind richtung- 
gebend für die gesamte Ernährungswirtschaft geworden. 

1. Dio Belieferung der Vcrhrauchcrplüfze wurde durch Bildung von Ein- 
zugsgebieten geregelt. Dio Milch der näheren Umgebung wird dem 
Trinkmilchmarkt zugeführt, dio der entlegeneren Gebiete der Ver- 
arbeitung. 

2. Das Molkcrchvescn wurde planmäßig erneuert und ausgebaut, so daß 
die Milohnnlieferung von 10 Milliarden 1 auf 15 Milliarden 1 stieg. Viel- 
fach wmrden dio Erzeuger verpflichtet, die gesamte an den Markt kom- 
mende Milch der nüchstgolegenen Molkerei abzuliefern. 

3. Der Milchpreis (Erzeugerpreis) konnte erheblich nufgebessert werden. 

4. Der Mllchhandel wurde bereinigt. Die Milchverteilung konnte verbilligt 
und dio Handelsspanne gesenkt werden. 

5. Für Butter wurden bestimmte Sorten, für Käse besondere Fettstufen 

geschaffen. Die Erzeugung von erstklassiger Ware (Markenbutter) 
wurde stark gefördert. . 

6 * 
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IXI. Ordnung der Margarinowiriscliaft. 

' Die Margarine ist erst seit dein letzten Drittel des 19. Jalir- 
.hunderts ein für die Versorgung der breiten Massen wichtiges 


Fett geworden. 

1. Der Anbau Ton lieiinlsclicn Ölpflanzen wurde stark gefordert, da die 
Margarinehcrstcllung vorwiegend auf der Einfuhr überseeischer Roh- 
stoffe (Palmöl, Kopra, Erdnuß, Sojabohne) beruht, die m Knegszeiten. 
nur spärlich auf den europäischen Markt kommen. 

2 Dio Margnrino wurde einer Ausglciclisstouer unterworfen, weil im Zeit- 
punkt der Machtübernahme dio Margarinopreiso sehr tief standen und 
einen starken Druck auf den Butterprois auBubton. Für Minderbemit- 
telte kam dio Ausgleichssteuer in Wegfall. 

3. Die MargarinchorstcUung wurde kontingentiert, um eine geordnete Ein- 
schränkung der Erzeugung zu gewährleisten. 


, F. EierwirtscliaJt. 

I. Bedeutung der Eicrwirtscliait. 

Die Erzeugung der deutschen Eierwirtschaft deckt den Be- 
darf nicht. Der gesamte Eieranfall betrug 1938 bei Annahme 
einer durchschnittlichen Legeleistung von 90 Stück je Henne 
jährlich rund 6 Milliarden Stück. 

Die wichtigsten Erzougungsgebioto Bind Nordwestdoutsch- 
land und Bayern. In SüddcutBchland ist der Eierverbrauch Verhältnis-, 
mäßig hoch (Mehlspeisen). 

II. Marktordnondo Maßnahmen. 

1. Dio Eicrcrfnssung ist schwierig, da der größte Teil des Legehonnen- 
bestandes sich in Klein- und Mittelbetrieben befindet. Immerhin 
konnten 1938 rund 2,3 Milliarden Stück erfaßt werden. 

2. Die Eier, die in den Großhandel kommen, werden nncliGüto und Größo 
gekennzeichnet. 

3. Der Eicrhandcl ist bereinigt und die Handelsspanne gesenkt worden. 
Der Eierversand in andere Wirtschaftsgebiete wird durch die Haupt- 
vereinigung gelenkt. 

4. Dio Yorrntswirtschnlt spielt eine nicht unerhebliche Rollo (Kühlhauseier), 
da rund -/ 3 der Erzeugung auf die Hauptlegezeit von März bis Juni 
entfällt. 

Dio. Eicrpreise sind durch Verordnung des Reichskommissars für die 
Preisbildung geregelt worden. 


G. Gartenhauwirtscliaft. 

I.JBcdeutung der Gartenbauwirtschaft. 

Der Gartenbau übertrifft alle anderen Zweige der Ernäh- 
rungswirtschaft durch die Vielfalt seiner Erzeugnisse. 

1. Der Obstbaumbcshind betrug 1938 rund 240 Millionen Stück. Hiervon 

r “t 43 , 7 ' auf Pflaumen- und Zwetsohen- 
™ nd 23 v. H., auf Birnbäume rund 17. v. H. Besonders groß 

Wü?ttembe b rg e g ** ° bsfcbäulne in dcr Ostmark, in Bayern und in 
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2. Dio Gesamtanbaufläche des Feldgemüsebaues betrug 1939 rund 178000ha 
- . ohne Einrechnung der Haus- und Kleingärten. Dio Hauptanbaugobieto 

der wichtigsten Gemüse sind verschieden. So kommt für Weißkohl be- 
sonders Bayern und Schleswig-Holstein, für Spargel Mitteldeutschland 
in Betracht. 

3. Seit der Machtübernahme hat sich die Obst- und GcmüBovcrwcrtungB- 
industrio gut entwickelt. Einen besonderen Aufschwung hat dio Her- 
stellung von Süßmosten genommen. 

4. Der Wert der Einfulir ist sehr beträchtlich; er erreichte 1938 rund 
805 Millionen RM. Der Hauptanteil hiervon entfiel auf Südfrüchte. 

II. Marktordnondo Maßnahmen. . ' 

1. Di geschlossenen Ankaugcbicten sind die Erzeuger verpflichtet, ihre Er- 
. Zeugnisse über Bczlrksabgnbostcllon abzusetzen, dio als Treuhänder und 

für Rechnung der Erzeuger handeln. Durch dio Einschaltung der Ab- 
gabestellen wird eine geordnete Marktbeschickung erreicht. 

2. Der Verkehr mit Obst, Gemüse, Südfrüchten, Waldbecren und Pilzen 
ist durch Geschäftsbedingungen geregelt. Hinsichtlieh Beschaffenheit, 
Sortierung und Verpackung gelten bestimmte Güteanforderungen. 

. 3. Dio Obst- und Gcinüsoverwcrtungslndustrlo ist durch folgendo Maß- 
nahmen geordnet worden: 

a) Dio Lieferungsboziohungon zwischen Erzeuger- und Verarbei- 
tungsbetrieben sind durch Anbau- und LioferungBVorträgo 

' geregelt. Diese Verträgo gelten namentlich für Lieferungen von 
* Gurkon, Weißkohl, sonstigem Gemüse und Obst. 

b) Die Qualität der Erzeugung ist gehobon und gesiohort 
worden. 

c) Bestimmte Herstellergruppen haben HorBtellungsroohto 
(Kontingente) erhalten. 

4. Dio FcstprcIsbUdung ist innerhalb der Gartenbauwirtschaft sehr er- 
schwert; 

a) Nur für einige stapelfähige Erzeugnisse, wie Zwiebeln, Äpfel 
und Kohl, konnten Rahmonproiso eingeführt werden. 

b) Bei der Preisbildung für die anderen Erzeugnisse muß die 
leichte Vordorblichkeit, der ruokwoiso Anfall der Ernte und 
der Erntcausfall im ganzen berücksichtigt werden. 


H. Getränkowirtscliaft. 

I. Bedeutung der Getrünkowirtscliaft. 

1. Untor don alkoliolisclion Gctriinkon kommt dem Bier dio 

größte wirtschaftliche Bedeutung zu. 

a) Im Altroicli wurden 1038/30 rund 48 Millionen hl Bier erzeugt. 
Wichtigstes Erzeuger- und Verbrauohcrgebiet ist Bayern; in einigem 
Abstand folgen Berlin und Westfalen. Das wirtsebnfthoho Schwer- 
gewicht des Braugewerbes liegt heute bei den Großbrauoreien. 

b) Dio Landwirtschaft Udert die Grundstoffe der Biererzougung, Hopfen 
und Braugerste. Der Erlös für Hopfen liegt etwa bei 60 Milhonen 
RM., der für Braugerste in Friedenszeiton bei 200 Milhonen RM. 

c) Das Gastwlrtsgewerbo gehört nicht zum Reichsnährstand. In spä- 
terer Zeit wird sich eino Bereinigung dieses außerordentlich über- 

■ setzten Wirtschaftszweiges nicht umgehen lassen. 


; 
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2. Der Weinbau ist für viele Tausende von Erzeugerbetrieben 

Lebonsgrundlage . Im Altreich rechnet man mit etwa 
190000 Winzorbotricbon. 

a) Hnuptcrzougungsgebloto sind dio Flußtüler dos Rheins, des Mains, 
des Neckar, dor Mosel,- der Saar und der Donau von der Wnohau 
bis ins Burgenland. Dio Rcbenflächo in Großdeutsohland beträgt 
otwa 100000 La. 

b) Die Ernto ist außerordentlich stark von Wittcruugsolnllüssen ab- 
hängig. Sie unterliegt großen Schwankungen nach Mengo'und Güte. 

II. Marktordnoiido Maßnahme. 

1. Ordnung dor Brauwirtschaft. 

a) Der Hopfenanbau ist geregelt, der Hopfenverkaüf unterliegt der 
Schlußscheinpflichfc. 

b) Der Bezug von Braugorsto und Braumalz ist' nur auf. Grund von 
Bezugsscheinen möglich. Die den Brauereien zur Verfügung stehende 
Bezugsmengo an Braugerste riohtot sioh nach der allgemeinen Lago 
des Gotrcidcmarktes, insbesondere nach dem Bedarf an Putter- und 
Industriegetreide. Ferner wird der Vorjahresbedarf der Brauereien 
berücksichtigt. 

2. Wettboworbsregolung der Brauoroion. 

a) Dio Gewährung von Braucrcldarlehcn, durch die die Brauereien die 
Wirtekundschaft an sich zu binden suchen, ist genehmigungs- 
pflichtig. 

b) In einzelnen Gebieten des Beiohes (Ostdeutschland, Ostmark) sind 
die Lieferbeziehungen zwischen Brauereien und Gastwirten im Wege 
der „Flurbereinigung“, d. h. durch oinen freiwilligen oder ungeord- 
neten Hundcnaustausch, vereinfacht worden. 

c) Anordnungen über dio Bicrprciso sind nicht ergnngen, doch Bind 
marktstörendo Preisunterbietungen untersagt worden. Durch Ein- 
führung des Flaschenpfandes ist die weitere Verschleuderung des 
Flaschengutes verhindert worden. 

d) Die Brauereien haben eine Ausgleichsabgabo abzuführen, die zu einer 
Erhöhung der Roggenpreise um 20 RM. jo t verwendet wird (Roggen- 
stützungsumlage). 

3. Ordnung der Wcinbauwirtscliaft. 

a) Dio wclnberg8niüßigo Neuaupilanzung von Weinreben ist genehm!- 
g^ingfipilicutiff. Amerikanische Ertragskrouzuncen werden, zurück- 
gedrängt. 

b) Zur Hebung der Qualität sind Kcnnzeichnungsbcstlmmungcn erlassen 
worden. Bei deutschen Weinen muß das Gebiet und das Unter- 
gebiet angegeben werden, in dem der Wein erzeugt ist. 

c) Eine stane Preisbildung ist wegen der starken Qualitätsunterschiede 

worden ^ e * nze ^ nen Jahren sind Richtpreise festgesetzt 

d) Das Genossenschaftswesen der Winzer ist seit der Machtübernahme 
stark gefordert worden. 

4. Ordnung dor Trinkbranntweinwirtschaft. 

wnSn d °A,.^- a r- V ° n i.^^ b i. annt 'i -ein ein Beauftragter bestellt 

pintTPtmncT ^ Einzelheiten dieses Marktgebietes braucht hier nicht 

emgegangen zu werden. 
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I. Fischwirtschaft. 

I. Bedeutung der Fischwirtschaft. 

Der Fischfang liefert eine wertvolle Bereicherung dor Er- 
nährung und entlastet die Fleischbilanz. Der Fischverbrauch 
stieg nach der Machtübernahme bis auf 12 kg pro Kopf und 
Jahr, während der Fleischverbrauch 1937 rund 53 kg betrug. 
II. Marktordnondo Maßnahmen. 

1. Dio Dampfhochseeflschercl, bei der das Schwergewicht der Seefischerei 
liegt, wurde nach der Machtübernahme besonders ausgebaut. 

, 2. Anlandung und Absatz der Flscho wurden geordnet, insbesondere dio 
Fiscbauktionon durch ein rasch arbeitendes Zuteilungsvorfabren ersetzt. 
Dor Fischabsatz wurde durch Werbung und Vermehrung der Verkaufs- 
stellen gefördert. 

3. Dio Flschmelilcrzcugung wurde gesteigert und dadurch ein wertvolles 
eiweißhaltiges Futtermittel gowonnen. 


Dritter Abschnitt. 

Die Marktordnung im Kriege. 

Auf dem Gebiete der Ernäbrungswirtscbaft ist zwischen der 
auf der Marktordnung beruhenden Friedenswirtschaft und der 
Kriegswirtschaft kein Unterschied der Art, sondern nur dem Grade 
nach. Deshalb vollzog sich hier die Umstellung auf die Kriegswirt- 
schaft ohne wesentliche Schwierigkeiten oder Reibungen. Eb be- 
durfte lediglich einer Anpassung der Marktordnung an die Kriegs- 
Verhältnisse und einer Einschaltung des Reichsnährstandes in die 
staatliche Kriegswirtscliaftsverwaltung f 

I. Anpassung an die Kriegsbedürfnisse. 

I. Dio Marktordnung wurde sofort hei Kriegsheginn im Sinno 
einer öffentlichen Bewirtschaftung der Emährungsguter ver- 
stärkt und den Kriegsbedürfnissen angepaßt. 

Dio ..öffentliche Bewirtschaftung“ bedeutet: 

1 In dor Erzougerstufo ist an die Stelle der für die Friedens- 

SS vorgesehenen AUiefcmgspflicM d,e Beschlag- 

nähme getreten. 

ni TU« Fnmhrumrsaüter, dio der Bewirtschaftung unterliegen (d. Ii. 

bei ans ^Ausland Angeführten Erceugnisscn mit dem tlber- 
sohroiton der Zollgrenze. ' , , . 
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liehen Mengen) nur nnch den Anordnungen der mit der Bewirt- 
schaftung beauftragten Stellen verfügt werdon. Entgegenstehendo 
Rechtsgesohäfto und sonstige Handlungen sind unwirksam. 

2. In der Vorbrauchorstufo ist an die Stelle des für die Friedens- 
wirtschaft vorgesehenen freien Verbrauchs der geregelte 
Verbrauch auf Grund eines sorgfältig ausgearbeiteten 
Karten- und Bozugschoinsystems getreten. 

Dio Lobonsmittolportionon werden durch don Roiohs- 
ministor für Ernährung und Landwirtschaft festgesetzt-' 
Er bestimmt auch dio Personenkreiso, die Sonderzulagen erhalten (z. b! 
Schwer- und Schwerstarbeiter, werdende Mütter), und dio don Selbst- 
versorgern zu belassenden Mengen. 

II. Eino straffe Marktordnung ist für die Lösung der der Kriegs- 
wirtschaft gestellten Aufgaben, insbesondere für die dauernde 

Sicherung der Ernährungsgrundlage, unentbehrlich: 

1. Vcrkiiappungscrschelnungcn und Liererschwicrigkelten können durch 
geordnete Vorratswirtschaft überwunden werden. 

2. Unzuverlässige Bctriobo können nusgcscknltet werden. 

3. Durch dio in der Marktordnung geübte Disziplin werden Prelsnuffriebs- 

tendonzen beseitigt. . 


II. Einschaltung des Reichsnährstandes in die 
staatliche Kriegs wtechafts Verwaltung. 

I. Der Reichsnährstand ist in seiner Gesamtheit dem Reichs- 
minister für Ernährung und Landwirtschaft unterstellt worden 

SÄ Ä -Ä 

L sÄtÄ aind di0 Mittelinstanz der 

(in Preußen bei den Oberpräside^ntpnl obersten Landesbehörden 

Landes bauernf Obrer. ? En ein ß en °htot- Ihr Loitor ist der 

Abteilungen! 68 " (Pre ™™'-) glleJern „loh in moi 


a> !r m J' , di “ 

haues und der Erceu,m„f ,Bn l fur d j° Sicherstellung des An, 

Ernte, dio geordnete AbUefemne und^n d “ Viehhaltung und der 

b) Die Abteiiumr B rVnren,™, S , d d ßcordneten Marktablauf. 

allgemeinen und inneren VerwIltune^S^iekqf 0 ^ “ us BeQ “ ten der 
Emuhrungsgüter, insbpjmnrio,!. .,ß\ Sm ist mit der Verteilung der 
Systems befaßt? ln8beaondero der Durchführung des Karten- 
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— Ernuliriingsumter Bind die Unterinstanzen der staatlichen Wirt- 
schaftsvenvalhing. Sio sind bei den Landräten (in, den Städten bei dem 

bftu fe err?fThr??r elnEen0 ^ t0t ’ IIir LoJtor iafc regelmäßig der Kreis- 

Auoh dio Ernährungsärator gliedern sich iu zwol Abteilungen: 

a ) ra? ^ wir d von der Kreisbauernschaft gebildet. Sie hat 

iür dio .Bedarfsdeckung zu Borgon. 

b) Die Abteilung B hat die Versorgungsregelung durohzuführen. 

nL Hauptveroinigungon (vgl. oben S. 70) sind Träger der 
olfontliclion Bewirtschaftung der Emuhrungsgüter. 

L Jede Hauptvcrelnigung stellt für ihren Geschäftsbereich einon Bowirt- 
sclialtungs- und Vertcilungsplan auf, der der Genehmigung des Reichs- 
mimsters für Ernährung und Landwirtschaft bedarf, und erledigt dio 
sich aus. diesem Plan ergebenden Verwaltungaaufgaben. 

2. Bei jeder Hauptvcrelnigung können „Geselmftsabtellungen“ eingerichtet 
werden, die Körperschaften des öffentliohen Rechts sind. Sie erledigen 
die ihnen zugowiesenen Aufgaben nach den grundsätzlichen Anweisungen 
der Hauptvereinigung. Soweit Reichsatellen (vgl. oben S. 78) bestehen, 
übernehmen diese die Aufgaben der Geschüftsabteilung. 


* i-fV 
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Sclilußbetrachtung. 

Gegenwartsfragen der Agrarpolitik. 

I. Die wichtigste Aufgabe der Agrarpolitik ist: 

1. Den hohen Stand der landwirtschaftlichen Lizcugung ini 
Reich nicht absinken zu lassen. 

Die Versorgung von Heer und Heimat sichcrzustcllcn. 

II. Daneben ist ein besonders wichtiges Ziel der Agrarpolitik die 

Aufrüstung des Dorfes. 

1. Die Vorteile der Technik sollen in verstärktem Maße auch 
den bäuerlichen Betrieben zugutckommen. 

2. Die landwirtschaftlich weniger entwickelten Gebiete des 
Reiches, vor allem die Notstandsgebiete und die Berg- 
bauerngebiete, sollen besonders gefördert werden. 

3. Die ländlichen Besitzverhältnisse sollen auf eine gesunde 
Grundlage gestellt werden, besonders in den Freiteilungs- 
gebieten des Westens und Südwestens. 

• 4. Der Neuaufbau des ländlichen Lebens muß begleitet sein 
von einer Stärkung des bäuerlichen Lcbcnsgcfiilils und der 
bäuerlichen Lebenskultur. 

UI. Die Ursachen der Landflucht müssen überwunden werden. 

1. Die Bedeutung des Bauerntums für den Fortbestand des 
deutschen Volkes muß dem gesamten deutschen Volk zum 
Bewußtsein kommen und es muß gewillt sein, die hieraus 
sich ergebenden Folgerungen zu ziehen. 

2. Die Unterbewertung der landwirtschaftlichen Arbeit muß - 
beseitigt werden. Die Löhne und Preise müssen innerhalb 
der gesamten Wirtschaft auch auf die ländlichen Lebens-, 
Lohn- und Preisverhältnisse abgestimmt werden. 

3. Alle Arboitsvorhabon und der gesamte Arbeitseinsatz müssen 
abgcstimmt werden auf die Lebensbedürfnisse dor Grund- 
berufe, insbesondere der Landwirtschaft. Bei künftigen 
Arbeitsvorhaben muß regelmäßig auch der Bedarf an 
Arbeitskräften ermittelt und planmäßig gedeckt werden. 
Bei mangelnder Ordnung der Arbeitsvorhaben wird die 
Landflucht nicht geringer werden. 

4. Allo Maßnahmen auf den Gebieten der Wirtschafts-, Sozial-, 
Preis- und Steuerpolitik müssen auf die Lebensnotwcndig- 
keiten des Landvolks abgestimmt werden. 


III. Ein weiteres wichtiges Ziel der Agrarpolitik ist die Verwirk- 
lichung der Forderung, daß das europäische Festland, das durch 
den Krieg zu einer stärkeren wirtschaftlichen Einheit ver- 
bunden worden ist, sich nach Kräften aus der eigonen Scholle 
selbst Vorsorgen muß. - . 

1. Die Möglichkeit einer Selbstversorgung Europas ist auf 
wichtigen Gebieten der Emährungswirtschäft im all- 
gemeinen gegeben. 

Worden die Erzeugungs- und Verbrauohszahlen in Europa (ohne 
Großbritannien und Rußland) im Durchschnitt der Jahre 1035—1938 
miteinander verglichen, so wird dor europäische Bedarf nn Kartoffeln 
zu 100 v. H., an Brotgotreido zu 05 v. Bf., an Euttorgetrcido.und Zucker 
zu 90 v. H. aus eigener Erzeugung gedeckt. Bei den vickwirtsohaftlicken 
Erzeugnissen lassen sich genaue Berechnungen nur schwor anstellen, 
da in den industriellen Teilen Europas die Viehbcständo z. T. auf aus- 
ländischer Futtergrundlage aufgebaut waren und insoweit Beit dom 
Krieg die Erzeugung in einer gewisson Umstellung begriffen ist. 

2. Die Verwirklichung der Selbstversorgung Europas setzt eine 
Erzeugungsstoigorung in allen europäischen Ländorn voraus, 
namentlich in den Grundnahrungsmitteln Getreide, Hack- 
früchten und Gartenbauerzeugnissen. Besonders vordring- 
lich ist diese „europäische Erzeugungssehlacht“ in 
den Ländern, deren Erzeugungsleistung noch wesentlich 
hinter der deutschen Landwirtschaft zurüclcbleibt, nament- 
lich in Frankreich und Südosteuropa. 

Dabei ist allerdings zu beachten, daß durchgreifende Erfolge auf 
diesem Gebiet nur bei stärkster Anspannung allercuropäischenNational- 
wirtschaften möglich sind und eine langwierige Erziehungsarbeit 
voraussetzen. 

3. Im IVogo oinor zwischenstaatlichen Marktordnung müssen 

die Überschüsse der einzelnen Wirtsclmftsräume den Zu- 
schußgobioton zugofiilirt werden. Die Grundlage zu diesem 
geordneten Leistungsaustausch hat die deutsche Agrar- 
politik bereits gelegt. • 


Anhang. 


Das Agrarprogramm der NSDAP. 

Org.-Abt. n München, im März 1930 

1. Bedeutung des Landvolkes und der Landwirtschaft 
für das doutscho Volk. 

Das deutsche Volk deckt einen erheblichen Teil seines Lebensunterhaltes- 
durch Einfuhr ausländischer Lebensrnittel. Vor dem Weltkriege konnten wir 
diese Einfuhr mit den Einnahmen unserer industriellen Ausfuhr, unseres Handels- 
und unseres im Ausland angelegten Kapitals bezahlen. - Diese Möglichkeit- hat 
uns der Ausgang des Weltkrieges versperrt. 

Heute bezahlen wir unsere Lobensmittel-Einfuhr in der Hauptsache mit- 
geliehenem fremden Gelde. Dadurch wird das doutscho 'Volk immer tiefer in 
die Sckuldknechtscliaft der kreditgebenden internationalen Hochfinanz geführte 
Diese wird — bei Fortdauer des gegenwärtigen Zustandes — das deutsche Volk 
immer mehr enteignen. Sie kann durch Sperren des Kredits und damit der 
Lebensmittelzufuhr, also durch Höherhängen des Brotkorbes, vor allem die- 
deutschen Proletarier zwingen, in ihrem Dienste um Hungerlöhno zu arbeiten 
oder Bich als Arbeitssklaven in ausländische Kolonien verfrachten zu lassen- 
. T Befreiung von dieser Knechtschaft ist nur möglich, wenn das deutsche- 
\olk sich nn wesentlichen vom eigenen Grund und Boden ernähren kann. 

Bio Steigerung der Leistung der heimischen Landwirtschaft ist deshalb 
emo Lebensfrage für das deutsche Volk goworden. 

,, , Ein wirtschaftlich gesundes, kaufkräftiges Landvolk ist aber auch für den. 

Indnstrin^nn^nf 1 lr ? mcr fflelir auf den Binnenmarkt- verwiesenen 

Industrie von entscheidender [Bedeutung. 

unser Vrfk er SnT^ niC v. bt T dio üben-agendo Bedeutung des Nährstandes für 
„^f er ,ru v ® on t 11 im Landvolko auoh den Hauptträger volkliclier Erb- 
ge undhcit den Jungbrunnen des Volkes und dos Rückgrat’ B dor Wehrkraft. 

samtvolksrahl nlf 3 ) 5 C T leist ungsfühigen, im Verhältnis zur wachsenden Ge- 
einen Grundnfeiler dep^nf- 1111 ^ 12 . el ) ts P roc k e nd starken Bauernstandes bildet 
aS d^ohl des d r e p r “^ f 0I1 ^^alistischen Politik, gerade deshalb, weil diese- 
rifhtcUst! Gesamtvolkes auch in den kommenden Geschlechtern ge- 

2. Pachtung des Bauernstandes und Vernacltlässigung der Land- 
wirtschaft im gegenwärtigen deutschen Staate. 

Bauern tandes^und'kn WiLraprecrz^deHeblMot 11 Bedeutung des 
gesteigerten Leistung der LanLirtschaftTst^ £ Forderung einer 
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Dio an sieh wohl mögliche erhebliche Steigerung der landwirtschaftlichen 
Erzeugung^ wim verhindert, weil die dazu nötigen Betriebsmittel infolge 
zunehmender Verschuldung der Landwirte mangeln und weil der Anreiz zu 
gesteigerter Leistung fehlt, da dio landwirtschaftliche Arbeit sioh nicht mohrlohnt 
• , Dio Ursaohen dieser ungenügenden Entlohnung (Rentabilität) der lond- 
wirtaoiiaftlicnon'Arboifc sind zu suchen: 


Dj.tlm^ gegenwärtigen Steuerpolitik, welche dio Landwirtschaft unver- 
hältnismäßig stark belastet. Dies geschieht aus parteipolitischen Rücksichten 
und woil dio in der deutschen parlamentarischen Demokratie tatsächlich regie- 
rende jüdisoho Weltgoldmacht dio Vernichtung der deutschen Landwirtschaft 
will, da ihr dann das deutsche Volk, im besonderen dio Arbeiterschaft, völlig 
preisgegeben ist. 6 

2. In dom Wettbewerb der unter günstigen Bedingungen erzeugenden 
ausländischen Landwirtschaft, der durch eine landwirtschaftsfeindlicho Zoll- 
politik nioht genügend eingedämmt wird. 

3. In den unzulässig hohen Gewinnen, dio der zwischen Erzouger und 
Verbraucher sioh einschaltonde Großhandel mit landwirtschaftlichen Erzeug- 
nissen, der heute größtenteils in der Hand der Juden liegt, sioh anoignet. 

4. In den Wucherpreisen, die der Bauer für Kunstdünger und Elektrizität 
an dio meist jüdischen Konzomo zahlen muß.. 


Aus dom Ertrag der unzulänglich entlohnten Landarbeit könnon die hohen 
Steuern nicht mehr bezahlt werden. Der Bauer ist gezwungen, Schulden zu 
machen, für dio er Wucherzinsen entrichten muß. & gerät immer tiefer in 
Zinsknechtschaft' und verliert schließlich Haus und Hof nn dio vorwiegend jü- 
dischen Besitzer des Leihkapitals. 


Der deutsche Bauernstand wird entwurzelt. 


3. In dem von uns erstrebten zukünftigen Reiclio soll deutsches 
Bodonrcclit golton und deutsche Bodenpolitik gotrieben' worden. 

Eine durchgreifende Besserung der Notlage des Landvolkes und eine Ge- 
sundung der Landwirtschaft ist nicht zu erwarten, solange das Doutscho Reich 
. mit Hilfe des parlamentarisch-demokratischen Regierungssystems tatsächlich von 
internationalen Geldfürsten beherrscht wird ; denn diese wollen dio Vernichtung 
der bodenständigen deutschen Kräfte. 

Erst in dem von uns erstrebten wesensvorschiedenen neuon deutschen 
Staate werden Landvolk und Landwirtschaft diojonigo Berücksichtigung finden, 
dio ihrer Bedeutung als einer Hauptstützo eines wahren deutschen Volksstaates 
zukommt. 

In diesem zukünftigen Reiche soll deutsches Bodenreoht gelten und doutscho 
Bodenpolitik gotrieben werden. 

Daraus ergeben sich folgende -Forderungen: 

1. Der vom deutschen Volke in Besitz genommene und verteidigte deutscho 
Boden dient dom Aufenthalt und der Lebonsversorgung des Gesamtvolkes. Er 
muß daher vom einzelnen Bodenbesitzer in diesem Sinno verwaltet werden. . 

2. üyUr deutsche Volksgenossen dürfen Besitzer deutschen Bodens sein. 

3. Von deutschen Volksgonossen reohtmäßig erworbener Besitz an Boden 

wird als orbliohes Eigentum anerkannt. ^ 

Dieses Eigentumsrecht ist aber an dio Verpflichtung geknüpft, den Boden 
auch zum Wohle des Gesamtvolkes zu nützen. _ %t . > 

Dio Überwachung dieser Verpflichtung obliegt berufsständischen Gerichten, 
die sioh aus Vertretern allor Berufsgruppen der landwirtschaftlich tätigen Be- 
völkerung und einem staatlichen Vertreter zusammensotzen. . 

4. Der deutsche Boden. darf - keinen . Gege ns t an d.für. Finanzs pekulationen .. 
bilden und nicht arbeitslosem Einkommen des Besitzers dienen. Land erwerben 
kann künftig nur, wer es selbst bewirtschaften will. 
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Bei jedem Verkauf von Grund und Boden hat daher der Staat das Vor- 

kaufsrecht nd ^ Grnnd und Bo(]en an private Geldgeber iet verboten. 

Notwendige Betriobskrcdito zu günstigen Bedingungen erhält die Land- 
wirtschaft durch ihre staatlich anerkannten berufsständisohen Genossenschaften 

oder durch den Staat. _ , , -r, 

5. Bür die Nutzung des deutschen Bodens hat der Besitzer eine naoh Um- 
fang und Beschaffenheit des Besitzes bemessene Abgabe an den Staat zu leisten. 
Durch diese Bodenertragsstouer wird eino woitero staatliche Besteuerung des 
landwirtschaftlichen Bodens und Betriebes hinfällig. 

Bezüglich der Größo der landwirtschaftlichen Botnebo kann’ es keine 
schematische Begolung geben. . 

Eino große Zahl lebensfähiger, kleiner und mittlerer Bauemstollon ist vom 
bevölkerungspolitischen Standpunkte aus vor allem wichtig. 

Daneben erfüllt aber auch der Großbetrieb seine besonderen notwendigen 
Aufgaben und ist im gesunden Verhältnis zum Mittel- und Kleinbetrieb be- 
rechtigt. 

7. Das Erbrecht an Grund und Boden ist durch ein Anorbenreoht bo zu 
regeln, daß eino Zersplitterung des Landbesitzes und eine Schuldenbelastung 
des Betriebes vermieden wird. 

8. Der Staat hat das Recht der Enteignung gegen angemessene Ent- 
schädigung: . > . 

a) von Land, das nicht im Besitze deutscher Volksgenossen sioh befindet; 

b) von Land, das — nach Urteil des zuständigen Borufsstandsgeriohtes — 
durch verantwortungslose Mißwirtschaft seines Besitzers' nicht mehr 
der Versorgung des Volkes diont; . 

c) von Teilen des von den Besitzern nioht selbst bewirtschafteten Groß- 
grundbesitzes zum Zwecke der Ansiedlung einer freien Bauernschaft; 

d) von Land, das zugunsten der Volksgesamtheit für besondere staatliche 
Zwecke (z. B. Verkehrseinrichtungen, Landesverteidigung) benötigt 
wird. 

Unrechtmäßig (im Sinne deutschen Rechts) erworbener Boden wird un- 
entgeltlich enteignet. 

9. Eino planmäßige — nach großen, bevölkerungspolitischen Gesichts- 
punkten erfolgende — Besiedlung verfügbar gewordenen Landes ist Aufgabe 
des Staates. 

Das Land soll den Siedlern als Erblühen zu Anfangsbedingungen zugcteilt 
werden, welche eino lebensfähige Wirtschaft möglich machen. 

Die Auswahl der Bewerber erfolgt nach Prüfung ihrer staatsbürgerlichen 
und beruflichen Eignung zum Siedler. Die nicht erbberechtigten Söhne von 
Landwirten (siehe Ziffer 7 ) werden besonders berücksichtigt. 

• %. i, r , n ^ ern wichtig ist die Grenzland-Siedlung im Osten. Diese ist aber 
nicht allein durch Schaffung von Bauernwirtschaften befriedigend zu lösen, 
sondern nur im Zusammenhang mit Entwicklung kaufkräftiger Landstädte in 
Verbindung mit einer Neugruppierung der Industriebetriebe. Daduroh wird erst 
.i e . Absatzmöglichkeit geschaffen, welche die neugegründeten mittleren und 
kleineren Bauembctnebe lebensfähig macht. ' 

Emährungs- und Sicdlungsraum im großen für das wachsende deutsche. 
Volk zu schaffen, ist Aufgabe der deutschen Außenpolitik. : 

4. Der Bauernstand soll wirtschaftlich und kulturell gohobon worden. 

Der Staat hat die Aufgabe, die wirtschaftliche und kulturelle Hebung 

«nd dm?T B n an - dea w t8pr . echen , d Be , mer Bedeutung für das ganzo Volk zu fördern 
und dadurch eine Hauptursacho der Landflucht zu beseitigen. 

I f uß p c i It r gegenwärtige drückende Notlage des Landvolkes 
durch steuerpohtische Erleichterungen und sonstige besondere Maßnahmen ge- 
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getan werden durch gesetzliche Herabsetzung des Zinsfußes für das Leihkapital 
auf das Maß der Vorkriegszeit und durch schärfstes Einschreiten cecen Zins- 
Wucher. b b 


2. Der Staat hat durch seine Wirtschaftspolitik dafür 
landwirtschaftliche Arbeit sioh wieder lohnt. 


zu sorgen, daß die 


Die heimische landwirtschafthohe Erzeugung ist duroh Zölle, staatliche 
Regelung der Einfuhr und emo. ziclbcwußto nationale Erziehung zu sohützen 
Die Preisgestaltung für die landwirtschaftlichen Erzeugnisse muß der 
börsenmäßigen Spekulation entzogen und die Ausbeutung der Landwirte durch 
den Großhandel unterbunden werden. Die Übernahme des Großhandels mit 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen durch landwirtschaftliche Genossenschaften 
ist staatlich zu fördern. 


Die berufsständisohen Organisationen dor Landwirtschaft haben die Auf- 
gabo, die Gestehungskosten für die Landwirte zu vermindern und die Erzeugung 
zu steigern. (Lieferung von landwirtschaftlichen Maschinen, Düngemitteln, San£ 
gut, Zuchtvieh zu günstigen Bedingungen, Meliorationen, Schädlingsbekämpfung, 
kostonlose landwirtschaftliche Beratung und chemische Bodbnuntersuohung üsw.) 
Bei Erfüllung dieser Aufgaben sind die berufsständischen Organisationen durch 
den Staat weitgehend, zu unterstützen. Insbesondere muß das Eingreifen des 
Staates eine wesentliche Verbilligung der künstlichen Düngemittel und der elek- 
trischen Kraft erzwingen. 


3. Die borufsständischcn Organisationen haben auok die Verpflichtung, 
die Berufsgruppo der Landarbeiter durch sozial gerechte Arboitsverträgo in die 
bäuerliche Berufsgemeinschaft fest einzugliedem. Dem Staate füllt das Aufsiohts- 
reeht und oberste Schiedsriohteramt zu. 


Der tüchtige Landarbeiter muß die Aufstiegsmöglichkeit zum Siedler er- 
halten. 


Die notwendige Verbesserung der Wohnungsverhältnisso und Löhno für die 
Landarbeiter wird um so rascher und durchgreifender erfolgen können, jo mehr 
sich die Lage der gesamten Landwirtschaft verbessert. Durch dieso Verbesse- 
rungen der Lage der heimisohen Landarbeiter und duroh Unterbindung der 
Landflucht wird ein Heranziehen ausländischer Landarbeiter unnötig und des- 
halb künftig verboten. 

4. Dio Bedeutung des Bauernstandes für das Volk erfordert staatliche und 
berufsständische Förderung der Fachausbildung und Wiederbelebung der bäuer- 
lichen Kultur. (Landjugendheime, Bauemhochsckulon mit weitgehender Ver- 
günstigung für mittellose, begabte Landjugend.), 



5. Borufsständisclio Wirtscliafts-, Organisationen können dom 
Bauernstand nicht durchgreifend helfen, sondern nur dio politische 
deutsche Freiheitsbewegung der NSDAP. 

Dio gegenwärtige Not des Landvolkes ist ein Teil der Not des ganzen 
deutschen Volkes. 

Es ist ein Irrsinn, zu glauben, daß ein einzelner Borufsstand sich aus der 
deutschen Soliicksalsgemeinschaft ausschlioßen kann, und ein Verbrechen, Land- 
Volk und Sfcudter gegenüber zu hetzen, die beide doch auf Gedeih und Verderb 
miteinander verbunden sind. , . 

. Wirtschaftliche Aushilfen im Rahmen des herrschenden politischen Systems 
können keine durchgreifende Besserung bringen; denn dio Not des deutschen 
Volkes wurzelt in seiner politischen Versklavung, aus der nur politische Mittel 
befreien können. _ . 

Die bisher regierenden alten, politischen Parteien, die unser Volk m die 
Versklavung geführt haben, können nicht Führer auf demWego zurBefreiungsem. 
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Berufsstandischo Organisationen Laben in unserem zukünftigen Staate 
I wichtigo wirtschaftliche Aufgaben zu erfüllen und können in diesem Sinne schon 
heute vorbereitende Arbeit leisten, für den politischen Befreiungskampf aber, 
der auch für eine neue Wirtschaftsordnung erat dio Voraussetzung schaffen muß, 
sind sie ungeeignet; denn dieser Kampf kann nicht vom Standpunkt eines ein- 
zelnen Berufsstandes, sondern muß vom Standpunkt des Gesamtvolkea nuBge- 
führt worden. 

Den Freiheitakampf gegen unsere Unterdrücker und deron Fronvögto er- 
folgreich führen, kann nur eine politische Freiheitsbewegung, dio, bei voller 
Würdigung der Bedeutung des Landvolkes und der Landwirtschaft für dns 
Volksganze, dio Deutschbewußten aller Stände und Schichten des deutschen 
. Volkes zusammenfaßt. 

Diese politische Freiheitsbewegung des deutschen Volkes ist dio NSDAP. 

gez. Adolf Hitler. 


(' 
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<5d)aeffcr§ Sßcuocftathiiig bott 9lcd)t unb 2Sirtfdjaft 

14. J^eft 2. Seil: 


^ette§ GVentetubcvetfit 

9Wit citt Cb StocficHuug bet* ©cmciubcücfbmtbc 
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KaumM öec 

S3on : 

Dr. fi)Üo 

Dbertegierungärat im Statlflifcfien flWcpäamt, Berlin 

2 $- Rriefy 

3. umgeatbeitete unb erroeiterle Qluflage. 77 ©eiten mit 13 ©fijjen. 
2abenpreiä fartoniert 1,80 TI. 

2$- €ucopa 

1. Auflage. 114 Seiten mit 9 «Sfijjen., 2abenpreiä fartoniert 2,80 SW. 


*TVr ölaum, auf bem ein Seif lebt, beflimmt fteute roeitgefjenb baä ©djicffal biefeä Bolfeä. Sin 
^ Bilb beäjenigen ölaumeä ja geben, in bem baä Deutle S3oIf unb feine SBlnftpaft rourjeit, 
ift bie Aufgabe, bie fidf> ber 93erfa(Ter gefept unb oorbilbticp grlbfi Ijat. 3n Haren 2lnien roitb 
«inleitenb natf) Bobengeftaltung, Älima unb ©e^ichte. baä ölaumbilb ber brutfe^en dBirtfcpaft 
umrilfen. gür jeben, ber ftt^ mit roirtfdjaftlicfjen fragen beä beutföen Bolfeä ju befaden Ijat, fei 
ti alä 2ernenber, alä Sr^rcc ober als «Kann ber qjraji«, ift baä ^»eft augrrorbentlic^ roertood. 

(Keuetfcpeinungen auf b. ©ebiete b. ületplä: u. StaalSroifTenfcpafien u. b. Solfäroirtfcfjaft) 

Die 2 Infcf)aulicf>feit ber Darfledung errett Harten unb Sfijjen, in benen oor aDent auch bie 
^ufamntenijünge jmifdien ben einjelnen SDirtft^aftSjtseigen gefennjei<ftitet_ «erben. 3 n ftoffliih ge: 
brüngter Hürje, aber mit niept minberer HIarijeit unb Uberftttitlicfifeil rottb baä Buch öden mtrt: 
edierten Hteifen in ©tubium unb iprariä fe^r jur #anb gef)en. 

(Die Kationalfojinliflifche ©emeinbe. genlralbfatt ber K©D21<p. für ©emeinbepolitif) 

<T\er iöerfaffer befi uotliegenben Jpefteä bat eä meijierhaft oerflanben, auf fnappem Ölaum in 
TU tiefgriinbiger gorm eine güde oon Biaterial ju oerarbeilen unb jufammenjufalTen, fo baß 
ein anftbaulidjeä Bilb oon ber SBirtfdjaftäflruftur unb ben SBirtfchafiäoerfTetitungen Deuifdjlanbä 
entflanben ift. Spüler, ©tubicrenbe, 2ef;rcr unb dJraftifrr finnen baä Büchlein mit grobem 
Küpen oerroenben. (jjeitfdjrift für Berufäbilbung) 

U ngemein interefiante Sufammenhüngeuroifchtn bett einjelnen SBirtfdjaftäjrceigen im ölritb 
«erben beutlidj. Der 2 e|’er oerliert niemaiä ben Überblief t 56 er bie großen 2 tnten beä tollt: 
fcpaftlitben Siufbaueä beä öleicheä. Durch bie güde beä be&anbelten ©toffeä, ber aber, rote bie 
übrigen Äefte ber ©cfiaefferfdben ©ammlung, brudteepnifth fef)r überfichtltch unb fnapp angeorbnei 
ift, befttjt baä SBerf gleitfiermaien praftiftbe Bebeutung für ben ütubterenben rote für ben auä: 
übenben ÜBirtfcpaftSmenfchtn. . > . - (Dir Krue SDirtitpaft) 
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CÜc&eftßcedft I. 

(BcunÖiagcn unö ttJefen flcö iHrftriWadj« 

Sou Dt. tt). tCcgfmcjfcc, 9?ctcf;öflcllcnlcilcr in SJKmcbctt 
4. umgcnrbcitctc Siufinge. 74 ocite». knttonicrt 1,80 üJi. . 

Skßritsfcedfi II. 

3k gefetjli'djc Regelung fleö Olcßriiöcerfjiö 

Sou De. für. fjafiil. Ö). ^er/dfel, ‘Profeffor am Staatliche» 

ScrufdpÄ&ogogifcbcn 3»|7itut granffurt am lOiniit 

9. neu bearbeitete Biufiagc. 168 ©eiten, kartoniert 3,60 9}?. 


(•9itfjc nmfj: -£frfjncffcrö Kerfjtßfätlc. peaFtifdje Jolle mit £5fungcn. ?. Uanfi. 21r6cll0tcrf)t. 
40 gälte mit Söfungen. 6.BÜJ7. burd;gcfchcnc u. crgäuätcülufl. 80©. SabcnpreidEart.i.8oSt.) 


3 n bet oorliegenbcn ©ebtift bat bad UtationalfojialiPifchr ÜJrbeitdrecht feine erfle jtifammenbängenbe 
Darpeilung gefunden. Unter pnrFcr Betonung ber tragenben 3bren wirb bnd neue SJlcd)t Elar unb 
allgemeinoerpänblidi erörtert. Die Schrift bietet eine vortreffliche überfielet. (Deutfdfed 3ted)t) 

Die ^eraudgeber haben ihre feinedwegd leichte Aufgabe, bie neben grünblidier ©acf)Eunbe auch 
pähagogifeffed Qefdjicf oerlangt, heftend gclöff. ' (3uriffifd)e fflod)enfd)rift) 

Daher wirb (eber bad Heine ÜBerf nicht nur mit Blühen, fonbern auch mit Vergnügen lefen. 

(•^anfeatifdje ÜRedpd« unb ©erid;tdjeitfchrift) 
Schaefferd ÜIrbeitorecht ifl nicht nur em roertoolled Jjilfömittel jur Vorbereitung auf bie in 
Betracht fommenben Brüfungen, ed bient oirlmebr aud; jebem, ber bad neue SJrbcitdrecbt in feinen 
©tunbjügen Fennen lernen will, in audgejeichneter öDeife. (SIrbeitdredjt unb Botfdtum) 

f?V£ BBetE wirb oon bem oielbefchäftigten BraFtiEcr um fo mehr begrüßt werben, weil bie Ber« 
„W" *lP“A°, n ?* n ,(,t Eenntnioreiched OBiffen in bie für bie ©chaefferbücher cbaraEte* 

rtfttfche Uberfidjthdjfeit, XUarbext unb Knappheit 5 u Eieiben. Seine Brauchbar! eit fcefchränFt fleh 
n, Ü‘ au ^' nt "i n 0' n »on öathleuten, fonbern ed ip, für alle Volldlretfe »erfiänblich unb 
widptig. Dte ©rorift gehört in bie hanb emed jeben, jumal ber billige Beeid ihre Slnfchaffung 
unfehwer ermöglicht. (SliniPerialblatt für Qöirtfdjaft unb Slrbeit/ 


„Dthaeffecs aicöcltöccrf/t/ 

,flaö üotbtlöltdfc JUetf “ 


99 „m Der mm öömg flnaefißulfe Deririag fftö leießf unß fM3ureMn5en " 
geeignet ak öan&ßudß für t>en täglichen (Seßratuß unb sunt ©elbflfiublum." 6t 

(TNie ©chrift t bietet nicht nur eine oortrefflid;e Ginführung tn bie Srunbtagen unb 3(ele ber 
neuert Brheitdorbnung, fonbern aud) einen Sffiegweifcr in allen pra!tifd;en gimelfraacn. 
(Amtliche SKitteilungen bed Ereubänbetd ber Slrbeit für bad 3Birtfd;aftdgebiet Bagern) 

BStSSSSk 55Ä? j£ 

©ehtete Btdher Feme Olrhett gah, bie bie Unterfd;iebe iwtfdien liberaliffifdiem EolleFtiuem unb 
SarbdRie fltUnbfd8,W,£n ©‘»anEengängen fo Elar unb überjeugenb 

iÄÄÄÄ ; 

jwecEmaßtg.angelegted ^anbwerEdjeug. (Beleg unb Bilanj) 

3n feht anf^aulid/er üBetfe haben 'bie Berfaffer bad neue ülrbeitdrecht in eine oon allem ‘ 
Baragraphentoup befreite gorm gebracht. Sfflet fleh beifpieläweife über ben Jlünbigtingdfd;u6 unter« 
richten will, finbet gemetnoerüanblid; bargelegt bie Bocaudfefjungen ber üBibcrrufdElane, bie Ber« 
fahtrndoorfdfriften _ unb bie Ginjelbciten bed künbigungdfebufced bei Biaffenentlaffungen. Die 
Drbnung bed Betriebed, bte fojtale GhrengerichtdbarEeit, ber Siufhau ber Deutfchen ülrbeitdfront 
ufw. ftnb in ber gleidjen UBetfe überfidftlich bargeilellt. 

, (üBelt bed kaufmannd. ^eitfehrift ber Berufdgruppe ber'älaufmanndgehilfen) 


, r , ~ .»»««/ viv|hh nctivii tmt »neue . 

oreitting 6cfcf;tcbcn fern. (©öbnjc(löculfcf;c 3B(rtf^apdic«ung) • “ 

On allen i praEtifchen Ginjelfragen ifl bied Such ein oortrefflicher SKegweifer, ber befonberd für . 

alle btejenigen SMmtdwalter ber D2Jg. unentbehrlich ifl, bie irgenbmfc mit ber üludlegung bed 
Blrbettdrechtd ju tun haben. (korrefponbent. gacf;liched ©chulungdblatt ber DSIg.) 

n . ,.® ad 0 «üänblich geftf;r(pbene Jjeft Eann jebem, ber fich über bad nationalfotfalipifche 
Blrbeitdredjt, tndbefonbere bad Giefe(3 Jür Orbnung ber Bationrilen Slrbeit belehren will, heflend 
empfohlen werben. (ülcheitertum. Blätter für Shtorie unb Brarid ber 91SBD.) 

0-d bürfte Eaum eine anbere ©chrift fefther etfehienen fein, bie g(eid) Elar unb oorjünlich in bad 
nationalfojtalipifche ülrbeitdrecht einführt, bie tragenben 3been fo aHgemetiioctflänbiid) heraud* 

\ fcpält unb auch alle praEtifchen Ginjelfragen bt’efer Stafette fo trefflich erläutert wie bad ootliegenbe 
Bänbd;en. gür ©tubenten unb BraftiEer bürfte bad Sjeft gleich wertoolle DtenPe leiflen. 

(gränEifdfed BolEdBIatt) 


3 n altbeEannter ©achliehEeit unb muPergültiger Überficht ber ©chaefferfchen Bänbe iP auch hier 
bie ©toffüHe gemeifeert unb uortrefflirh gegliebert. 

»Je öiOrlfl lnlerelflert alle [Raffenden ßeDfftßen Jllenfißen. öle ff! &eMui* 
(eOrreiiß fotooßl für Den SfuMerenßen unb den prafflfer, aßer auiß für den efnfaipei 
fllann bei Holtet unß foDfe ßaßer in feinem öaufe feßlen. cdp Bationaifojiai. 0e«efa»o 


(2luß bem Serlng 2B. koßlßommec, 2Ibtetluttg öchaeffer, fieipjtg C 1) 





(BcunÖjuge tiec 

Heuen Öeutfdjcn HJictfdfafteocdnung 

9 »en 

$t. Jofef Ä 6 1 6 1 c 

Regietungltac 

2. oellfommen umgeartfttftt tuflage. 141 Ztittn. «abfnprne fortomm 3,25 ÜX. 

rWV" b«i»m Äfft mache C». JUlble all «ft« ben fAhnen ®«fueb, bir wiebtigften ®ebi«e 
M / | bei neurften beueieben ®itn4flfi«tf<fci« in anregenb«, emprAgfam« flArje juiamtnen-. 

■C-i V tafienb bariuftrOen. Ciefet üJfttud) ift t>»Htg gelungen. 3fbet Sab entbAlt Catfacben unb 
©ebanfen in fc gebtAngt« germ, tag f«n Wen AbrtflAlTeg ift. JAr jeben Srjieb« bei »nuffc 
anb Saebfebulmefenl ift btriet -cbafftrrAanb ein unenebebrlich« .?fli«, für bi t anberen ®«ufl: 
famnaben fin |u»«lAffig«, fcbneQ unifrncbtfnb« SSaegeb« (‘))anonalfojtaltfti|cbf (Jrjifbung) 

©« bal J^fti ftubiett, gewinnt finf ffftf ®runblage fAr weitete eingebenbe Scubien ber sft: 
utufbfnrn Spepalgebiece unb ift für prAtung unb ptaril in aQtn ©runbrtagfn bei neurfttn 
'IPtnicbaftltfctnC — namentlich auch bei Ainjabtelplanrl — beftenl »orbftritft. 

(fHbfin^aiuiidjf Stubencenjeieung) 

Ol Oe, bi« mit mtrhcbaftlrechelichfn Jragrn iu tun haben. wtf Stuhenirn unb 'Praftifer, ®eamce 
^4 unb ®famirnanwArtrt aller Are, wrtbtn bifirt in bet bm'Abrten Schaefferfcben CarfteQungt: 
att gehaltene, rotiienlebaitlicb brarbritnr unb Abnaul antegenb gefebnebene ®ucb banfbar b« 
grAfirn unb g«ne brnAgrn. (Arbeit unb Staat. Sachliche! scbulunglblatt brr CAJ.) 

f?' n (fbr gelehnte« unb jugleich auffchlugiricb« Abriii. <Sr bfftidjt butdj flate Anorbnung auf 
fnappftrm Raum, tirrftanblicbf Spracht unb nnnsoQe Crbnung. Cif gfiftigt Stiftung fin« 
loltben ganj aulgeceichn« grlunafnrn B»fntnmrnfaftung hart nicht um«fd)Ahl werben. Cal Öfft 
(ft 3ngfntfurfn unb ®emeblfAbr«n bit fid) Ab« bit großen pulamtnfnbAngf innfrbaU» ibtfl 
nrbnegbemcbfg ju untmubmi roAnfchen, nachhaltig empfohlen. 

( jotlcbunglfteQe fAt inbufhifQf Arbeit, ®«ltn) 

tn f ' a ", n * u,fc>au kf, ? nfcfrf gffignn jur (»tnprAgung bfl gewaltigen ©toffgebirtel. 

" rl “ b,^flu, “"'^mb gefchneben, io bag man el imm« wirb« gnne jur £anb nehmen 
wtrb, um ttefa ,u un.etnchten unb tetne Äenntmfl, ,u oentefen. «I ift nid>t nur tur Eorberei; 

Ab« ben Ä bmau * * um ' ?TOfrb "«« umfaffenben Überücb. 

JahunaewiUen f ^ f ®.rtfchaf.«aufbau, (« n b«ricbettbel «ebanfengut unb feinen 9t. 

' l®a»erif(he ©irtfchaftljeitung) 

)f tin aulecfi empfeffleiwtoectctj HJec!/ mm 
öas geofste ^ufmeeffamfeit oecöieitt^ 

(Ceutfche Leitung, SSo ‘Paulo) 
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ödiaeffers GrunDriß Des Hedils unD Der fflirtfdioft 


fcmonifrt Jf 

1 »©*. Allgemeiner Teil. 102. bis 


106. 9lufL 1943 2,80 

2* ®©S. 3d)ulbtterl)ältni[fe. Allgemeiner 

Seil. 88.— 91. Aufl. 1943 2,50 

2’ Sd)iilbocrbältnif|e. ®efonberer 
leil. 82.-85. «ufl. 1943 ..... 3,40 

3 ®( b®. Sad)enred)t (®oben- unb Saßr« 
nisred)t). 89.-92. AufL 1943 ... 3,50 

4 »(&». gamilienred)t. 81. — 85. Aufl. 

1943 3,25 


5 ®©®. l£rbred)f mit ©mnbiägen bes 
«nerbenredjts. 71.— 72. Aufl. 1943 2,80 
6 1 31 °Hptojeß. 1. teil, mit ©cridttsoer* 
faifttngsgefeß. 70.— 72. Aufl. 1942 . 3,50 
6 S 3>oilprojeß.2.Ztil.67. — 69.Aufl. 1942 2,50 
6 3 Monfurs, ®ergleid)socrfal)ren und 
3n>anosotrjteigerung$gefe8. 

42.-44. «up. 1943 2,50 

7 1 f>anbelsred)t (®otn öanbelsftanb) 

66.-67. 9lufl. 1943 2,00 

7* Handelsrecht II. (Hanbelsge|d)4fte, 

®anl* unb®ör[enre(!)t, ®er|id)entngs» 
red)t, Schiffahrtsrecht). 61. — 63. «uP- 

1943 . 3,60 

7» ©efellfchaftsrecht. 67.— 70.9lufl. 1942 2,80 | 


“ anb fartonfm M 

9 Recht bet SBertpapiere. Onsbefonbere 

SBechfcl* u. Scfjecfrecht). 12.— 14. Auff. 

1943 2,50 

10 Strafoerfahrensrecht und Strafooll« 
ftrecfungsrecht unter öerücffichtigung 
bes ftübrererlaffes oom 21. 3. 1942 unb 
ber ®erotdnungen oom 13. 8. 1942. 

61.-65. Aufl. 1943 3,80 

15 Sdlterrecht. 24. Aufl. 3n ®orbereitung. 

18 Slnanjtoiifenfchaft ffirunblagen, Sehre 
unb ®raiis ber Sinanjroirtfchaft. 

38.-42. Aufl. 1943 3,30 

Steuerrecht, eirbr .CipaeRer* «eugrttal. 
rong’ (K|t 14». 

20 ftirchcnrecht. 15. Aufl. (Erfcheint fpäter. 

, 21 Aömifd)es Recht Rethtsge|<hi<hte unb 

®rioatrecht 19.— 20. Aufl. 1943 ... 3,00 
23 l ©ermanifche Rechtsgeichichte. 


7.— 10. Aufl. 1943 . 2,00 

23* Rechtsgefchichte ber Rcujeit. 

4.-6. Aufl. 1943 .1,80 

26 SreiviiUge ©erichtsbarleit. 

16.— 18. Aufl. 1943 2,80 

27 Soziale Aerficherung. 

27.-29. Aufl. 1943. 2,40 


SdiQüffers RDditsfölle, prafttifdic fälle mit Cdfungen 


Battb fartonlett M 

1 ®©®. Allgemeiner teil (85 gdlle mit 
Söfungen). 15.— 17. Aufl. 1944 . . 2,50 

2 »©«. Schuldrecht (75 SäUe mit £5« 
fungen). 15.— 17. Aufl. 1944 .... 2,50 I 

3 ®©®. Sachenrecht (80 §Alle mit £ö> 
fungen). 13. — 15. Aufl. 1944 ... 2,50 

4 ®©®.5amilien< und©rbrccht(70ftafle 

mit fiöfungen). 10. — 12. Aufl. 1943 . 2,50 

5 Reichserbhofreiht (45 fftfUe niit £ö- 

fungen). 8.-9. Aufl. 1944 1,80 

6 3 i°ilproief 3 unb 3toongsoollftrectung 

(40 54lle mit £öf.). 4.-6. Aufl. 1944 2,50 


ft anb ftffl tatonlftt Jf 

7 Honbelsrecht (5?rAlle mit fiöfungen). 

3n Aorbereitung. 

8 Strafrecht (58 ftAlle mit fiöfungen). 

9.-11. Aufl. 1944 2,10 

9 Arbeitsrecht (40 ftdHe mit fiöfungen). 

6. -7. Aufl. 1944 1,80 

10 Öffentliches Recht (50 ftdtle mit fiö* 
fungen). Rebft einer 3ufammenfttllung 
non öffentlich»rcchtlichtn Themen. 

7. -9. Aufl. 1943 3,10 

SBeitere ®dnbe finb in Vorbereitung. 


tie neueften ttriegsuerorbnungen werben, wie bisher, laufenb in Rachträgen behandelt 
unb ben Schaefferbänben, fomeit möglich, ohne Preiserhöhung belgegeben. 


— Rach bem Stanbe SBinter 1943 — 





5diapffrrs ncugpftaltung oon Redit unO tDirtfdtaft 


Crft ifrfl (artoitlnt M 

1 Xas 9?ci<f> im Vationalfojiallftifihcn 

SBeltbilb. 6. Aufl. 1943 2,50 

2 Xas Kcd)t im 9iationalf0)ialiftif<hcn 
ÜDcHbilb. Grunbjüge bcs T>cut|d)cii 
Aecflts. 4. Auflage. 3n Vorbereitung. 

4 1 ©runbjiige ber Vationalfojialiftifihen 
Mcdjtslcljre. 3. Auflage. 

©rfcheint 'inbe 1943. 

4* Xas neue (fberedjt für ©roflbcutfd)» 

lonb. 1. Aufl. 1943 2,15 

5 1 Erb« u. Vaffenlehre. 3n Vorbereitung. 

5* Kaffen» unb Erbpflege in ber ©efefl» 
gebung bes Keines. 4. Aufl. 1943 . . 2,50 
8 1 Strafredjt. 

allgemeiner Xeil. 9. Aufl 1943 . . 2,70 
8* Sefonberer Xeit. 9. Aufl. 1943 . . 3,40 
8* 2Bct)tmad)tftrafred)t. 1, Aufl. 1943 . 2,80 

10 3"9<nbred)t. 3" Vorbereitung. 

11 ©runbrift ber Xeutfd>en üöotjlfaljrts» 

pflege. 2. Aufl. 1943 3,00 

12* Akttbcioerbsrcdjt unb neues ÜOaren* 
jeid)enred)t. 4. Aufl. 1943 .... 1,50 

12* 9icucsVatcntred)t u.neiies©cbraurf)s» 
muilcrrcdjt. Vebft ©runb^ügen bes Ut» 
f)eberred)ts. 2. AufL 1943 . . etroa 1,80 
13 l 9ieues Staatsred)t I. X)er neue Staats» 

aufbau. 18. Aufl. 1943 3,00 

13* Veues Staatsredjt IL Die Errichtung 
bes ©ro[jbeutfd)en Veiles. 18. Aufl. 

19« 2,40 

13* Xeutfdje Verfaffungsgefd)id)te. Vom 
©ernianijd)en Volfsftaat bis jum ©rofj« 
beutfcflen Veirf). 5. Aufl. 1943 . . . 3,50 
13 4 Xer Staatsauf bau b. Xeutftflen Keidjs. 

3» f«)ftematifd)er Xarftellung. (Aeues 
Staatsrecht III.) 1. Aufl. 1943 ... 3,60 
14 l VertoaItungsred)t. 7. Aufl. 1943 . . 2,60 
14’ Keues ©emeinberedjt Atit einer Dar» 
ftellung berGemeinbeoerbänbe. 9. Aufl. 

1943 2,40 

14* Steuerreiflt. 6. Aufl. 1943 .... 3,00 
14« Keiibspolijeireibt. 4 . Aufl. 1943 . . 2,80 I 


b*fi 51«ft fartonif« M 

14* Vcucs Veamtcnred)t fürGroflbeutjd)» 

Ianb. 6. Aufl. 1942 2,40 

14* Cffentlidjes öausbaltsredjt in Keid), 
Cänbern unb Gemeinheit. 3. Aufl. 1943 2,80 
14 7 ©erocrberedjt. 1. Aufl. 1943 . etroa tm 
I 15* Einführung in bie allgemeine Volts» 
uiirtfdjaftslebre. Erfcfleint Vüinter 1943. 
15* ©efd)id)te ber Volfsroirtf<haftIid)en 
l'ebrmeinungen. Erfcfleint Winter 1943. 
15* ©runbjüge bet ntuen Xeutfdten Wirt» 
fdjaftsorbnung. 3. Aufl. 1943 etroa 3,25 
16' V*eisred)t unb Vreisorbnung. 

2. Auflage, Grfd)tint 3Dinter 1943. 

18* Vetriebsroirtfdjaftsleflre. 

3n Vorbereitung. 

18* Einführung in bie Vud)haltung. 

Erfdjeint Jjerbft 1943. 

18* ©runbrifj ber «ud)haltungslehre. 

4. Aufl. 1943 2,10 

18 4 Silanjred)t. 3n Vorbereitung. 

18* ©runbrifj ber ftoftenredjnung. 

3n Vorbereitung. 

19 1 Arbcitsredit I. ©runblagen u. VJefen 
bes Arbeitsrechts. 4. Aufl. 1944 . . . 1,80 
19* Arbeitsredjt II. Xie gefetjlidje Aege» 
lung bes Arbeitsrechts. 9. Aufl. 1943 3,60 
28 l Aaunibilb bcr Wirtfchaft. 1. Xeil: 


X)eutfd)es Aeicf). 3. Aufl. 1942 ... 1,80 
28’ Aaumbilb ber Wirtfdjaft. 2. Xeil: 
Europa. 1. Aufl. 1944 ...... 2,80 

32 1 ©efd)id)te bes Xeutf dien Vauernrecflts 
unb bes Xeutfdjen Vauerntums. 

4. Aufl. 1944 1,50 

32* Xeut|d)cs »auernredjt. 5. Aufl. 1944 2,80 
32* Agrarpolitik 2. Aufl. 1944 .... 2,40 
35 Aufgabe u. Aufbau bes Vcid)sarbeit$» 

bienftes. 4. Aufl. 1943 1,00 

40* Xie Vcirf)st>erteibigung (’iüebrredjt). 

2. Aufl. 1943 2,10 

40* 6trafoerfal)rensred)t feit ftriegsbe» 
ginn, (öitbt legt „Sdjarnn* tfruiibrig" 

»anb 10). 


* Ä i!! 9 *« ror .? nun8en werben, wie bisher, laufenb in Vachtrögen befconbelt 

unb ben cdjaefferbanben, foroeit möglid), ohne Vrciserhöbung beigegeben. 




